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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 69. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag). Ich begrüße die anwesen-
den Damen und Herren sowie die Zuhörer und die
Vertreter der Medien.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich eine 11. Klasse des Gymnasiums Obervieland,
Politikkurs, drei 9. Klassen der St.-Johannis-Schule
und die Klasse 10 a der Integrierten Stadtteilschule
Hermannsburg. Seien Sie alle ganz herzlich willkom-
men!

(Beifall)

Gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung gebe ich
Ihnen folgende Eingänge bekannt:

1. Resolution zur Aufnahme der Schuldenbremse
in die Landesverfassung, Dringlichkeitsantrag der
Fraktionen der CDU und der FDP vom 11. Juni 2010,
Drucksache 17/1330.

2. Schuldenbremse in der Landesverfassung ver-
ankern – Gesetz zur Änderung der Landesverfassung
der Freien Hansestadt Bremen, Dringlichkeitsantrag
der Fraktionen der CDU und der FDP vom 11. Juni
2010, Drucksache 17/1331.

Interfraktionell  wurde  vereinbart,  diese  beiden
Punkte zu verbinden und zu Beginn der heutigen
Nachmittagssitzung aufzurufen.

Ich höre keinen Widerspruch. – Dann werden wir
so verfahren.

3. Strategie „Europa 2020“ – Freien Wettbewerb
und Marktwirtschaft stärken, Subsidiarität achten,
Demokratie leben, Dringlichkeitsantrag der Frakti-
on der FDP vom 14. Juni 2010, Drucksache 17/1339.

Gemäß Paragraf 21 Satz 2 unserer Geschäftsord-
nung muss das Plenum zunächst einen Beschluss über
die Dringlichkeit des Antrags herbeiführen.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tages-
ordnungspunkt 34, Europa 2020 – für ein innovati-
ves, nachhaltiges und soziales Europa, zu verbinden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. – Dann wer-
den wir so verfahren.

4. Datenschutz bei der Erhebung von Geodaten
sicherstellen, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der
CDU und der FDP vom 15. Juni 2010, Drucksache
17/1340.

Interfraktionell wurde vereinbart, diesen Antrag
heute Nachmittag nach den verbundenen Punkten
zum Thema „Schuldenbremse in der Landesverfas-
sung verankern“ aufzurufen.

Ich höre auch hier keinen Widerspruch. – Dann ver-
fahren wir so.

5. Schuldenbremse im Landesrecht, Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die
Grünen vom 15. Juni 2010, Drucksache 17/1341.

Ich lasse hier zunächst über die dringliche Behand-
lung des Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit den Punk-
ten, die sich mit der Schuldenbremse in der Landes-
verfassung befassen, zu verbinden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. – Dann wer-
den wir so verfahren.

6. Bericht und Dringlichkeitsantrag des Vorstands
der Bremischen Bürgerschaft gemäß Paragraf 24 des
Bremischen Abgeordnetengesetzes zur Angemessen-
heit der Abgeordnetenentschädigung vom 15. Juni
2010, Drucksache 17/1343.

Ich lasse auch hier über die dringliche Behandlung
dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung des Antrags
einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Punkt am Schluss der
Tagesordnung ohne Aussprache aufzurufen.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. – Dann wer-
den wir so verfahren.

7. Geschlechtertypischem Berufswahlverhalten
entgegenwirken, Dringlichkeitsantrag der Fraktio-
nen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen vom 15.
Juni 2010, Drucksache 17/1344.

Ich lasse auch hier zunächst über die dringliche
Behandlung dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung dieses An-
trags einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!
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Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
einer dringlichen Behandlung einverstanden.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tages-
ordnungspunkt 13, Bilanz des Ausbildungspakts im
Land Bremen, zu verbinden.

Ich höre auch hier keinen Widerspruch. – Dann wer-
den wir so verfahren.

8. Zeitgemäße Unterstützung von Menschen mit
Behinderung – Eingliederungshilfe weiterentwickeln,
Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bündnis 90/Die
Grünen und der SPD vom 15. Juni 2010, Drucksache
17/1345.

Ich lasse gemäß Paragraf 21 Satz 2 unserer Ge-
schäftsordnung auch hier erst über die dringliche Be-
handlung dieses Antrags abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung dieses Antrags
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung des Antrags zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tages-
ordnungspunkt 15, individuelle Hilfen für Menschen
mit Behinderungen stärken – Transparenz und Wirt-
schaftlichkeit schaffen, zu verbinden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch. – Dann wer-
den wir so verfahren.

10. Strategie „Europa 2020“ – soziale Marktwirt-
schaft und Subsidiaritätsprinzip in Europa stärken,
Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU vom 16.
Juni 2010, Drucksache 17/1353.

Ich lasse auch hier zunächst über die dringliche
Behandlung dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung dieses An-
trags einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
einer dringlichen Behandlung einverstanden.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit Tages-
ordnungspunkt 34, „Europa 2020“ – für ein innova-
tives, nachhaltiges und soziales Europa, zu verbin-
den.

Ich höre auch hier keinen Widerspruch. – Dann wer-
den wir so verfahren.

11. Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputa-
tion für Sport.

12. Wahl eines Mitglieds und eines stellvertreten-
den Mitglieds des Landesbeirats für Sport.

Ich schlage Ihnen vor, diese Wahlen am Schluss
der Tagesordnung aufzurufen.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Die Situation von Asbestgeschädigten in Bre-
men und Bremerhaven verbessern

Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die
Grünen und der SPD
vom 25. Mai 2010
(Drucksache 17/1304)

2. Abfallsammlung bürgerfreundlich gestalten –
kommunale Steuerung erhalten

Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grü-
nen und der SPD
vom 2. Juni 2010
(Drucksache 17/1318)

3. Innovationen fördern – Bremen zur Pilotregion
für Elektromobilität ausbauen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 8. Juni 2010
(Drucksache 17/1319)

4. Verfehlung der Leistungsziele Arbeitsplatzbe-
schaffung und -sicherung, Flächenvermark-
tung, Akquisition und Besuchergewinnung
durch die bremische Wirtschaftsförderung

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Juni 2010
(Drucksache 17/1320)

5. Gesetz zur Einführung eines Hinterlegungs-
gesetzes und zur Änderung landesrechtlicher
Vorschriften

Mitteilung des Senats vom 8. Juni 2010
(Drucksache 17/1322)

6. Farbschmierereien an öffentlichen Gebäuden
umgehend beseitigen – Täter konsequent ab-
schrecken

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP
vom 9. Juni 2010
(Drucksache 17/1326)

7. Elektromobilität im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktionen Bündnis 90/Die
Grünen und der SPD
vom 9. Juni 2010
(Drucksache 17/1327)

8. Bericht zur Umsetzung des Handlungskon-
zepts „Stopp der Jugendgewalt“ vorlegen

Antrag der Fraktionen der FDP und der CDU
vom 11. Juni 2010
(Drucksache 17/1332)
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9. Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das
Friedhofs- und Bestattungswesen

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis
90/Die Grünen
vom 15. Juni 2010
(Drucksache 17/1350)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der August-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Wissenschaft und Forschung im Lande Bre-
men als Impulsgeber für die Standortentwick-
lung

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen
vom 1. April 2010

2. Gewalt und Straftaten im öffentlichen Per-
sonennahverkehr

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 20. April 2010

D a z u

Antwort des Senats vom 8. Juni 2010
(Drucksache 17/1300)

3. Finanzielle Vermarktung von Gesprächen mit
Politikern im Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 21. April 2010

D a z u

Antwort des Senats vom 25. Mai 2010
(Drucksache 17/1307)

4. Begutachtung der Reisefähigkeit von nicht
aufenthaltsberechtigten Ausländerinnen und
Ausländern

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen
vom 23. April 2010
D a z u
Antwort des Senats vom 1. Juni 2010
(Drucksache 17/1316)

5. Dachflächenkataster „Sun-Area Bremerha-
ven“

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 29. April 2010

6. Umsetzungsstand des Programms „Wohnen
in Nachbarschaften (WiN)“

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 4. Mai 2010
D a z u
Antwort des Senats vom 8. Juni 2010
(Drucksache 17/1323)

7. Finanzielle Situation von Hebammen sichern
– wohnortnahe Geburtshilfe im Land Bremen
erhalten

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen
vom 6. Mai 2010
D a z u

Antwort des Senats vom 8. Juni 2010
(Drucksache 17/1324)

8. Rockerkriminalität

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 11. Mai 2010

9. Kinder- und jugendpsychiatrische Versorgung

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 21. Mai 2010

10. Fremdplatzierung in Jugendhilfeeinrichtun-
gen und anderen Unterbringungen

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen
vom 1. Juni 2010

11. Qualitätsoffensive  der  niedersächsischen
Staatsanwaltschaften – Ein Vorbild für Bre-
men?

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 7. Juni 2010

12. Projekt Stromspar-Check

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 8. Juni 2010

13. Vorratsdatenspeicherung

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. Juni 2010

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle  Absprachen  getroffen,  und  zwar  zur
Aussetzung des Tagesordnungspunktes 12, Perspek-
tiven der beruflichen Bildung im Land Bremen, und
des  Tagesordnungspunktes  14,  Entwicklung  der
Ganztagsschule im Land Bremen. Des Weiteren wur-
den Vereinbarungen getroffen zur Verbindung der
Tagesordnungspunkte 6 und 7, Personalbericht 2009
Band IV – Bericht über die Umsetzung des Landes-
gleichstellungsgesetzes 2008 und Bericht und Antrag
des Ausschusses für die Gleichstellung der Frau dazu,
des Weiteren zur Verbindung der Tagesordnungs-
punkte 8 und 9, dritter Fortschrittsbericht zur Um-
setzung von Gender-Mainstreaming in der bremi-
schen Verwaltung und Bericht und Antrag des Aus-
schusses für die Gleichstellung der Frau dazu, der
Tagesordnungspunkte 16, Einnahmesicherung für die
touristische Infrastruktur in Bremen und Bremerha-
ven, und 17, keine weiteren Steuersenkungen – kom-
munale Finanzen sichern und stärken, der Tagesord-
nungspunkte 31 und 32, hier geht es um das Zweite
Hochschulreformgesetz,  der  Punkte  außerhalb  der
Tagesordnung, die sich mit der Änderung der Lan-
desverfassung der Freien Hansestadt Bremen, ein-
getragene Lebenspartnerschaften mit Ehen gleich-
stellen, befassen, und der Punkte außerhalb der Ta-
gesordnung, die sich mit der Aufnahme der Schul-
denbremse  in  die  Landesverfassung  befassen.  Als
Letztes wurden Vereinbarungen für Redezeiten bei
einigen Tagesordnungspunkten getroffen.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heute
zu Beginn der Sitzung der Tagesordnungspunkt 33,
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Wahl der Mitglieder der Bundesversammlung, auf-
gerufen wird.

Die  Sitzung  heute  Nachmittag  beginnt  mit  den
Dringlichkeitsanträgen,  die  sich  mit  dem  Thema
„Schuldenbremse in der Landesverfassung veran-
kern“ befassen, und im Anschluss daran wird der
Dringlichkeitsantrag „Datenschutz bei der Erhebung
von Geodaten sicherstellen“ behandelt.

Zu Beginn der Donnerstagvormittagssitzung wer-
den die miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkte 31 und 32, Zweites Hochschulreformgesetz,
der Tagesordnungspunkt 27, Europapolitisches Ju-
gendkonzept für Bremen, und der Tagesordnungs-
punkt 34, „Europa 2020“ – für ein innovatives, nach-
haltiges und soziales Europa, aufgerufen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Wahl der Mitglieder der Bundesversammlung

Wird das Wort zur Wahl der Mitglieder der Bun-
desversammlung gewünscht? – Ich sehe, das ist nicht
der Fall.

Das Bundesgesetz über die Wahl des Bundesprä-
sidenten schreibt in seinem Artikel 4 Absatz 1 vor,
dass der Landtag die auf das Land entfallenden
Mitglieder der Bundesversammlung nach Vorschlags-
listen wählt. Auf das Land Bremen entfallen fünf Mit-
glieder. Bei der Wahl sind, so heißt es weiter, die Be-
stimmungen der Geschäftsordnung des Landtags ent-
sprechend anzuwenden.

Gemäß Paragraf 4 Absatz 2 dieses Gesetzes hat
jeder Landtagsabgeordnete eine Stimme. Schließlich
bestimmt Artikel 4 Absatz 3 dieses Gesetzes, dass die
Sitze dann, wenn mehrere Vorschlagslisten vorlie-
gen, den Listen nach der Zahl der ihnen zugefalle-
nen Stimmen im Höchstzahlverfahren d’Hondt zu-
geteilt werden. Über die Zuteilung des letzten Sit-
zes entscheidet bei gleichen Höchstzahlen das vom
Landtagspräsidenten zu ziehende Los. Die Sitze wer-
den den Bewerbern in der Reihenfolge ihrer Namen
auf den Vorschlagslisten zugewiesen. – Soweit das
für unsere Wahl maßgebliche Bundesrecht!

Unsere Geschäftsordnung enthält keine spezielle
Bestimmung für die Wahl nach mehreren Vorschlags-

listen. Da getrennte Wahlvorschläge vorliegen, kommt
nur eine geheime Wahl mit Stimmzetteln in Wahl-
kabinen in Betracht. Das ist auch so interfraktionell
vereinbart worden.

Es ist weiterhin interfraktionell verabredet, auf die
Gestaltung der Stimmzettel den Paragrafen 58 Ab-
satz 7 Sätze 2 und 3 unserer Geschäftsordnung ent-
sprechend anzuwenden. Danach erfolgt die Wahl
durch Kennzeichnung eines Vorschlags in dem dafür
auf dem Stimmzettel vorgesehenen Feld. Fehlt eine
Kennzeichnung, gilt die Stimme als Enthaltung. Sind
beide Kästchen angekreuzt, ist der Stimmzettel un-
gültig. Wer mit diesem Verfahren einverstanden ist,
den bitte ich nun um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Einstimmig)

Für die Listennachfolge gelten die Bestimmungen
des Paragrafen 4 Absätze 4 und 5 des Bundesgeset-
zes über die Wahl des Bundespräsidenten. Insgesamt
drei Ersatzmitglieder werden vom Bundestagspräsi-

Zum Wahlverfahren lassen Sie mich noch einige
Anmerkungen machen. Falten Sie den Stimmzettel
in der Wahlkabine und stecken Sie ihn dort in den
mitgegebenen Wahlumschlag! Begeben Sie sich dann
zu dem Tisch, auf dem die Wahlurne aufgestellt ist,
und werfen Sie den Stimmzettel in die Wahlurne!

Ich weise noch darauf hin, dass die Schriftführe-
rinnen Stimmzettel zurückzuweisen haben, die ers-
tens, außerhalb der Wahlkabine gekennzeichnet oder
in den Wahlumschlag gelegt wurden, zweitens, nicht
in den Wahlumschlag gelegt wurden, oder drittens,
sich in einem Wahlumschlag befinden, der offensicht-
lich in einer das Wahlgeheimnis gefährdenden Weise
von den übrigen abweicht oder einen deutlich fühl-
baren Gegenstand enthält. Stimmzettel, die Zusät-
ze oder Kennzeichnungen enthalten, sind ungültig,
wenn sie den Willen der Wählerin oder des Wählers
nicht zweifelsfrei erkennen lassen oder die Wähle-
rin oder der Wähler erkennbar wird.

Sollte sich ein Abgeordneter oder eine Abgeord-
nete beim Ausfüllen des Stimmzettels verschreiben,
kann er beziehungsweise sie gegen Rückgabe des
alten Stimmzettels einen neuen Stimmzettel erhal-
ten.

Besteht Klarheit über das Wahlverfahren?

Ich stelle fest, das ist der Fall.

Dann kommen wir nunmehr zur Wahl.

Ich  eröffne  den  Wahlgang  für  die  Mitglieder
der Bundesversammlung, Drucksachen 17/1351 und
17/1352. Ich rufe jetzt alle Abgeordneten nach dem
Alphabet namentlich auf und bitte die so aufgeru-
fenen Damen und Herren die Wahl vorzunehmen.

denten eingeladen.
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Gleichzeitig bitte ich die Schriftführerinnen, an der
Ausgabe der Stimmzettel und an der Wahlurne Platz
zu nehmen.

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zum
Wahlgang.

(Es folgt der Namensaufruf.)

Meine Damen und Herren, ich frage, ob alle Ab-
geordneten aufgerufen worden sind.

Das ist der Fall.

Ich frage, ob alle Abgeordneten, die aufgerufen
worden sind, ihre Stimmzettel abgegeben haben.

Das ist der Fall.

Damit ist der Wahlgang beendet.

Wir kommen zur Auszählung der abgegebenen
Stimmen. Ich bitte die Schriftführerinnen, die Aus-
zählung vorzunehmen!

Ich unterbreche die Sitzung der Bremischen Bür-
gerschaft, bis das Wahlergebnis vorliegt.

(Unterbrechung der Sitzung um 10.28 Uhr)

*
Präsident Weber eröffnet die Sitzung wieder um 10.39
Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die unterbrochene Sit-
zung der Bürgerschaft (Landtag).

Ich gebe Ihnen nun das Abstimmungsergebnis be-
kannt: Ausgegebene Stimmzettel: 81, abgegebene
Stimmzettel: 81, vernichtete Stimmzettel: null, un-
gültige Stimmzettel: sechs.

Auf die Wahlvorschläge der Fraktionen der SPD,
Bündnis 90/Die Grünen, der FDP und des Abgeord-
neten Möhle entfielen 50 Jastimmen. Auf den Wahl-
vorschlag der Fraktion der CDU entfielen 25 Jastim-
men.

Meine Damen und Herren, aus diesem Abstim-
mungsergebnis ergibt sich nach d’Hondt eine glei-
che Höchstzahl für die Wahlvorschläge, sodass der
Präsident der Bürgerschaft nach der Regelung des
Bundespräsidentenwahlgesetzes das Los zu ziehen
hat, welche Liste den fünften Sitz erhält. Ich schla-
ge Ihnen nun folgendes Verfahren vor: Ich bitte den
Fraktionsvorsitzenden der SPD, Herrn Tschöpe, und
den Fraktionsvorsitzenden der CDU, Herrn Röwe-
kamp, zu mir, und dann entscheiden Sie, ob Sie Rat
– –. Ich habe hier eine neue Zwei-Euro-Münze mit
Rathaus  und  mit  Zahl.  Ich  frage  Herrn  Tschöpe,
möchten Sie Rathaus oder Zahl?

Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, würde es Sie
überraschen, wenn wir das Rathaus nehmen?

Präsident Weber: Dann bleibt für Herrn Kollegen
Röwekamp Zahl.

Abg. Röwekamp (CDU): Wir machen uns eine Men-
ge aus Zahlen.

Präsident Weber: Gut!

(Präsident Weber entscheidet per Münz-
wurf.)

Rathaus!

(Starker Beifall bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Meine Damen und Herren, dann kommen wir zu
folgendem Ergebnis: Auf den Wahlvorschlag der
Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der FDP
und des Abgeordneten Möhle entfallen vier Sitze. Auf
den Wahlvorschlag der Fraktion der CDU entfällt ein
Sitz. Bei dem Wahlvorschlag der Zählgemeinschaft
sind  das  Herr  Böhrnsen,  Präsident  des  Senats  der
Freien Hansestadt Bremen, Frau Böschen, Herr Weber
und Dr. Möllenstädt. Auf den Wahlvorschlag der CDU
ist es der Kollege Röwekamp.

Ich bitte die Gewählten, die nach Paragraf 4 Ab-
satz 4 des Bundesgesetzes über die Wahl des Bun-
despräsidenten  erforderliche  schriftliche  Erklärung
über die Annahme der Wahl sofort zu unterzeichnen,
damit wir die Bremer Mitglieder rechtzeitig, nämlich
spätestens bis zum 19. Juli, melden können. Das ist
der vom Bundestagspräsidenten vorgegebene Termin.

Die Annahmeerklärungen liegen hier vorn an der
Bank der Verwaltung vorbereitet vor, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren.

Damit ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlos-
sen.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen zwölf frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor. Die Anfrage Nummer 11 ist vom Frage-
steller zurückgezogen worden.

Meine Damen und Herren, die erste Anfrage trägt
die Überschrift „Antrag ‚Plattdüütsch’ endlich be-
raten“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Imhoff, Frau Dr. Mohr-Lüllmann, Röwe-
kamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Imhoff!

Die als Ersatzmitglieder benannten Listennachfolger
bitte ich, vorsorgliche Wahlannahmeerklärungen zu
unterzeichnen, damit die Wahlannahme für den Fall
des Eintritts der Listennachfolge nachgewiesen wer-
den kann.
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Abg. Imhoff (CDU): Veelen Dank! We frogt de Se-
nat:

Erstens: Weswegen harr se de Andrag „An Platt-
düütsch fasthollen und Plattdüütsch starker moken“,
Drucksache 17/394, von 9. Mai 2008, de we von Lan-
dag ut tom beroden un besnacken in de Kulturde-
putation röber geben hebbt, noch nich behannelt?

Twetens: Wann kregt de Senat dat endlich klor, de
Kulturdeputation de nötigen un torecht mokten Un-
nerlagen tom beroden vörtoleggen?

Drittens: Woans will de Senat dat sicherstellen, dat
de ursprüngliche Andrag, de we stellt hebbt, bit tom
Ennen von de Legislaturperiode wedder trüch kummt,
un we da noch över snacken un afstimmen könnt?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Frau Staatsrätin Emigholz.

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Aber auf Platt!)

Staatsrätin Emigholz: Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren!

Für den Senat beantworte ich die Anfrage leider
nicht wie der Kollege Imhoff auf Plattdeutsch, weil
ich nicht so virtuos Plattdeutsch sprechen kann. Ich
habe ihn aber verstanden, und deshalb erlaube ich
mir, Frage für Frage herunterzulesen:

Zu Frage 1: Es bestand in der Landtagssitzung vom
2. Juli 2008 Einvernehmen unter allen Fraktionen,
dass zunächst das Vorliegen der deutschen Überset-
zung des Monitoringberichts zum 3. Staatenbericht
an den Europarat abgewartet werden sollte. Der Se-
nator für Kultur hat daraufhin der Deputation für Kul-
tur auf Nachfrage erläutert, dass noch das Vorliegen
des 4. Berichts der Bundesrepublik Deutschland ge-
mäß der Europäischen Charta der Regional- oder Min-
derheitensprachen abgewartet werden soll, damit der
Sachstandsbericht des Senats auf dem aktuellsten Er-
kenntnisstand ansetzen könne. Dieser Bericht wird
aber nun entgegen der ursprünglichen Planung vo-
raussichtlich erst 2011 vorliegen.

Zu Frage 2: Der Sachstandsbericht auf der Grund-
lage der Bremer Verpflichtungen und des Monito-
rings zum 3. Staatenbericht an den Europarat soll im
September 2010 von der Deputation für Kultur be-
raten werden. Ein erster, schriftlicher Zwischenbe-
richt wird den Deputierten in Kürze zur Kenntnis ge-
geben.

Zu Frage 3: Vor dem Hintergrund des Monitoring-
berichts und der Akzeptanzstudie des Instituts für nie-
derdeutsche Sprache, INS, beabsichtigt der Senator
für Kultur, im Herbst 2010 eine Fachkonferenz durch-
zuführen. Durch die Verpflichtungen der Charta sind
eine Vielzahl von Politikbereichen betroffen, die hier
in  die  weitere  Arbeit  einzubeziehen  sind.  Mit  der
Fachkonferenz  soll  vor  diesem  Hintergrund  eine
Standortbestimmung und eine Bewertung der Per-

spektiven für Niederdeutsch im Land Bremen vor-
genommen werden. Zudem soll die Konferenz dazu
beitragen,  konkrete  Handlungsempfehlungen  zur
Stärkung des Niederdeutschen zu entwickeln. Die
Vielfältigkeit der bestehenden Verpflichtungen ei-
nerseits und die Haushaltslage Bremens andererseits
machen dabei Priorisierungen notwendig, die die
Konferenz ebenfalls beraten und bewerten wird. Die
so gewonnenen Erkenntnisse sind von den beteiligten
Senatsbereichen  Inneres,  Justiz,  Kultur,  Bildung,
Wissenschaft und Soziales dann in einem Zeit-Maß-
nahmen-Raster zu versehen. Die Ergebnisse werden
der Deputation und der Bürgerschaft rechtzeitig vor
Ablauf der Legislaturperiode zugeleitet werden. Ein
wichtiges Teilziel des Sachstandsberichts sowie der
Fachkonferenz ist es, den Status des Niederdeutschen
im Land hervorzuheben und für das Monitoring zum
4. Staatenbericht positive Zeichen zu setzen. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Imhoff, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Man konnte in der Zeitung le-
sen, dass der Senat das Plattdeutsche in den Schu-
len stärker verankern will. Stimmt das?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Das wäre eine gute Frage
in der Bildungsdeputation. Frau Senatorin Jürgens-
Pieper hat sich dazu geäußert. Es gibt Angebote in
diesem Bereich, aber was die einzelnen Angebots-
strukturen in der Schule angeht, muss ich Ihnen sa-
gen, wenden Sie sich bitte in der Deputation an das
Fachressort.

Präsident Weber: Herr Kollege Imhoff, eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Sie sprechen aber vom Senat,
oder?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Ja!

Präsident Weber: Herr Kollege Imhoff, eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Okay, nur, dass wir uns da einig
sind. Hat der Senat denn zukünftig vor, sich an die
Vereinbarung zu halten, die EU- und deutschland-
weit gilt, dass die Minderheitensprachen mehr ge-
fördert werden?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Das ist richtig. Sie wissen
aber auch, dass Förderung meistens von Geld und
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Personal abhängt, gerade wenn sie schulische An-
gebote  einbezieht  oder  auch  die  Möglichkeit  von
Übersetzung von Vorlagen oder Vorgängen in nor-
malen Verwaltungsbereichen, sodass wir eine Bewer-
tung auf dieser Fachkonferenz, auch vor dem Hin-
tergrund der Haushaltslage, machen müssen. Das ist
die Wahrheit.

Präsident Weber: Herr Kollege Imhoff, eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Für mich stellt sich nur noch
eine Frage. Ist dem Senat Plattdeutsch eigentlich
wichtig oder nicht?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Emigholz: Selbstverständlich ist dem
Senat die Pflege von Minderheitensprachen wich-
tig. Wenn Sie Interesse haben, stellen wir Ihnen auch
gern, und nicht nur der Fachdeputation, den Moni-
toringbericht vollumfänglich und auch die skizzier-
te Übersicht, die die Deputation erreicht, zur Verfü-
gung.

Präsident Weber: Herr Kollege Imhoff, eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Die Unterlagen brauche ich
nicht. Wir sind untereinander gut vernetzt, aber ich
möchte sagen, wenn Sie dafür etwas tun wollen, dann
machen Sie das doch endlich einmal!

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin  Emigholz:  Mein  Plattdeutsch  reicht
nicht weit, aber darauf antworte ich mit Ja!

Präsident Weber: Herr Kollege Imhoff, eine wei-
tere Zusatzfrage?

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Nein danke! –
Beifall bei der CDU)

Frau Staatsrätin, weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf die Haushalts-
sperre für Bremerhaven. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Dr. Schrörs, Röwekamp
und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Dr. Schrörs!

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet es der Senat, dass der Ma-
gistrat der Stadt Bremerhaven in diesem Jahr bisher
keine Haushaltssperre beschlossen hat?

Zweitens: Hält der Senat vor dem Hintergrund der
für Bremen beschlossenen Haushaltssperre einen
entsprechenden Beschluss auch für Bremerhaven für
sinnvoll?

Drittens: Welche rechtlichen Mittel stehen der Auf-
sichtsbehörde zur Verfügung, um eine Haushaltssper-
re für Bremerhaven zu veranlassen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Eine Haushaltssperre für
die  Haushalte  des  Landes  und  der  Stadtgemeinde
Bremen wurde als Reaktion auf die massiven Min-
dereinnahmen, die nach den Ergebnissen der Mai-
Steuerschätzung für das laufende Jahr zu erwarten
sind, und im Hinblick auf voraussichtliche Mehrbe-
lastungen im Sozialhilfebereich, die im weiteren Jah-
resverlauf auch die Auflage eines Nachtragshaushalts
erfordern werden, beschlossen.

Der Senat hat zur Kenntnis genommen, dass die
für Bremerhaven im Vergleich zu Bremen weniger
kritischen Prognosen zur Steuerentwicklung und die
Bewertung der eigenen Gegensteuerungsmöglich-
keiten den Magistrat der Stadt Bremerhaven veran-
lasst haben, vergleichbare Maßnahmen zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht zu beschließen.

Hinzu kommt, dass die Rechtskraft des Bremerha-
vener Haushalts 2010 erst am 20. April 2010 einge-
treten ist. Der momentane Verzicht auf Bewirtschaf-
tungsmaßnahmen stellt eine autonome Entscheidung
Bremerhavens dar, die vom Land weder beeinflusst
werden kann noch muss. Ein stärker aufeinander ab-
gestimmtes Vorgehen im Vollzug der Haushalte in
Bremen und Bremerhaven ist allerdings erforderlich,
wenn mit dem 2011 beginnenden Abbaupfad die
Jahresergebnisse der Haushalte des Stadtstaates mit
hoher Verbindlichkeit einzuhalten sind. Hierzu fin-
den zurzeit die vorbereitenden Gespräche statt. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Schrörs, haben
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Dr.  Schrörs  (CDU):  Frau  Bürgermeisterin,
Oberbürgermeister Schulz in Bremerhaven hat er-
klärt, dass er keine Haushaltssperre für notwendig
erachtet oder erst, wenn die November-Steuerschät-
zung eintreffen wird. Wann wird denn die Steuer-
schätzung vorliegen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Diese Aussage, die Sie
hier zitieren, ist mir nicht bekannt. Ich weiß nichts
von einem Hinweis auf die November-Steuerschät-
zung. Ich weiß nur, dass der Oberbürgermeister ge-
sagt hat, dass er zurzeit die Notwendigkeit nicht sieht.
Die November-Steuerschätzung liegt immer so in der
ersten Hälfte des Monats November vor.
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Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Schrörs, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Dr.  Schrörs  (CDU):  Wann  ist  denn  Kassen-
schluss?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Das ist relativ zeitnah,
ungefähr vier Wochen später.

Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Schrörs, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Was meinen Sie denn, wel-
che Möglichkeiten es noch gibt, wenn man von Mitte
November bis Mitte Dezember noch die Möglichkeit
hat, eine Haushaltssperre einzulegen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Die Wahrscheinlichkeit,
dass man mit Haushaltssperren große Summen zu-
sammensammeln kann, ist eher gering, und je spä-
ter sie ausgesprochen werden, desto geringer sind
die Summen, die man damit noch einsammeln kann.

Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Schrörs, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Eine letzte Frage! Sie ha-
ben in Ihrer Antwort gesagt, dass ein stärker auf-
einander abgestimmtes Vorgehen erforderlich wäre.
Was meinen Sie denn damit?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Wir werden, wenn die
Förderalismusphase, also die Sanierungsphase Bre-
mens, im Jahr 2011 mit den festen Verabredungen
mit dem Bund beginnt, Rechenschaft ablegen über
die  Entwicklung  der  Kreditaufnahme  des  Landes
Bremen und seiner beiden Gemeinden. Da wir ein
Stadtstaat sind, wird die Sanierungsphase die gesamte
Kreditaufnahme beinhalten. Wir sind in Gesprächen
sowohl auf Bürgermeisterebene – das ist ja auch aus
den Medien bekannt, ich glaube, wir haben auch im
Haushaltsausschuss darüber berichtet – als auch auf
Arbeitsebene, um uns auf Zahlengrundlagen für die
Prognosen der nächsten Jahre zu einigen. Am Ende
strebt der Senat feste Verabredungen auch mit der
Stadtgemeinde Bremerhaven über ihren Anteil an
dem zehn Jahre lang andauernden Sanierungsweg
an.

Präsident Weber: Herr Kollege Dr. Schrörs, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage?

(Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU]: Nein, vie-
len Dank!)

Frau Bürgermeisterin, weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Eingetragene
Lebenspartnerschaften im Steuerrecht“. Die Anfrage
ist unterschrieben von dem Abgeordneten Tschöpe
und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Tschöpe!

Abg. Tschöpe (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Trifft es zu, dass die Bundesregierung für
das Jahressteuergesetz 2010 einen Gesetzentwurf zur
Gleichstellung der eingetragenen Partnerschaft mit
der Ehe verabschiedet hat, in welchem die eingetra-
gene Lebenspartnerschaft steuerrechtlich bezüglich
der Erbschaft-, Schenkungs- und Grunderwerbsteuer
mit der Ehe gleichgestellt wird?

Zweitens:  Hat  der  Senat  Kenntnis  darüber,  wa-
rum nach Ansicht der Bundesregierung eine Gleich-
stellung zwischen Ehe und eingetragener Lebens-
partnerschaft bei der Einkommensteuer nicht erfol-
gen soll?

Drittens: Teilt der Senat die Auffassung, dass eine
steuerrechtlich unterschiedliche Behandlung von Ehe
und eingetragener Lebenspartnerschaft eine gewill-
kürte Diskriminierung darstellt?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Ja!

Zu Frage 2: Nein!

Zu Frage 3: Der Senat ist der Auffassung, dass zur
Vermeidung von Diskriminierungen die steuerliche
Gleichstellung von Ehe und eingetragener Lebens-
partnerschaft herzustellen ist. Der Senat hatte daher
bereits im Mai 2008 im Bundesrat einen Entschlie-
ßungsantrag eingebracht, der auf eine Gleichstellung
der eingetragenen Lebenspartnerschaft mit der Ehe
im Einkommensteuerrecht abzielte. Dieser Antrag
fand keine Mehrheit. – Soweit die Antwort des Se-
nats!

Präsident Weber: Herr Kollege Tschöpe, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Tschöpe (SPD): Würde in Anbetracht dessen,
dass hier ein erhebliches Einlenken der Bundesre-
gierung, was die steuerrechtliche Gleichstellung bei
Erbschaft- und Grunderwerbsteuer angeht, es der
Senat für sinnvoll erachten, den Antritt noch einmal
zu wagen, auch die Gleichstellung bei der Einkom-
mensteuer erneut in den Bundesrat einzubringen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!
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Bürgermeisterin Linnert: Die Anregung nehme ich
sehr gern auf. Wir sind dort inhaltlich einer Meinung.
Wenn sich abzeichnet, dass man es damit vielleicht
ein bisschen befördern kann, werden wir das auf jeden
Fall machen oder auch eine neue Niederlage nicht
scheuen. Es ist auf jeden Fall in der Sache berech-
tigt.

Präsident Weber: Herr Kollege Tschöpe, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Tschöpe (SPD): Frau Senatorin, stimmen Sie
mir zu, dass es erfreulich ist, dass die CDU auf dem
Weg ist, man jetzt einfach nur noch etwas Geschwin-
digkeit bekommen muss?

Präsident Weber: Bitte, Frau Bürgermeisterin!

Bürgermeisterin Linnert: Wenn wir schieben kön-
nen, werden wir das gern tun!

Präsident Weber: Frau Bürgermeisterin, weitere
Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft die Gebühren für die
Anerkennung von Ausbildungsabschlüssen. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Frau
Hoch, Frau Schön, Dr. Güldner und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Bitte, Frau Kollegin Hoch!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Aus welchem Grund wurde nach fünf Jah-
ren für Schülerinnen und Schüler der Berufsfachschu-
le Altenpflegehilfe für die Anerkennung des Ausbil-
dungsabschlusses eine Gebühr über 60 Euro einge-
führt?

Zweitens: Welche Möglichkeiten haben Schüle-
rinnen und Schüler, die von Transferleistungen le-
ben, sich diese Gebühr erstatten zu lassen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Dr. Schuster.

Staatsrat Dr. Schuster: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Für
den Senat beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Gemäß den maßgeblichen gesetzlichen
Grundlagen des Bremischen Altenpflegeausbildungs-
gesetzes dürfen nur Personen, denen die Erlaubnis
dazu erteilt worden ist, die Berufsbezeichnung „staat-
lich anerkannter Altenpflegehelfer“ oder „staatlich
anerkannte  Altenpflegehelferin“  führen.  Diese  Er-
laubnis ist zu erteilen, wenn die vorgeschriebene Aus-
bildung abgeleistet, die vorgeschriebenen Prüfun-
gen bestanden worden sind, keine Anhaltspunkte für
eine charakterliche Unzuverlässigkeit vorliegen und

die Person in gesundheitlicher Hinsicht geeignet ist.
Wird dies von der zuständigen Behörde festgestellt,
kann die Urkunde ausgestellt werden. Bis Ende 2009
erfolgte die Erteilung dieser Erlaubnisurkunden ge-
bührenfrei.

Die gebührenpflichtige Erteilung von Erlaubnis-
urkunden gibt es in anderen Gesundheitsberufen wie
Krankenpflegerin/Krankenpfleger, Rettungsassisten-
tin/Rettungsassistent et cetera bereits seit Längerem.

Damit wurden Altenpflegehelferinnen und Alten-
pflegehelfer bis Ende 2009 trotz vergleichbarer Not-
wendigkeit  einer  Erlaubnisurkunde  und  trotz  ver-
gleichbaren Verwaltungsaufwands durch eine Nicht-
forderung von Gebühren besser gestellt als andere
Gesundheitsberufe. Aus Gründen der Gleichbehand-
lung war deshalb eine Einführung der Gebühr not-
wendig. Derselbe Sachverhalt trifft auch auf die drei-
jährige Altenpflegeausbildung zu. Auch dort ist eine
gebührenpflichtige  Erlaubniserteilung  eingeführt
worden.

Eine Verpflichtung, nach der staatlichen Prüfung
die Erlaubnisurkunde zu beantragen, besteht nicht.
Sie ist aber Voraussetzung für die Aufnahme einer
entsprechenden beruflichen Tätigkeit. Die Urkun-
de kann auch Jahre nach Abschluss der Ausbildung
ausgefertigt werden, zum Beispiel wenn erst dann
eine entsprechende Tätigkeit aufgenommen wird.

Zu Frage 2: Schülerinnen und Schüler, die von
Transferleistungen leben oder die sich zur Zahlung
nicht in der Lage sehen, kann zur Abmilderung der
finanziellen Belastung auf Antrag Ratenzahlung an-
geboten werden. In begründeten Härtefällen ist auch
eine Stundung beziehungsweise ein Erlass möglich.
Dies setzt eine einzelfallbezogene Prüfung voraus.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin Hoch, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Ist es
richtig, dass es sich bei der Berufsfachschule in Walle
nicht um eine klassische Ausbildungsstätte in der
Altenpflegehilfe  handelt  und  auch  keine  Ausbil-
dungsvergütung gezahlt wird, sondern dass dort eine
Doppelqualifikation möglich ist, sodass auch ein er-
weiterter  Hauptschulabschluss  erworben  werden
kann?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Schuster: Es ist richtig, dass keine
Ausbildungsvergütung gezahlt wird, und es ist so,
dass die gebührenpflichtige Urkunde nur dann er-
teilt  wird,  wenn  danach  eine  Berufsaufnahme  er-
wünscht wird oder erfolgt. Deswegen wird die Ge-
bühr erst dann erhoben. Es erfolgt damit die Gleich-
stellung zu den anderen Bereichen, in denen das auch
an den Willen zur Berufsaufnahme gekoppelt ist.
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Präsident Weber: Frau Kollegin Hoch, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Sie ha-
ben ausgeführt, dass bei Schülerinnen und Schülern,
die Transferleistungen erhalten, in begründeten Fällen
eine Stundung beziehungsweise ein Erlass möglich
ist und dieses eine Einzelfallprüfung voraussetzt. Wie
ist das Kosten-Nutzen-Verhältnis bei dieser kleinen
Gruppe, wenn man Einzelfallprüfungen macht und
60 Euro dafür einnimmt? Das ist ja, denke ich, eine
sehr kleine Gruppe. Ist das Kosten-Nutzen-Verhält-
nis dort in Ordnung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Schuster: Das kommt ehrlich darauf
an, wie groß die Gruppe ist und wie aufwendig die
Prüfung durchgeführt wird. Im Moment ist es ohnehin
so, dass viele der Schülerinnen und Schüler dort gar
keine entsprechende Urkunde beantragen, da sie
gleich in eine weitere Ausbildung übergehen und sich
beispielsweise in der Krankenpflege weiter ausbil-
den lassen. Wenn sie massenhaft gebraucht werden
würden, müsste man überdenken, ob diese Ausnah-
meregelungen sinnvoll sind. Wir gehen ohnehin da-
von aus, dass das Geld nur in Einzelfällen nicht auf-
bringbar sein wird und dass es dann auch gerecht-
fertigt wäre, eine Ratenzahlung oder einen gesam-
ten Erlass zu vereinbaren.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

 Abg. Frau Hoch (Bündnis 90/Die Grünen): Eine
letzte! Würden Sie noch einmal Gespräche mit der
Schule aufnehmen? Denn ich höre immer wieder, dass
es dort zu Problemen mit dem Bezahlen der 60 Euro
kommt, die für die Urkunde nötig sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Schuster: Wir sind gern bereit, noch
einmal entsprechende Gespräche zu führen!

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die  fünfte  Anfrage  trägt  den  Titel  „Anwendung
des LGG in öffentlichen Gesellschaften sicherstel-
len“. Die Anfrage ist unterschrieben von den Abge-
ordneten Frau Böschen, Frau Arnold-Cramer, Tschöpe
und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Böschen!

Abg. Frau  Böschen (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat nach
der beschlossenen Ausweitung des Geltungsbereichs
des Landesgleichstellungsgesetzes, LGG, sicherzu-

stellen, dass die Bestimmungen des LGG, insbeson-
dere hinsichtlich der Beteiligung der Frauenbeauf-
tragten, in den im öffentlichen Mehrheitsbesitz be-
ziehungsweise Besitz befindlichen Gesellschaften tat-
sächlich umgesetzt werden?

Zweitens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
bei den Betriebsräten der im öffentlichen Mehrheits-
besitz beziehungsweise Besitz befindlichen Gesell-
schaften für Akzeptanz dafür zu werben, dass deren
durch die Frauenbeauftragte veränderte Rolle im Rah-
men des Mitbestimmungsverfahrens nicht zu Kon-
flikten zwischen den Beteiligungsorganen führt?

Drittens: Sieht der Senat möglicherweise zusätz-
lichen Handlungsbedarf, um die Rolle von Frauen-
beauftragten, insbesondere in zum öffentlichen Ein-
flussbereich  gehörenden  Kapitalgesellschaften,  der
Intention des LGG entsprechend abzusichern?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung: Der Senat hat am 16. Oktober 2007
zur Herstellung einheitlicher Rahmenbedingungen
für die Steuerung und Kontrolle von Beteiligungs-
gesellschaften, Betrieben und Sondervermögen im
Sinne von Paragraf 26 LHO und sonstigen ausgeglie-
derten Verwaltungseinheiten die Einrichtung einer
Senatskommission für öffentliche Unternehmen be-
schlossen. Zu deren Aufgabe gehört unter anderem
auch die Ausweitung des Landesgleichstellungsge-
setzes auf die Gesellschaften.

Am 26. August 2008 hat der Senat die „Regelun-
gen des Senats zur Gleichstellung von Frau und Mann
in Mehrheitsgesellschaften des Landes und der Stadt-
gemeinde Bremen“ beschlossen und die Bremische
Bürgerschaft (Landtag) in der Mitteilung des Senats
vom 25. August 2009 in der Drucksache 17/901 über
die Umsetzung unterrichtet.

Zudem hat sich die Senatorin für Finanzen im ak-
tuellen Personalmanagementkonzept „Personal 2020
– Personalpolitische Perspektiven und Arbeitspro-
gramm für den öffentlichen Dienst der Freien Han-
sestadt Bremen bis 2020“, das auch den Abgeord-
neten zur Verfügung gestellt wird, dem Thema „Frau-
enförderung“ gewidmet.

Die bremischen Mehrheitsgesellschaften werden
in die Berichterstattung der Senatorin für Finanzen
über die Umsetzung des LGG einbezogen und mit
den Daten des Jahresabschlusses 2010 im Jahr 2011
veröffentlicht.

Zu Frage 1: Die durch Gesellschaftsvertrag und
Senat festgelegten Regelungen binden die Geschäfts-
führung. Der Senat geht davon aus, dass eine ent-
sprechende Umsetzung sichergestellt wird.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 69. Sitzung am 16. 06. 10 5211

Zu Frage 2: Betriebsräte sind Vertretungsorgane
der Arbeitnehmer in den Gesellschaften. Der Senat
sieht es als nicht in Einklang mit seinen Kompeten-
zen  stehend  an,  in  die  Mitbestimmungsverfahren
zwischen den Beteiligungsorganen konfliktregulie-
rend einzugreifen.

Zu Frage 3: Soweit das LGG anzuwenden ist, ist
die Rolle der Frauenbeauftragten in diesem Rahmen
sichergestellt. Paragraf 6 der „Regelungen des Se-
nats zur Gleichstellung von Frau und Mann in Mehr-
heitsgesellschaften des Landes und der Stadtgemein-
de Bremen“ sieht vor, wann eine Frauenbeauftrag-
te zu wählen ist und welche Aufgaben und Pflich-
ten sie wahrzunehmen hat. Eine darüber hinausge-
hende Regelung oder Absicherung ist aus Sicht des
Senats nicht erforderlich. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin Böschen, haben
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Böschen (SPD): Frau Senatorin, ist Ih-
nen bekannt, dass es nach dieser Regelung Konflikte
zwischen Frauenbeauftragten und Betriebsräten ge-
geben hat, insbesondere was die Befassung der Frau-
enbeauftragten vor dem Betriebsrat und die Teilnah-
me an Betriebsratssitzungen analog zu der Teilnah-
me der Frauenbeauftragten an Personalratssitzun-
gen angeht?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Bürgermeisterin Linnert: Nein, das ist mir nicht
bekannt. Wir müssen einem solchen Fall nachgehen,
das würde ich auch versprechen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

 Abg. Frau Böschen (SPD): Einfach ein Vorschlag!
Was halten Sie davon, zum Beispiel eine Empfehlung
an die entsprechenden Arbeitgeber abzugeben, eine
Wahlordnung aufzustellen und die Rechte der Frau-
enbeauftragten in einer Richtlinie zu konkretisieren?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Bürgermeisterin Linnert: Das werde ich prüfen
lassen. Im Grunde setzen wir natürlich vor allen Din-
gen darauf, dass jetzt nicht ein großer, behäbiger
Tanker mit „Gesellschaftsverträge verändern und so
weiter“ in Gang gesetzt wird, sondern dass wir da
reagieren, wo es nötig ist. Da setzen wir natürlich auch
auf die Kontrollpflichten des Aufsichtsrats, der mit
Vertreterinnen aus den Ressorts, Senatoren, Staats-
räten, aber eben auch mit Abgeordneten besetzt ist.
Ich würde es immer am besten finden, wenn es ein
Verfahren über die Aufsichtsräte geben würde, die
dann ihrem Vorstand mit auf den Weg geben, was

sie ändern möchten, wenn etwas nicht funktioniert.
Zur Not können wir das natürlich auch in der Senats-
kommission für das Beteiligungswesen ansprechen,
wenn das nicht funktioniert, oder wenn Sie sagen,
das ist jetzt zu behäbig, dann müssen wir es darüber
versuchen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Böschen (SPD): Frau Senatorin, dann
verstehe ich Sie so, dass Sie mit mir einer Meinung
sind, dass man es nicht der einzelnen Frauenbeauf-
tragten und dem entsprechenden Betriebsrat über-
lassen sollte, sich dort entsprechend zu einigen und
Regelungen zu finden, sondern versucht, das Gan-
ze insgesamt zu entspannen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Bürgermeisterin Linnert: Erst einmal sind die ge-
fordert, Regelungen zu finden. Wenn das nicht funk-
tioniert, müssen wir uns darum kümmern. Ist das so
Konsens?

(Abg. Frau B ö s c h e n  [SPD]: Ja!)

Das würde ich so vorschlagen! Wenn Sie mir ei-
nen Fall sagen wollen, dann werde ich mich auch
darum kümmern und versuchen herauszufinden, was
wir da tun können.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Novelle
des Gesetzes über die Schulen in freier Trägerschaft
(Privatschulgesetz)“. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Rohmeyer, Strohmann, Frau
Dr.  Mohr-Lüllmann,  Röwekamp  und  Fraktion  der
CDU.

Bitte, Herr Kollege Rohmeyer!

Abg. Rohmeyer (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Welchen Sachstand haben die Verhand-
lungen des Senats mit der Landesarbeitsgemeinschaft
der öffentlichen Schulen in freier Trägerschaft über
die im Bildungskonsens vereinbarte Novelle des Pri-
vatschulgesetzes?

Zweitens: Welchen Zeitplan verfolgt der Senat im
Hinblick auf die Novelle, und wann wird der Senat
der staatlichen Bildungsdeputation und der Bürger-
schaft (Landtag) einen entsprechenden Gesetzent-
wurf zur Beratung vorlegen?

Drittens: Wie will der Senat sicherstellen, dass die
Neufassung als Gesetz über die Schulen in freier Trä-
gerschaft zum Ende der im neuen Bremischen Schul-
gesetz festgelegten Übergangsfrist – also zum 1. Au-
gust 2011 – in Kraft treten kann?
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Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Für den Senat
beantworte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Senatorin für Bildung und Wissen-
schaft führte zunächst bis März 2010 intensive, of-
fene und sehr konstruktive Gespräche über die No-
vellierung des Privatschulgesetzes mit Vertretern der
Landesarbeitsgemeinschaft öffentlicher Schulen in
freier Trägerschaft im Lande Bremen e. V. Die Lan-
desarbeitsgemeinschaft hat darin die Gelegenheit
wahrgenommen, ihre Wünsche für eine Novelle zu
formulieren und mit der Senatorin zu erörtern. Sei-
tens der Bildungsbehörde wurden erste Konturen ei-
nes möglichen künftigen neuen Gesetzes vorgestellt.
Weitere Gespräche sind nach der Erarbeitung eines
Referentenentwurfs vorgesehen.

Zu Frage 2: Der Referentenentwurf eines Geset-
zes über Schulen in freier Trägerschaft wird zurzeit
erarbeitet und wird dann erneut mit Vertretern der
Landesarbeitsgemeinschaft  erörtert  werden.  Eine
zeitliche Vorgabe hierzu ist nicht erforderlich. Die
Beratungen werden gründlich und nach sachlichen
Erwägungen geführt. Der staatlichen Deputation für
Bildung wird der Gesetzentwurf im Anschluss zur
weiteren Beratung vorgelegt. Die Befassung der Bre-
mischen Bürgerschaft erfolgt dann nach dem anschlie-
ßenden Beteiligungsverfahren.

Zu Frage 3: Das Bremische Schulgesetz legt für die
Privatschulen keine Übergangsfrist fest. Dies bliebe
der Privatschulgesetznovelle vorbehalten. Gleichwohl
besteht Einvernehmen mit der Landesarbeitsgemein-
schaft öffentlicher Schulen in freier Trägerschaft im
Lande Bremen e. V. darüber, dass den Privatschulen
daraus, dass das Privatschulgesetz noch nicht novel-
liert ist, keine nachteiligen Folgen entstehen. Insbe-
sondere ist nicht beabsichtigt, vor der Novelle eine
Anpassung an die neue Schulstruktur zu verlangen.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, haben
Sie eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Frau Senatorin, kann denn
die Bildungsbehörde überhaupt eine Anpassung der
Schulen in freier Trägerschaft an die Schulformen des
Bremischen Schulgesetzes verlangen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das ist sicherlich eine
Angelegenheit der Bremischen Bürgerschaft. So wür-
de ich das einmal einschätzen.

Präsident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Frau Senatorin, rechnen
Sie nach Ihrer Kenntnis des Standes der Bearbeitung
in Ihrem Haus – Sie haben ja freundlicherweise et-
was über die Abläufe gesagt, ohne allerdings ein kon-
kretes Zeitfenster zu beschreiben – noch dieses Jahr
damit, dass der Bildungsdeputation ein Referenten-
entwurf vorgelegt werden kann? Damit man abse-
hen kann, ob dies überhaupt noch in dieser Legis-
laturperiode in der Bremischen Bürgerschaft bera-
ten werden kann.

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Das ist unwahrschein-
lich, denke ich, da die Materie nicht ganz einfach ist.
Die Wünsche beziehen sich auch auf die Finanzie-
rungsfragen und hier insbesondere natürlich auf die
Kosten, die durch Veränderung der Schulstruktur ent-
stehen. Daher wird das Ganze wahrscheinlich län-
ger dauern und erst für die neue Legislaturperiode
vorgesehen sein.

Präsident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Meinen Sie, dass mit Kosten
durch Veränderung der Schulstruktur vom Bildungs-
ressort zum Beispiel verlangt werden könnte, die
Schulform Oberschule auch an Schulen in freier Trä-
gerschaft einzuführen, was dann Kosten auf der Trä-
gerseite verursachen würde?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Dies ist keine Forde-
rung der Bildungsbehörde, sondern eine Forderung
des Schulgesetzes, das hier in der Bremischen Bür-
gerschaft beschlossen worden ist. Darauf bezieht sich
der Paragraf 1, Geltungsbereich. Wir haben Ersatz-
schulen in freier Trägerschaft, die müssen gemäß
Paragraf 1 Absatz 2 die Schulstruktur wiedergeben,
und zwar in den Schularten und den Schulstufen.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte
sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Frau Senatorin, können Sie
sich vorstellen, dass die Bildungsbehörde genauso
wie Sie für die öffentlichen Schulen in staatlicher
Trägerschaft Mittel zur Umstrukturierung der Schulen
hin zu dem neuen Zwei-Säulen-Modell zur Verfügung
gestellt haben, auch Mittel für die öffentlichen Schulen
in freier Trägerschaft zur Verfügung stellt?

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Jürgens-Pieper: Diese Fragen werden
ja gerade zur Erörterung anstehen. Da gibt es noch
mehr Wünsche seitens der Schulen in freier Träger-
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schaft, auch im Hinblick auf Ganztagsschulentwick-
lung. Dies ist ebenfalls ein Thema, insofern wird das
den Verhandlungen überlassen sein. Wir haben sig-
nalisiert – und wenn ich mich recht entsinne, haben
Sie das schon in der Deputation unterstützt –, dass
wir eher eine großzügige Übergangsfrist geben wol-
len. Sie wissen, das Schulgesetz tritt für die öffentli-
chen Schulen erst zum 1. August 2011 verpflichtend
in Kraft. Das heißt, dann ist die Schulstruktur in Klas-
se 5 eingeführt. Insofern habe ich schon am Anfang
des Ganzen von einer großzügigen Übergangsfrist
geredet, damit gerade die Kostenwirkungen nicht zu
erheblich werden.

Präsident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, Sie ha-
ben eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Frau Senatorin, ich habe
in der Deputation seinerzeit darauf gedrängt, dass
es auch für die Schulen in freier Trägerschaft zum
1. August 2011, also dann, wenn, wie Sie soeben sag-
ten, das Schulgesetz seine volle Wirkung auch im
öffentlichen Schulbereich entfaltet, nach Möglich-
keit eine neue Rechtsgrundlage gibt. Sie wissen, wir
haben uns schon mehrfach mit dem Gesetz für die
Schulen in freier Trägerschaft beschäftigt.

Ich habe Sie soeben gefragt, wie Sie die Position
sehen, dass man den Schulen in freier Trägerschaft
Gelder  zur  Umstrukturierung  zur  Verfügung  stellt.
Sie sagten, Sie seien in Verhandlungen, ich habe Sie
aber nach Ihrer Meinung dazu gefragt. Diese wür-
de mich noch immer interessieren, Frau Senatorin!

Präsident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin  Jürgens-Pieper:  Herr  Rohmeyer,  ich
habe, glaube ich, meine Meinung soeben geäußert.
Erstens halte ich es für nicht zielführend, in der ers-
ten Hälfte des kommenden Jahres eine Gesetzesno-
velle zu beschließen. Das verbietet sich normalerweise
in diesen Monaten. Wir werden sehen, ob das tat-
sächlich dringlich ist. Ich glaube es nicht. Das ist meine
Meinung, die Sie soeben gehört haben. Wir werden
das in Ruhe durchführen, und wir werden zunächst
einmal über die Zeitfrage Einigkeit erzielen müssen.
Daraus entwickeln sich dann die Kostenfragen.

Präsident Weber: Herr Kollege Rohmeyer, haben
Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Rohmeyer (CDU): Herr Präsident, ich könn-
te diese Frage, die die Senatorin mir soeben leider
wieder nicht beantwortet hat, jetzt noch fünfmal stel-
len, die Senatorin wird sie mir auch dann nicht be-
antworten. Daher verzichte ich im Moment auf wei-
tere Zusatzfragen und werde demnächst eine andere
Fragemöglichkeit nutzen. – Vielen Dank!

Präsident Weber: Frau Senatorin, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf den Verbleib
der Mercator II im Fischereihafen Bremerhaven. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Frau Allers, Strohmann, Röwekamp und Fraktion der
CDU.

Bitte, Frau Kollegin Allers!

Abg. Frau Allers (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wer trägt die Liegegebühren für die Mer-
cator II seit Auslauf der Versicherung im Januar 2009?

Zweitens: Welche weiteren Kosten sind seit Januar
2009 durch die Entsorgung von asbesthaltigen Bau-
stoffen und die Altölbeseitigung entstanden?

Drittens: Gibt es mittlerweile konkrete Verwer-
tungsmöglichkeiten für das Wrack durch die öffent-
liche Hand, und wenn ja, welche?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Günthner.

Senator Günthner: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage 1: Seit dem Ende des Versicherungsschut-
zes im Januar 2009 sind keine Liegegebühren für die
Mercator II gezahlt worden.

Zu Frage 2: Da bis zum jetzigen Zeitpunkt aufgrund
gutachterlicher  Feststellung  keine  Notwendigkeit
bestand,  asbestartige Baustoffe  der  Mercator  II  zu
entsorgen,  sind  keine  Kosten  entstanden.  Für  die
Beseitigung von Hydrauliköl sind öffentliche Mittel
in Höhe von 412,60 Euro aufgewandt worden.

Zu Frage 3: Trotz intensiver Bemühungen ist es
bislang nicht gelungen, mit dem Eigner des Schif-
fes – einer Firma auf den Virgin Islands – in Kontakt
beziehungsweise mit dem Schiffsfinanzier in Verhand-
lungen zu treten, sodass sich noch keine konkreten
Verwertungsmöglichkeiten  ergeben  haben.  Das
Hansestadt Bremische Hafenamt beziehungsweise
der Senator für Wirtschaft und Häfen werden wei-
terhin an einer Lösung des Problems Mercator II ar-
beiten. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine
Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Allers (CDU): Herr Senator, Sie haben
gerade gesagt, dass auch Sie weiter an einer Lösung
des Problems arbeiten wollen. Ihr Vorgänger im Amt,
Herr Nagel, hat im Februar vorigen Jahres auf eigent-
lich die gleiche Frage geantwortet, er hätte auch ein
Interesse, dieses Wrack möglichst schnell zu entfer-
nen. Jetzt frage ich Sie eineinhalb Jahre später noch
einmal: Welches konkrete Vorgehen haben Sie denn
jetzt geplant?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Günthner: Verwaltungsrechtliche Maßnah-
men kämen zunächst nach dem Bremischen Hafen-
betriebsgesetz in Betracht. Danach darf die Hafen-
behörde alle Maßnahmen ergreifen, die zur Abwehr
einer Gefahr für die Sicherheit des Fahrzeugverkehrs
oder sonstigen Hafenbetriebs erforderlich sind. Auf-
grund  dieser  Ermächtigungsgrundlage  ist  bereits
mehrfach versucht worden, einen Räumungsbescheid,
der die Mercator Shipping Corporation zur Entfer-
nung des Schiffes auffordert, zuzustellen. Diese Ver-
suche sind alle gescheitert, da eine gerichtsfeste Zu-
stellung auf die Virgin Islands nicht möglich ist. Dies-
bezüglich wird geprüft, ob nicht eine öffentliche Zu-
stellung  möglich  ist.  Ein  verwaltungsrechtliches
Handeln ohne vorherige Zustellung eines Räumungs-
bescheids wäre nur nach den Vorschriften des Bre-
mischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes möglich.
Dies setzt voraus, dass die Abwendung einer drohen-
den Gefahr geboten erscheint. Die Mercator II stellt
jedoch in ihrem jetzigen Zustand keine drohende
Gefahr für die Umwelt oder für die Hafensicherheit
dar.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Allers (CDU): Erstens, stimmen Sie mir
dennoch zu, wenn jetzt vielleicht auch keine drohende
Gefahr zu erkennen ist, dass dieses Wrack – um ein
solches handelt es sich ja, es ist ja kein adrettes Schiff
mehr, sondern ein Wrack – ein Schandfleck im Ein-
zugsgebiet eines touristischen Highlights Bremerha-
vens  ist,  und  zweitens,  stimmen  Sie  mir  auch  zu,
dass in Bremerhaven Kajenflächen händeringend ge-
braucht und gesucht werden und auch das ein Pro-
blem ist, wenn eine Kajenfläche durch ein solches
Wrack blockiert wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Frau Abgeordnete, ich kann das
Schiff nicht ohne Rechtsgrundlage einfach auf die We-
ser hinausschleppen und dort versenken oder es ab-
wracken, wodurch dem Steuerzahler hohe Kosten
entstehen würden. Sie müssen einfach zur Kenntnis
nehmen, dass es dafür bestimmte Rechtsgrundlagen
gibt. Insofern sage ich Ihnen, das Schiff stellt keine
Gefahr im Hafen dar, es wird permanent überprüft.
Der Hafenkapitän überprüft regelmäßig die Stabili-
tät des Schiffes, es wird entsprechend beleuchtet, um
die Sicherheit zu gewährleisten. Wenn Sie sich den
Fall des irakischen Schiffes anschauen, das seit dem
ersten Golfkrieg in Bremerhaven gelegen hat, dann
sehen Sie, dass sich das manchmal etwas länger hin-
ziehen kann. Das ist eben so bei einem Hafenstandort,
der auch sehr stark von globalen Verkehren lebt und
sich damit auch global im Wirtschaftsgeschehen – –.
Die Tatsache, dass die eine oder andere Firma auf
irgendwelchen Inseln sitzt, auf denen man sie nicht
richtig erreichen kann, muss man zur Kenntnis neh-
men.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Allers (CDU): Das war zwar nicht so recht
die Antwort auf meine Frage, aber es hat sich gut
angehört.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Es ist natürlich nicht schön, die-
ses Schiff da liegen zu sehen. Jetzt sagen Sie mir, nach
dem, was ich Ihnen geschildert habe: Hilft Ihnen diese
Antwort ernsthaft weiter, dass es nicht schön ist? Es
geht, glaube ich, am Ende des Tages nicht um die
Frage, was in einem Hafen schön ist, sondern es geht
darum, dass es Rechtsgrundlagen bedarf, und diese
Rechtsgrundlagen haben wir zurzeit nicht, um die-
ses Schiff dort wegzuräumen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Frau Kollegin, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Allers (CDU): Ich habe die Fragestun-
de zwar so verstanden, dass ich Fragen stelle und Sie
antworten und nicht umgekehrt,

(Beifall bei der CDU)

trotzdem ist aber auch der Verweis auf das Wrack,
das wir da schon liegen haben, nicht sonderlich för-
derlich. Ich frage Sie, ob Sie denn wenigstens bereit
sind, Ihre Bemühungen diesbezüglich natürlich auf
verwaltungsrechtlicher Grundlage fortzusetzen und
uns darüber auch weiter Bericht zu erstatten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Frau Allers, das mache ich sehr
gern! Ich kann Ihnen ja einmal vorlesen, das hilft viel-
leicht weiter: Wir haben beispielsweise inzwischen
für die Zustellung der Verwaltungsbescheide 128,38
Euro an United Parcel Service gezahlt. Wir bemühen
uns permanent, den Eigner des Schiffes zu erreichen.
Wenn er auf unsere Bemühungen nicht reagiert, kön-
nen wir wenig machen. Wir bemühen uns auch per-
manent, die Bank, bei der das Schiff noch mit einem
zweistelligen Millionenbetrag in den Büchern steht,
zu erreichen. Die befindet sich noch innerhalb Eu-
ropas, aber sie antworten auch nicht wirklich auf das,
was wir ihnen vortragen. Insofern sehen Sie: Wir ver-
suchen auf allen Ebenen, in diesem Thema weiter-
zukommen, aber noch einmal, auch wenn Sie das
möglicherweise wieder nicht befriedigt: Es hat auch
bei dem irakischen Schiff etwas länger gedauert, um
es freundlich auszudrücken.

Präsident Weber: Herr Senator, eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Willmann! – Bitte, Herr
Kollege!
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Abg. Willmann (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator, würden Sie mir zustimmen, dass, wenn das
Land Bremen die Mercator II auf eigene Rechnung
und eigene Initiative entsorgen würde, die Gefahr
groß wäre, dass der Eigentümer, auch wenn er sich
jetzt nicht meldet, dann plötzlich mit sehr viel höheren
Schadensersatzforderungen auf das Land zukommen
würde und es deshalb besser wäre, zwar unruhig zu
sein, aber dennoch Ruhe zu bewahren?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Herr Abgeordneter, ich bin ja
nicht nur Hafensenator, sondern auch Senator für Jus-
tiz und Verfassung. Insofern können Sie keine Hand-
lungen von mir erwarten, die in irgendeiner Form das
Recht beugen.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Bomben-
suche und Bombenentschärfung im Land Bremen“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Ehmke, Tschöpe und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Senkal!

Abg. Senkal (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Experten sind im Land Bremen
mit der Suche und Entschärfung von Weltkriegsbom-
ben beschäftigt?

Zweitens:  Mit welchen Methoden gehen diese Ex-
perten vor, welche technischen Hilfsmittel stehen hier-
für zur Verfügung, entsprechen diese dem aktuel-
len Stand von Wissenschaft und Technik, und inwie-
weit steht Bremen im fachlichen Austausch mit an-
deren Bundesländern?

Drittens: Wie werden in Bremen Bauprojekte im
Hinblick auf mögliche Bombenfunde vorbereitet und
begleitet, um die größtmögliche Sicherheit für die
bremische Bevölkerung zu gewährleisten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Beim Kampfmittelräumdienst sind zwei
Sprengmeister, vier Munitionsfachkräfte für Suche
und Transport sowie eine Luftbildauswerterin und
eine Verwaltungsangestellte beschäftigt. Daneben
werden pro Jahr noch circa 25 Fachkräfte von pri-
vaten Kampfmittelräumfirmen mit der Suche nach
Kampfmitteln beauftragt.

Zu Frage 2: Mit einem modernen digitalen Luft-
bildauswertegerät, das dem Kampfmittelräumdienst
seit circa eineinhalb Jahren zur Verfügung steht, ist

es  möglich,  auf  alliierten  Luftaufnahmen  erkannte
Blindgänger in Karten zu übertragen. Wie in ande-
ren Ländern auch stehen in Bremen nicht alle alli-
ierten Aufnahmen von Luftangriffen zur Verfügung.
So sind in den letzten Jahren sehr gute Luftaufnah-
men in britischen und amerikanischen Archiven ent-
deckt worden. Zurzeit prüft der Kampfmittelräum-
dienst, welche Bilder für eine effektive Suche nach
Blindgängern von Relevanz sein könnten und wel-
che Kosten für einen Ankauf entstehen würden.

Neben  dem  Luftbildauswertesystem  steht  dem
Kampfmittelräumdienst ein grafisches Informations-
system zur Verfügung. Mit diesem System wird das
nach Paragraf 1 Absatz 4 des Gesetzes zur Verhü-
tung von Schäden durch Kampfmittel vorgeschrie-
bene Kataster über Verdachtsflächen geführt. Darüber
hinaus werden die aus der Luftbildauswertung er-
mittelten Verdachtspunkte, alle bekannten Muniti-
onsfunde, Archivunterlagen und schon abgesuchte
Flächen in das System eingepflegt. Dieses Kataster
befindet sich seit gut einem Jahr im Aufbau. Das not-
wendige Werkzeug für Entschärfungen ist vorhan-
den. Bei Bedarf wird Spezialwerkzeug im Rahmen
gegenseitiger Unterstützung von anderen Kampfmit-
telräumdiensten zur Verfügung gestellt.

Im Rahmen der jährlichen Treffen aller Leiter der
Kampfmittelräumdienste der Bundesländer und der
Nachbarstaaten  sowie  turnusmäßiger  Treffen  der
Leiter der norddeutschen Bundesländer ist ein fach-
licher Erfahrungsaustausch sichergestellt. Darüber
hinaus findet bei Bedarf ein schriftlicher Informati-
onsaustausch statt.

Zu Frage 3: Nach Paragraf 5 des Gesetzes zur Ver-
hütung von Schäden durch Kampfmittel ist der Kampf-
mittelräumdienst vor Beginn einer Baumaßnahme mit
größeren Eingriffen in den Baugrund im Genehmi-
gungsverfahren zu beteiligen. Pro Jahr werden cir-
ca 1 200 Bauanträge bearbeitet. Dazu werden Archiv-
materialien gesichtet sowie das Kampfmittelkatas-
ter und die vorhandenen Luftaufnahmen ausgewertet.
Je nach Belastung werden die Bauflächen objektbe-
zogen von Mitarbeitern des Kampfmittelräumdienstes
oder von privaten Kampfmittelräumdiensten unter-
sucht und bei einem Negativergebnis zur Bebauung
freigegeben. – Soweit die umfassende Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Senkal (SPD): Gibt es Erkenntnisse, gezählt
oder geschätzt, wie viele Bomben im Zweiten Welt-
krieg auf Bremen geworfen worden sind? Kann man
einschätzen, wie viele davon Blindgänger gewesen
sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Diese Frage kann ich Ihnen so
ad hoc nicht beantworten. Wir können das vielleicht
in der nächsten Deputationssitzung nachholen.
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Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Senkal (SPD): Herr Senator, ist es richtig, dass
nur Bauland sondiert wird und eine weitere präventi-
ve Suche und Auswertung der Luftbilder nicht statt-
findet?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich glaube, wir haben über die
ganzen Jahre ein System entwickelt, das sehr effektiv
ist. Ich denke, gerade auch die erfolgreiche Arbeit
des Kampfmittelräumdienstes zeigt ja, dass wir da
auf  einem  guten  Weg  sind.  Es  wird  mit  sehr  viel
Akribie recherchiert. Es wird keine Baugrube aus-
gehoben, ohne dass vorher geschaut wird, ob damit
eine Gefahr verbunden ist.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg.  Senkal  (SPD):  Wie  sehen  Sie  Bremen  im
Benchmark mit anderen Stadtstaaten bezüglich der
Technik und des Fachpersonals?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Wir haben bisher noch kein Bench-
markingsystem. Ich glaube auch, das wird schwie-
rig sein, da die Betroffenheit der einzelnen Städte sehr
unterschiedlich ist. Es gibt vielleicht Gemeinsamkei-
ten mit Hamburg. Ich glaube aber, es macht keinen
Sinn, uns bundesweit zu vergleichen. Dafür ist ge-
rade die Betroffenheit der Städte Hamburg und Bre-
men besonders.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Senkal (SPD): Aber wir können doch schon
sagen, dass wir gut aufgestellt sind?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das sind wir!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Hinners! – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, Sie haben das
digitale Luftbildauswertungsgerät angesprochen. Ha-
ben Sie eine Einschätzung, wie viel Zeit noch benö-
tigt wird, um die vorhandenen Luftbilder – also nicht
die, die noch angekauft werden können, sondern die
vorhandenen – auszuwerten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich verfolge dieses Thema schon
seit vielen Jahren, denn es geht keine Vorlage durch
den Senat, in der nicht die Frage geklärt wird, wer
für die Kosten der Kampfmittelbeseitigung aufkommt.
Ich schätze einmal, dass wir uns noch viele Jahre mit
diesem  Thema  beschäftigen  werden.  Ich  verstehe
auch, dass dieser tragische Vorfall in Göttingen Anlass
war, um erneut nachzufragen. Es gibt natürlich auch
bei uns keine absolute Sicherheit. Auch hier kann
etwas passieren, aber es ist nicht das Problem, dass
man nicht weiß, wo die Bomben liegen, sondern dieser
tragische Fall steht damit im Zusammenhang, dass
die Bomben sich von selbst aufgelöst haben. Auf sol-
che Situationen ist man zwar vorbereitet, aber es gibt
keine absolute Sicherheit, dass nicht auch bei uns
einmal etwas Vergleichbares passieren kann.

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Ich hatte eigentlich danach
gefragt, wie viel Zeit noch benötigt wird, um diese
Luftbilder auszuwerten.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich glaube, das wird eine dau-
erhafte Aufgabe bleiben.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Wie viele Kosten entstehen
pro Jahr für die Kampfmittelräumung beziehungs-
weise für die Beseitigung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das ist nicht so einfach zu beant-
worten. Wir haben natürlich die Personalkosten zu
tragen, aber es ist so, dass in der Regel derjenige,
der ein Bebauungsprojekt eröffnet, auch die Kosten
der Kampfmittelbeseitigung zu tragen hat.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die neunte Anfrage in der Fragestunde befasst sich
mit dem Thema „Verantwortungsvoller Umgang mit
der Sicherungsverwahrung im Land Bremen“. Die
Anfrage trägt die Unterschriften der Abgeordneten
Frau  Peters-Rehwinkel,  Tschöpe  und  Fraktion  der
SPD.

Bitte, Frau Kollegin Peters-Rehwinkel!

Abg. Frau Peters-Rehwinkel (SPD): Wir fragen den
Senat:
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Erstens: Welche Konsequenzen hat die Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte für die Gestaltung der Sicherungsverwahrung
im Land Bremen?

Zweitens: Wie viele Menschen befinden sich ak-
tuell in Sicherungsverwahrung im Land Bremen?

Drittens: Verfügt der Senat über ein Konzept zur
zukünftigen Gestaltung der Sicherungsverwahrung
im Land Bremen, das den Anforderungen aus der
Entscheidung des EGMR gerecht wird und gleich-
zeitig die Sicherheit der bremischen Bürgerinnen und
Bürger bestmöglich gewährleistet?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Günthner.

Senator Günthner: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Frage 1: Sicherungsverwahrung wird in der
Justizvollzugsanstalt des Landes Bremen nicht voll-
streckt. Auf der Grundlage einer Verwaltungsverein-
barung wird die Sicherungsverwahrung in nieder-
sächsischen Einrichtungen nach den dortigen gesetz-
lichen Bestimmungen vollzogen.

Über  die  Konsequenzen  der  Entscheidung  des
EGMR findet ein ständiger Austausch zwischen dem
Bund und den Ländern statt. Die Justizministerinnen
und Justizminister werden auf ihrer Frühjahrskon-
ferenz am 23. und 24. Juni 2010 das weitere Vorge-
hen erörtern.

Daneben hat im Februar 2010 unter Begleitung
Bremens eine Arbeitsgruppe zu dem Thema „Qua-
litätssicherung und Mindeststandards für den Voll-
zug der Sicherungsverwahrung“ ihre Arbeit aufge-
nommen. Ergebnisse liegen noch nicht vor.

Zu Frage 2: Im Land Bremen befindet sich aktuell
niemand in Sicherungsverwahrung. Für die Staats-
anwaltschaft Bremen befinden sich zurzeit vier männ-
liche Personen in Sicherungsverwahrung, davon drei
in Niedersachsen und eine in Bayern. Gegen weite-
re vier Personen wurde von bremischen Gerichten
Sicherungsverwahrung  verhängt.  Diese  Personen
befinden sich aber noch nicht im Vollzug der Siche-
rungsverwahrung, da zurzeit noch Freiheitsstrafen
vollstreckt werden.

In einem weiteren Fall wurde nach der Verbüßung
einer in Bremen verhängten Freiheitsstrafe ein Teil
der  anschließenden  Sicherungsverwahrung  voll-
streckt. Die Vollstreckung dieser Sicherungsverwah-
rung wurde unterbrochen, nachdem ein niedersäch-
sisches Gericht den Betroffenen zu einer langjährigen
Freiheitsstrafe mit anschließender Sicherungsverwah-
rung verurteilt hatte. Zurzeit wird die Freiheitsstra-
fe aus dem niedersächsischen Urteil vollstreckt.

In nur drei der aufgezählten Fälle liegt der Tatzeit-
punkt vor dem nach der Rechtsprechung des EGMR
relevanten Stichtag, 31. Januar 1998. In einem die-
ser Fälle hat die Vollstreckung der Sicherungsver-
wahrung noch nicht begonnen. In den beiden anderen
Fällen wird die nach der Rechtsprechung des EGMR
entscheidende 10-Jahres-Frist erst im Jahr 2015 be-
ziehungsweise 2020 erreicht sein. Folglich ist mit Ent-
lassungen wegen der Rechtsprechung des EGMR erst
2015 beziehungsweise 2020 zu rechnen.

Im Übrigen teilen die Länder sich gegenseitig mit,
an welchen Personen für eine auswärtige Staatsan-
waltschaft  eine  Sicherungsverwahrung  vollzogen
wird. Dieser Austausch ist noch nicht abgeschlossen.

Zu Frage 3: Der Senat beteiligt sich an den Über-
legungen zu gesetzgeberischen Konsequenzen aus
der Entscheidung des EGMR.

Von den für Bremen aktuell Sicherungsverwahr-
ten wird sich der erste erst 2015 zehn Jahre in Siche-
rungsverwahrung  befunden  haben.  Bis  zu  diesem
Zeitpunkt besteht für die für Bremen Sicherungsver-
wahrten noch die Möglichkeit, die Bedingungen der
Verwahrung den Anforderungen des EGMR anzu-
nähern. Wenn eine weitere Sicherungsverwahrung
nach der Rechtsprechung unzulässig ist, wird es ins-
besondere darauf ankommen, mit der jeweils zustän-
digen Vollzugseinrichtung eine möglichst optimale
Entlassungsvorbereitung anzustreben.

Sollten Sicherungsverwahrte nach Bremen entlas-
sen werden, besteht über die Führungsaufsicht die
Möglichkeit, diese Personen therapeutisch zu beglei-
ten, in gewissem Umfang zu überwachen und damit
zu einem straffreien Verhalten anzuhalten. Ein ganzes
Bündel  von  Maßnahmen  und  enge  Abstimmung
zwischen den Beteiligten sieht das HEADS-Konzept
des Senators für Inneres und Sport, für Justiz und
Verfassung und der Senatorin für Arbeit, Frauen,
Gesundheit, Jugend und Soziales vor. Nach diesem
Konzept wird verfahren werden.

Hinsichtlich der zukünftigen vollzuglichen Gestal-
tung der Sicherungsverwahrung ist eine Abstimmung
mit Niedersachsen angestrebt. – Soweit die Antwort
des Senats!

Präsident Weber: Frau Winther, Sie haben eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Herr Senator, Sie ha-
ben die Maßnahmen angesprochen, die getroffen
werden können und müssen, wenn denn jemand aus
der Sicherungsverwahrung nach Bremen zurück-
kommt. Können Sie mir bitte sagen, wie aufwendig
die polizeiliche Überwachung ist und mit welchen
Kosten bei diesen Maßnahmen von Therapie bis
Überwachung, die da zur Debatte stehen, zu rech-
nen ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Günthner: Nein, das kann ich Ihnen nicht
sagen. Das kann ich Ihnen aber gern nachreichen las-
sen.

(Abg. Frau W i n t h e r  [CDU]: Das wäre
nett!)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Sie haben auch die Jus-
tizministerkonferenz in der nächsten Woche ange-
sprochen. Nach der Entscheidung des Europäischen
Gerichtshofs gibt es nun einige Unsicherheiten, was
die  Regeln  für  die  Sicherungsverwahrung  angeht.
Bisher  ist  nicht  zu  sehen,  dass  Frau  Leutheusser-
Schnarrenberger in Berlin zur Klärung dieser Rege-
lung beiträgt oder zur Änderung des Gesetzes. Wird
sich Bremen in der Justizministerkonferenz und im
Bund dafür einsetzen, dass hier klare Regeln von der
Justizministerin erarbeitet werden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Ein klares Ja! Unser Interesse
ist, dass hier kein Zustand entsteht, in dem nicht völlig
klar ist, was mit Menschen, die zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt zu Recht in Sicherungsverwahrung ge-
bracht worden sind, geschieht. Insofern unterstützen
wir alle Bemühungen, die dazu beitragen, das Recht
der Sicherungsverwahrung bald gesetzlich neu zu
regeln.

Ich will aber in dem Zusammenhang auch darauf
hinweisen, dass sich bislang die Gerichte in Deutsch-
land  das  Urteil  des  Europäischen  Gerichtshofs  für
Menschenrechte auch sehr differenziert anschauen
und an der einen oder anderen Stelle darauf hinwei-
sen, dass das Urteil nicht zwangsläufig zu einer so-
fortigen Freilassung von Menschen führen muss, die
unter dieses Urteil fallen würden. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat dazu inzwischen auch entsprechend
geurteilt. Am 19. Mai 2010 hat es die sofortige Ent-
lassung eines Sicherungsverwahrten, der sich auf das
Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte berufen hat, abgelehnt. Dabei lässt der Be-
schluss  des  Bundesverfassungsgerichts  erkennen,
dass das Gericht die verfassungsrechtliche Frage für
offen hält und die Möglichkeit ins Auge fasst, dass
das geltende Recht verfassungswidrig ist, aber für ei-
ne Übergangszeit mit der Folge fortdauern könnte,
dass Verurteilte zumindest vorläufig in Sicherungs-
verwahrung verbleiben könnten. Da ist natürlich dann
der Gesetzgeber entsprechend in der Pflicht, Rege-
lungen zu schaffen.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Winther (CDU): Würde Bremen im Ernst-
fall von dieser Übergangsregelung Gebrauch ma-
chen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Ich habe Ihnen ja vorgetragen,
dass die Fälle, die Bremen betreffen, im Jahr 2015
beziehungsweise im Jahr 2020 und dann erst fort-
laufend eintreten würden. Ich habe die Hoffnung und
glaube, es ist auch dringend notwendig, dass wir nicht
bis 2015 warten, bis wir Regelungen treffen.

Präsident Weber: Herr Timke, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herr Senator, seit zehn Jahren
setzt das Bundesland Hessen erfolgreich die elektro-
nische Fußfessel ein. Hält der Senat die Einführung
dieser elektronischen Fußfessel im Land Bremen als
einen weiteren Baustein zur Überwachung von ge-
fährlichen Straftätern, die nach der Entscheidung des
EGMR aus der Haft entlassen worden sind, für ge-
boten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Herr Abgeordneter, mein In-
teresse als Justizsenator – und das ist auch die Hal-
tung des Senats – ist es, dass wir eine sichere Unter-
bringung der Verurteilten darstellen können, damit
Rückfall  und  neue  Straftaten  verhindert  werden
können. Ich will im Zusammenhang mit der elektro-
nischen Fußfessel darauf hinweisen, dass die elek-
tronische Überwachung technisch teilweise fehler-
haft ist und dass sie der sicheren Unterbringung an
der Stelle nicht gerecht wird. Insofern ist von uns in
der Vergangenheit die Überwachung durch eine
elektronische Fußfessel beispielsweise im Rahmen
von  Bewährungsauflagen  eher  kritisch  gesehen
worden.

Gleichwohl sollte nach unserer Auffassung geprüft
werden, ob es sinnvoll ist, die gesetzlichen Voraus-
setzungen für eine elektronische Überwachung von
Aufenthaltsgeboten oder -verboten im Rahmen der
Führungsaufsicht zu schaffen. Dabei ist einerseits der
verfassungsrechtlich gebotene Ausgleich zwischen
dem Schutzanspruch der Allgemeinheit und dem
Freiheitsrecht des ehemaligen Straftäters zu beach-
ten. Sie sehen also, eine durchaus differenzierte Ant-
wort auf Ihre Frage!

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Es gibt auch die Möglichkeit
der Verlängerung der Führungsaufsicht für solche
Delinquenten, diese ist aber derzeit befristet. Wird
sich der Senat dafür einsetzen, dass diese Führungs-
aufsicht zukünftig unbefristet ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Günthner: Wir werden uns für alles ein-
setzen, was dazu beiträgt, die Probleme, die im Rah-
men dieses Urteils entstanden sind, zu lösen.

Präsident Weber: Herr Timke, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Sena-
tor, halten Sie die elektronische Fußfessel für eine
geeignete  Maßnahme,  um  präventiv  Straftaten  zu
verhindern?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Nein, das ist sie eindeutig nicht.
Sie wissen zwar, wo sich derjenige aufhält, wenn denn
fehlerfrei übertragen wird. Sie können damit aber na-
türlich nicht Einfluss auf das nehmen, was er unter
Umständen tut. Insofern ist es wichtig, dass wir, be-
vor wir Leute auf Grundlage des Urteils des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte in die Frei-
heit entlassen müssen, zum einen uns sehr genau
anschauen, für welche Straftaten sie verurteilt wor-
den sind und was notwendig ist, um sie zum ande-
ren davon abzuhalten, wieder straffällig zu werden.

Präsident Weber: Herr Timke, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herr Senator, kennen Sie die
Zahlen aus Hessen nach diesem zehnjährigen Ver-
such, dass nur zehn Prozent der Personen, die eine
Fußfessel getragen haben, gegen Auflagen versto-
ßen haben? Ist Ihnen diese Zahl bekannt, und wenn
ja, wie bewerten Sie diese Zahl?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Günthner: Herr Timke, die Zahl ist mir nicht
bekannt. Ich kann aber gern noch einmal darauf hin-
weisen, dass mein Interesse ist – und das ist das In-
teresse des Gesamtsenats –, dass wir aus dem Urteil
entsprechende Konsequenzen ziehen und dass wir
uns dabei nicht nur mit vermeintlich populären Maß-
nahmen beschäftigen, sondern dass wir uns mit Maß-
nahmen beschäftigen und Lösungen finden, um Men-
schen, die aus bestimmten Gründen in den vergan-
genen Jahren sicherungsverwahrt worden sind, mög-
lichst auch weiter sicherungsverwahren zu können,
wenn dafür die rechtlichen Voraussetzungen entspre-
chend geschaffen worden sind. Ich glaube, dass die
Lösung dafür nicht darin bestehen wird, denen Fuß-
fesseln um die Füße zu binden.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zehnte Anfrage steht unter dem Betreff „Kon-
sequenzen aus den ersten Ergebnissen der Studie
zu Gewalt gegen Polizeibeamte“. Die Anfrage ist un-

terzeichnet  von  den  Abgeordneten  Frau  Marken,
Ehmke, Tschöpe und Fraktion der SPD.

Bitte, Frau Kollegin Marken!

Abg. Frau Marken (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens: Was sind die ersten Ergebnisse der Poli-
zeibefragung des Kriminologischen Forschungsins-
tituts Niedersachsen e. V., KFN?

Zweitens: Welche Schlussfolgerungen zieht der Se-
nat aus diesen Ergebnissen der Studie des KFN für
Bremen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: An der KFN-Befragung hatten sich
20 938  Polizeibeamtinnen  und  -beamte  aus  zehn
Bundesländern beteiligt. Im Vergleich der fünf Jah-
re des Untersuchungszeitraums von 2005 bis 2009
zeigt sich ein deutlicher Anstieg der Gewaltübergriffe.
Fast jeder achte Beamte ist nach der Studie zwischen
2005 und 2009 mindestens einmal Opfer einer Ge-
walttat mit nachfolgender Dienstunfähigkeit gewor-
den.

Polizeibeamtinnen und -beamte sind im Rahmen
ihrer dienstlichen Tätigkeit in sehr hohem Maße Ag-
gressionen durch Bürgerinnen und Bürger ausgesetzt.
Von den Befragten wurden im Jahr 2009 über 80
Prozent beschimpft, beleidigt oder verbal bedroht.
Jeder Vierte wurde mit der Faust oder Hand geschla-
gen oder mit Füßen getreten, und über acht Prozent
wurden mit einer Waffe oder einem gefährlichen Ge-
genstand angegriffen.

Betrachtet man ausschließlich die schweren Ge-
waltübergriffe, die mindestens sieben Tage Dienst-
unfähigkeit zur Folge hatten, zeigt sich, dass sie sich
in mehr als einem Viertel der Fälle bei der Festnah-
me von Tatverdächtigen ereignet haben. An zwei-
ter Stelle folgen mit knapp 24 Prozent Einsätze von
Streifenbeamten wegen Streitsituationen. An dritter
Stelle stehen mit elf Prozent Einsätze wegen Störung
der öffentlichen Ordnung. In über acht Prozent der
Fälle erfolgten die massiven Verletzungen bei De-
monstrationen.

Nach Angaben des KFN hat die Befragung auch
ergeben, dass schwere Gewaltübergriffe bei Betrof-
fenen häufig zu ernsten psychischen und psychoso-
matischen Beschwerden führen.

Zu Frage 2: Die erhebliche Zunahme der Verlet-
zungen bei Polizeibeamtinnen und -beamten ist aus
Sicht des Senats besorgniserregend. Sie zeigt, wel-
che Risiken Polizisten gerade in ihrem alltäglichen
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Dienst tragen müssen. Umso mehr verdient die Po-
lizei für ihr professionelles Einschreiten Respekt und
Anerkennung.

(Beifall bei der SPD)

Dem  Schutz  vor  gewalttätigen  Übergriffen  und
auch der anschließenden Betreuung von Polizisten
kommt eine besondere Bedeutung zu. Die Polizisten
des Landes Bremen können in diesen Bereichen hohe
Standards aufweisen. Es ist aber auch ein breiter ge-
sellschaftlicher  Konsens  erforderlich,  staatlichen
Amtsträgern, insbesondere Polizeibeamtinnen und
-beamten, in ihrem Dienst den notwendigen Rück-
halt zu versichern. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? –
Bitte sehr!

Abg. Frau Marken (SPD): Herr Senator, Ende Mai
trafen sich Innensenatoren und Innenminister in Ham-
burg. Ist dieses Thema dort behandelt worden, und
können Sie uns sagen, mit welcher Zielrichtung das
behandelt worden ist?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Natürlich ist dies ein Schwer-
punktthema unserer Konferenz gewesen. Es gibt na-
türlich nicht die einfache Antwort darauf, denn das
Thema Gewalt gibt es auch nicht in dieser Form,
sondern wir erleben Gewalt in vielfältigen Facetten.
Es sind Gewalttaten bei normalen Fußballspielen zu
verzeichnen ebenso wie zuletzt am Samstag bei der
sehr friedlichen Demonstration, bei der Polizeibeamte
dann  schwer  verletzt  worden  sind,  da  Autonome
Splitterbomben  geworfen  haben.  Das  ist  die  eine
Facette.

Dann haben wir aber auch das Problem, dass Po-
lizeibeamte plötzlich angegriffen werden, wenn sie
eigentlich nur als Streitschlichter bei ganz normalen
familiären  Auseinandersetzungen  gerufen  werden,
bei denen sich dann die Täter verbünden, um dann
gemeinsam gegen die Polizei vorzugehen. Wir erle-
ben dann Gewalt im Zusammenhang mit Alkohol.
Gerade Alkohol ist der Treibstoff, der zu diesen Ex-
zessen führt, und das zeigt eigentlich die gesamte
Bandbreite.

Deswegen gibt es nicht die eine Antwort darauf,
sondern wir müssen uns konkret die Sachen anschau-
en. Das geht in der Form, dass wir überlegen: Was
können wir präventiv machen? Wie können wir die
Ausbildung verbessern? Wie können wir unsere Be-
amten mehr auf diese Konfliktsituation trainieren, so-
dass sie adäquat reagieren? Wir müssen etwas tun
für die Ausrüstung. Wir müssen etwas tun, was insge-
samt das gesellschaftliche Problem angeht. Ich habe
es angesprochen, alkoholbedingte Gewalt ist nicht
eine Gefahr allein für die Polizei, da sind wir alle ge-
fordert.

Gewalt gegen Polizeibeamte wird ein Thema sein,
das wir mit der gebührenden Aufmerksamkeit wei-
ter bearbeiten. Es wird nicht die letzte Konferenz ge-
wesen sein, die sich damit befasst hat.

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, ich will noch
einmal auf die Innenministerkonferenz in Hamburg
eingehen! Haben die Innenminister dort eine Erhö-
hung der Strafandrohung bei Delikten gegen Poli-
zeibeamte beschlossen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Auch wir haben uns natürlich mit
diesem Thema beschäftigt, aber ich warne davor zu
glauben, dass man allein mit einer Strafverschärfung
dieses Problem auch nur annähernd begreifen und
lösen kann.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie sehen ja gerade auch die Breite der Gewalt und
der Aggressionen, die wir in dieser Gesellschaft er-
leben, und allein mit den Mitteln des Strafrechts kann
man dem kaum begegnen. Wir haben uns dafür aus-
gesprochen, denn ich sehe, es hat einen gewissen
symbolischen Wert, um deutlich zu machen: Wir ste-
hen hinter unseren Polizeibeamtinnen und –beam-
ten. Deswegen demonstrieren wir auch in diesem Be-
reich Stärke. Nur, wie gesagt, ich setze eher darauf,
dass wir präventiv arbeiten, dass wir versuchen, die
Probleme zu analysieren, ein Lagebild zu entwickeln.
Das sind, glaube ich, Beiträge, die uns weiter brin-
gen als nur eine Debatte über eine Strafverschärfung.

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, haben Sie
eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Ich will noch einmal konkret
nachfragen: Habe ich Sie also richtig verstanden, Sie
haben dieser Erhöhung der Strafandrohung als Se-
nator für Inneres zugestimmt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ja, weil es in der Tat in der Pra-
xis so ist, und das weiß natürlich jeder, der sich da-
mit befasst, dass jeder Angriff auf einen Polizeibe-
amten natürlich nach den Regeln des Strafrechts als
gefährliche Körperverletzung abgearbeitet wird. Da
haben wir einen Strafrahmen, der in den einfachen
Fällen bei fünf Jahren liegt, in den schweren Fällen,
also  bei  gefährlicher  Körperverletzung,  bei  zehn
Jahren. Deswegen den Strafrahmen beim Widerstand
von zwei auf drei Jahre hochzusetzen ist eine Mög-
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lichkeit. Man kann es machen, es ist völlig ungefähr-
lich, aber es bringt keine wirkliche Verbesserung für
die Arbeit der Polizeibeamten.

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Sie haben die Täter ange-
sprochen. Haben Sie Erkenntnisse darüber, wie sich
die Art der Täter darstellt, wie sich das im Laufe der
letzten Jahre entwickelt hat? Welche Täter treten vor-
nehmlich bei der Gewalt gegen Polizisten in Erschei-
nung?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Wir haben in der Tat festzustel-
len, dass die gefährlichen Körperverletzungen häu-
fig einhergehen mit gewalttätigen Auseinanderset-
zungen. Das Beispiel vom letzten Samstag in Berlin
ist gerade bezeichnend dafür. Es ist leider zu bekla-
gen, dass sich hier, insbesondere im Bereich der Au-
tonomen, inzwischen eine Form der Gewaltanwen-
dung entwickelt hat, die deutlich das Maß des bisher
Bekannten überschreitet. Ich habe aber auch gesagt,
es gibt viele Situationen, in denen man das am An-
fang nicht erkennen kann, in denen Polizeibeamte
zu einem normalen Einsatz gerufen werden und in
denen sie dann plötzlich doch massiv bedroht oder
auch verletzt werden. Das sind gesellschaftliche Pro-
bleme, und auch darauf müssen wir uns einstellen.

Präsident Weber: Herr Kollege Hinners, eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Herr Senator, wie beurteilt
der Senat das Adhäsionsverfahren, also die Möglich-
keit im Rahmen des Strafverfahrens Schadensersatz-
regelungen von Polizeibeamten oder auch anderen
gleich mit durchführen zu lassen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Sie kennen dieses Verfahren, in
der Praxis spielt es keine bedeutsame Rolle. Ich glau-
be, es ist eher ein Nebenthema.

Präsident Weber: Herr Senator, eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Timke! – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herr Senator, ist Ihnen bekannt,
dass die KFN-Studie auch von Polizeibeamten aus-
gefüllt wurde, die schon seit Jahren nicht mehr im
Streifendienst sind und demnach auch den Kontakt
zu dem Bürger vor Ort nicht haben? Ist Ihnen das
bekannt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Die Fragen richten sich an alle,
die in den letzten fünf Jahren aufgrund von massi-
ven Beeinträchtigungen aufgrund von Gewaltanwen-
dung dienstunfähig waren. Dabei spielt es keine Rolle,
ob jemand im Streifenwagen gewesen ist oder au-
ßerhalb des Streifenwagens.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit Beantwortung
dieser Anfrage ist die Fragestunde beendet.

Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde liegen zwei Themen vor,
und zwar auf Antrag der Abgeordneten Frau Troe-
del und Fraktion DIE LINKE

Schwarz-gelbe Sparorgie – Anschlag auf
sozialen Frieden und Demokratie

Das zweite Thema lautet auf Antrag der Abgeord-
neten Dr. Kuhn, Frau Dr. Schaefer, Frau Dr. Mathes,
Willmann, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen:

Umweltkatastrophe im Golf von Mexiko –
wie sicher ist die Ölförderung vor unserer

Küste?

Die Redezeit pro Thema und Fraktion beträgt für
den ersten Redner bis zu zehn Minuten und für ei-
nen weiteren Redner bis zu fünf Minuten. Insgesamt
darf  die  Redezeit  pro  Fraktion  15  Minuten  nicht
überschreiten. Werden weitere Themen in der Ak-
tuellen Stunde behandelt, erhöht sich die Redezeit
pro Fraktion für jedes Thema um zehn Minuten.

Nehmen Mitglieder des Senats oder ihre Vertre-
ter im Amt mehr Redezeit in Anspruch, als einer
Fraktion insgesamt zusteht, so kann jede Fraktion den
ihr zustehenden Zeitanteil ebenfalls als weitere Re-
dezeit beanspruchen.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Nitz.

Abg. Frau Nitz (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Heut-
zutage sieht die gesellschaftliche Spaltung folgen-
dermaßen aus: Wir haben auf der einen Seite über-
bordenden Luxus, auf der anderen Seite haben wir
unerträgliche Armut. Noch nie war in der Geschichte
der Bundesrepublik die Kluft zwischen Arm und Reich
größer als in der heutigen Zeit. Jetzt, unter dem Vor-
wand Deutschland aus der Schuldenkrise führen zu
wollen, haben CDU/CSU und FDP auf Bundesebene
ein gigantisches Kürzungspaket beschlossen. Bisher
haben Sie mit keinem einzigen Wort erwähnt, die Ver-
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ursacher der Spekulation und die Abzocker ebenfalls
zur Kasse bitten zu wollen. Meine Damen und Her-
ren, das ist ein Skandal!

(Beifall bei der LINKEN)

Mit dem beschlossenen Kürzungspaket hat die Bun-
desregierung alle Masken fallen lassen. Wie wir es
schon vermutet haben, natürlich erst nach der Wahl
in Nordrhein-Westfalen. Was hier umgesetzt werden
soll, ist mehr als ein Stich ins Herz unseres Gemein-
wesens. Es ist im Gegenteil der gesellschaftliche To-
desstoß, der hier versetzt wird. Diejenigen nämlich,
die  sich  am  wenigsten  wehren  können,  sollen  die
Hauptlast der Krise tragen. Die Bundesregierung be-
lügt uns in diesem Zusammenhang seit Monaten. Das
sogenannte Sparpaket ist weder „gerecht“ noch ist
dieses Sparpaket „ausgewogen“, wie uns Frau Mer-
kel und Herr Westerwelle gebetsmühlenartig einre-
den wollen.

Nach wie vor ist es so, dass Millionäre nichts zah-
len, während die Ärmsten der Armen in unserer Ge-
sellschaft am meisten bluten sollen. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir sprechen hier von der brutals-
ten Umverteilungsorgie in der Geschichte der Bun-
desrepublik, und sie ist zudem von einem unglaub-
lichen Maß an Hochmut und einem unglaublichen
Maß an Arroganz geprägt.

(Beifall bei der LINKEN)

Deutlicher als mit diesen aktuellen Plänen hätten
Schwarz-Gelb nicht eingestehen können, dass sie
keine einzige Antwort auf die Auswirkungen einer
globalisierten Welt haben. Wie gewohnt wird wei-
ter das eigene Klientel bedient und in der Öffentlich-
keit mit vielerlei Rechentricks jongliert. Dass sie mit
ihren Maßnahmen vielen Bürgerinnen und Bürgern
jede Zukunftsperspektive verbauen und gleichzei-
tig die daraus resultierenden Kosten auf die nächs-
ten Generationen schieben, ist einfach nur ein Ar-
mutszeugnis  für  diese  Art  von  Politik  auf  Bundes-
ebene.

Sie zementieren die soziale Ungleichheit, und sie
sehen mitleidslos zu, wie sich unsere Gesellschaft
weiter entsolidarisiert. Man könnte ja fast annehmen,
dass, eingesperrt in der eigenen Wagenburg, die Bun-
desregierung nunmehr längst jeglichen Bezug zu den
Lebensrealitäten in Deutschland verloren hat. So soll
Hartz-IV-Empfängerinnen und -Empfängern das El-
terngeld mit der Begründung gestrichen werden, es
sei eine Ersatzleistung für den Gehaltsausfall wäh-
rend der Babypause. Doch viele Hartz-IV-Beziehe-
rinnen und -Bezieher sind erwerbstätig. Allerdings
ist ihr Einkommen so gering, dass sie nicht ohne staat-
liche Unterstützung auskommen. Wenn diese nun ihre
Erwerbstätigkeit nach einer Geburt unterbrechen, be-
kämen sie dann – obwohl sie ja eigentlich berufstä-
tig sind – kein Elterngeld? Noch härter trifft es die
Alleinerziehenden. 43 Prozent aller Mütter, die ihre
Kinder allein erziehen, sind auf Hartz-IV-Leistungen

angewiesen. Für sie ist das Elterngeld eine Möglich-
keit, das doch sehr betreuungsintensive erste Jahr
mit dem Kind finanziell zu überstehen. Eines ist in
dem Fall sicher: dass ohne die Unterstützung durch
das Elterngeld für diese Menschen die Geburtenzah-
len weiter sinken werden. Angesichts der demogra-
fischen Entwicklung sollten wir uns doch sehr gut
überlegen, ob wir tatsächlich noch weniger Kinder
haben wollen.

Auch bei der Streichung des Rentenzuschusses für
Hartz-IV-Empfängerinnen und -Empfänger braucht
es nicht viel Fantasie, um sich die Folgen auszuma-
len. Das Risiko der Altersarmut steigt ebenso wie die
Zukunftsangst. Letzten Endes müssen die entstan-
denen Löcher in der Rentenkasse mit Steuermitteln
gestopft werden. Wir sprechen hier also von reinen
Luftbuchungen, die durch derartige Pakete geschürt
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Ein weiteres großes Fragezeichen muss man vor
die Pläne zur Arbeitslosenversicherung setzen, die
in Zukunft ohne Darlehen oder ohne Zuschüsse aus-
kommen soll. Dies wäre ja eigentlich nur durch eine
weitere Erhöhung des Beitragssatzes möglich, also
wiederum  eine  weitere  Belastung  vor  allem  der
kleinen Einkommen. Auch die übrigen Sparpläne wie
die Streichung der Zuschläge beim Übergang vom
Arbeitslosengeld I zum Arbeitslosengeld II, die Um-
wandlung von Pflicht- in Ermessensleistungen sowie
der Wegfall des Heizkostenzuschusses für Wohngeld-
empfängerinnen und -empfänger werden vor allem
zwei Resultate bringen: Erstens, die sozialen Problem-
lagen, besonders in Bundesländern wie Bremen, wer-
den enorm verschärft. Dies geschieht meistens direkt,
indem für die Menschen, die auf Hartz IV angewie-
sen sind, kaum genug übrig bleibt, um davon über-
haupt leben zu können. Zweitens, die kurzfristigen
Sparpläne werden uns in Zukunft ein Vielfaches des-
sen kosten, was sie heute an Einsparungen, zumindest
an Einsparungen auf dem Papier, bringen. Darüber
haben wir uns schon des Öfteren unterhalten. Dazu
gehören auch Maßnahmen, die eben nicht offiziell
zu diesem Kürzungssparpaket gehören. Maßnahmen,
die aber dennoch eine Folge der Milliardenzahlun-
gen der Bundesregierung an die Banken im Kielwas-
ser des Finanzcrashs sind.

Wenn wir hier in Bremen nach und nach unser
letztesTafelsilber verscherbelt haben – wir haben näm-
lich bisher noch immer nicht vernommen, dass zumin-
dest unsere hiesige CDU und FDP ihre Privatisierungs-
vorstellungen, zum Beispiel hinsichtlich der Gewoba
oder der Bremer Abwasserentsorgung, von der Ta-
gesordnung gestrichen haben –, werden die Breme-
rinnen und Bremer schon bald die Zeche zahlen müs-
sen.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. R ö w e -
k a m p  [CDU]: Was sollten wir denn ver-

kaufen?)
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Es könnte schon fast Mitleid erwecken, wie unfä-
hig sich Schwarz-Gelb deshalb auf Bundesebene
zeigt. Die Koalition ist eine einzige Katastrophe, und
sie versucht, mit unsäglichen Mitteln ihre Handlungs-
unfähigkeit zu verschleiern.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. R ö w e -
k a m p  [CDU]: Katastrophe ist etwas an-

deres, mit Verlaub!)

Ja, die Regierung auf Bundesebene ist eine Kata-
strophe! Wenn selbst der CDU-Wirtschaftsrat Maß-
nahmen wie beispielsweise die Anhebung des Spit-
zensteuersatzes fordert, um das Sparpaket sozial aus-
gewogener zu gestalten, sollte doch auch auf Bun-
desebene der Koalition von Schwarz und Gelb klar
werden, wie kurzsichtig und vor allen Dingen wie
verantwortungslos die eigenen Pläne sind, die sie hier
geschmiedet und vorgelegt haben.

Dabei liegen doch die Werkzeuge für eine sozial-
verträgliche Lösung und die entsprechenden Anträge
schon lang auf dem Tisch: Ich erinnere hier nur noch
einmal daran, dass es Anträge zu einer gerechten Erb-
schaftssteuer gibt, Anträge für die Erhöhung des Spit-
zensatzes der Einkommenssteuer,

(Beifall bei der LINKEN)

es gibt Anträge zur Wiedereinführung der Vermö-
genssteuer, und es gibt Anträge zur Einführung der
Finanztransaktionssteuer.

(Beifall bei der LINKEN)

Dies wäre auch im Interesse der schwarz-gelben
Koalition, um sich etwas von der Glaubwürdigkeit
zurückzuholen, die sie mit Beschlüssen wie der Steu-
ersenkung für Hoteliers verloren hat.

Wenn wir, und das sollten wir uns vor allem in Bre-
men auf die Fahnen schreiben, an den falschen Stellen
sparen oder kürzen, wird es uns in einigen Jahren
teuer zu stehen kommen. Gerade Bremen braucht
unter anderem eine aktive und gerechte Sozialpoli-
tik, eine aktive Bildungspolitik, um eines Tages wieder
auf eigenen Beinen stehen zu können. Anderenfalls
werden Sie hier die Folgen für Bremen katastrophaler
aussehen lassen, als sie möglicherweise in Zukunft
wären. Mit Kürzungen werden Sie hier keine Pro-
bleme lösen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie führen uns nur tiefer in die Sackgasse, in die
wir uns mittlerweile hineinbegeben haben. Deshalb,
finden wir als DIE LINKE, ist auch die selbstverord-
nete Schuldenbremse für Bremen nicht tragbar.

Lassen Sie mich zum Schluss noch sagen: Wer sich
nicht mehr für das Wohl der Menschen in diesem Land
interessiert, sondern nur noch für das eigene Wäh-

lerklientel und den Erhalt der Koalition, begeht ei-
nen gewaltigen Fehler, denn auf dem Spiel steht nichts
Geringeres als der soziale Frieden in Bremen, aber
auch in Deutschland. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Sehr geehrte Frau Nitz, Sie ha-
ben vorhin in Ihrer Rede die Begrifflichkeit „die Bun-
desregierung belügt“ verwendet. Ich weise dies als
nicht parlamentarische Umgangsform zurück.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Als  Nächster  erhält  das  Wort  der  Abgeordnete
Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Was als schwarz-gelbe Liebeshei-
rat begann, ähnelt immer mehr dem Leben von Bon-
nie und Clyde auf der Flucht.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Verzweifelt, ohne Plan, desperat auf dem Weg in
den Abgrund! Als ich die Inhalte Ihres sogenannten
Sparpakets zur Kenntnis nehmen musste, wusste ich
eigentlich gar nicht, wie ich darauf reagieren sollte.
Sollte man wütend sein, sollte man resigniert sein,
sollte man zornig sein? Man weiß es nicht, es lässt
einen ratlos zurück. Die jetzigen Haushaltslöcher des
Bundes sind doch nicht Folge der spätrömischen De-
kadenz, sie sind nicht Folge eines überbordenden So-
zialstaates, sondern sie sind ganz klar und eindeu-
tig Folge der Rettung der Banken innerhalb der Wirt-
schafts- und Finanzkrise.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich gestehe sofort zu, dass die Garantie für Spar-
einlagen, der Rettungsschirm für die Banken, die Stüt-
zung Griechenlands und auch das Euro-Rettungspa-
ket wahrscheinlich richtig und auch nötig waren, um
einen Absturz der europäischen Wirtschaft und da-
mit Massenarbeitslosigkeit und Verelendung zu ver-
hindern. Die Weltwirtschaftskrise der Dreißigerjah-
re war abschreckendes Beispiel genug, um zu recht-
fertigen, dass der Staat gelegentlich als Reparatur-
betrieb des Kapitalismus auftreten muss. Nunmehr
werden die Kosten dieser Rettungsaktion in Rech-
nung gestellt. Man hätte erwarten dürfen, man hät-
te erwarten müssen, dass diejenigen, die diese Kri-
se verursacht haben, auch die Zeche für deren Ret-
tung zahlen.

(Beifall bei der SPD)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Aber statt die Casinos und Banken zur Kasse zu
bitten, schafft man lieber das Elterngeld und die Bei-
träge zur Rentenversicherung für Hartz-IV-Empfänger
ab. Der vorgebliche Beitrag der Verursacher, die
angebliche soziale Ausgewogenheit und der Beitrag
der Wirtschaft bestehen nach Aussage von Schwarz-
Gelb in einer Brennelementesteuer und in der Flug-
gaststeuer. Hört, hört! Der deutschen Atomwirtschaft
kann man mit Sicherheit einiges vorwerfen, aber, dass
sie Verursacher der weltweiten Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise gewesen ist, mit Sicherheit nicht.

(Beifall bei der SPD)

Gern kann man unserer Meinung nach darüber
sprechen,  ob  die  Atomwirtschaft  an  den  Gemein-
schaftskosten der Nutzung dieser Energieform nicht
beteiligt werden müsste oder ob wir uns die unsin-
nigen Förderungen, die wir in diese Sackgassentech-
nologie gesteckt haben, nicht zurückholen müssten.
Schwarz-Gelb beabsichtigt aber ja überhaupt nicht,
diese  Frage  zu  stellen,  sondern  eine  sogenannte
Brennelementesteuer soll überhaupt nur dann fällig
werden, wenn die Laufzeiten der Kernkraftwerke
verlängert werden. Die Intention hinter diesem Vor-
schlag ist relativ einfach, man will ein weiteres Ar-
gument kreieren, das rechtfertigt, dass die Atomkraft-
werke länger laufen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Kommen wir zum zweiten Beitrag der Wirtschaft,
der  Fluggaststeuer!  Die  Fluggaststeuer,  das  wissen
wir alle, wäre im Jahr 2014 aufgrund europäischer
Absprachen sowieso gekommen. Sie verbessert zwei-
fellos die Einnahmesituation des Staates, und zwei-
fellos belastet sie Hartz-IV-Empfänger nicht, bei 15
Euro Mobilitätskosten werden die die Steuer mit Si-
cherheit nicht zahlen. Aber sie als Beitrag der Wirt-
schaft  auszuweisen, ist schon in höchstem Grad zy-
nisch. Eine Fluggaststeuer trifft nicht die Wirtschaft,
eine Fluggaststeuer trifft normale Gewerbetreiben-
de, sie trifft Urlaubsreisende aus der Mittelschicht,
und sie trifft vielleicht maximal auch Business-Class-
Tickets von Vorstandsvorsitzenden deutscher Ban-
ken.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Einerseits drastische Kürzungen bei Hartz IV, an-
dererseits Schonung der wirtschaftlich Starken! Mit
einer verantwortlichen Haushaltspolitik, meine Da-
men und Herren von Schwarz-Gelb, hat das wirk-
lich überhaupt nichts zu tun. Wenn das alles nicht
so dilettantisch, unprofessionell und in der Kakofo-
nie untergehend daherkommen würde, dann könn-
te man der These, die DIE LINKE erkennt einen Klas-
senkampf von oben, wirklich nahetreten. Aber es ist

eben so dumm, simpel und blöd, dass man dahinter
nicht einmal eine Strategie bei Ihnen vermuten kann.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Was ist denn eigentlich das Gebot der Stunde? Das
Gebot der Stunde ist doch, die Einnahmebasis des
Staates zu vergrößern, die Verursacher der Krise an
deren Bewältigung zu beteiligen und geeignete Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Casinos und Märkte
zu regulieren. In dem Zusammenhang kann ich das
Gerede über die mangelnde Konkurrenzfähigkeit der
deutschen Finanzindustrie nicht mehr hören. Was ist
das Prinzip von Banken in einer Volkswirtschaft? Das
Prinzip von Banken ist: Sie ermöglichen den bargeld-
losen Zahlungsverkehr, sie stellen Kredite zur Ver-
fügung, und sie gewähren auf Spareinlagen Zinsen.
Nach diesem Prinzip funktionieren Sparkassen und
Genossenschaftsbanken  übrigens  seit  100  Jahren
ganz anständig und ganz ordentlich. Wir haben auch
nicht gehört, dass eine Sparkasse oder eine Darle-
hensbank in Konkurs oder Insolvenz gegangen ist
und staatlich gerettet werden musste.

Wenn man sich das vor Augen hält, dann ist es na-
türlich überhaupt nicht so attraktiv – –. Es ist attrak-
tiver mit synthetischen CDOs – wobei ich ehrlich zu-
gebe, ich habe immer noch nicht begriffen, wie das
funktioniert – oder mit strukturierten Wertpapieren,
bei denen man Subprime-Kredite zusammenbündelt
und dann mit anderen Staatsanleiheformen mischt.
Das ist mit Sicherheit dazu geeignet, dass wir als Ban-
ker ganz viel Geld verdienen können. Ob das volks-
wirtschaftlich sinnvoll ist, darüber mag es vor der Krise
unterschiedliche  Meinungen  gegeben  haben.  Ich
glaube, nach der Krise gibt es eine ganz klare Posi-
tion dazu: Volkswirtschaftlich ist das absolut unsin-
nig!  Wenn  das volkswirtschaftlich unsinnig ist, dann
brauchen wir es auch nicht, und es spricht meines
Erachtens auch überhaupt nichts dagegen, zunächst
im nationalen Alleingang eine Finanzmarkttransak-
tionssteuer einzuführen, denn es muss endlich jemand
anfangen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich bin auch sehr dafür, die Geschäftsmodelle für
deutsche Banken zu beschneiden, denn Banken ha-
ben den Menschen zu dienen und nicht Menschen
den Banken. Die Finanzierung der Krisenbewältigung
sollte von denen getragen werden, die diese Krise
verursacht haben und ergänzend, das muss leider sein,
von denen, die dazu wirtschaftlich in der Lage sind.
Deshalb brauchen wir eine Finanzmarkttransaktions-
steuer, wir brauchen aber auch eine Finanzmarkt-
aktivitätssteuer. Wir brauchen endlich eine Vermö-
gensteuer, die diesen Namen wirklich verdient, wir
brauchen eine Erbschaftssteuer, die große Vermögen
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abschöpft, und was wir auf jeden Fall brauchen, ist
die Erhöhung des Spitzensteuersatzes für Spitzen-
verdiener.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das ist alles kein schwarz-gelbes Gedankengut,
ich weiß, aber das Mindeste, was von Ihnen zu er-
warten gewesen wäre, ist, dass dieser Unsinn mit den
reduzierten Mehrwertsteuersätzen für Skilifte, Ho-
tels und Schnittblumen endlich beseitigt werden muss.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der Ruf von Frau Nitz hier in der Bürgerschaft „Wir
zahlen nicht für eure Krise“ findet in Anbetracht der
gesellschaftlichen  Lage  immer  mehr  Unterstützung.
Sollten Bonnie und Clyde weiter schießend durch un-
sere Gesellschaft fahren, kann daraus leicht „Euer
System ist uns egal“ werden. Deshalb ziehen Sie,
meine Damen und Herren von Schwarz-Gelb, wenn
Sie denn Kraft zum Regieren haben, hier die Not-
bremse, ziehen Sie diejenigen zur Haushaltskonso-
lidierung heran, die zu den Gewinnern der Globali-
sierung dieser Krise gehörten! Die parlamentarische
Demokratie und die soziale Marktwirtschaft werden
Ihnen dies danken. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Präsident Weber: Bevor ich dem nächsten Redner
das Wort gebe, darf ich auf der Besuchertribüne Gäste
aus Hamburg-Harburg ganz herzlich begrüßen, sie
sind Mitglieder der dortigen Kirchengemeinde. Seien
Sie ganz herzlich willkommen!

(Beifall)

Als  Nächster  erhält  das  Wort  der  Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr
geehrter Herr Tschöpe, leider haben Sie vergessen
zu erwähnen, dass Ihre SPD Hartz IV und Agenda
2010 eingeführt hat. Frau Nitz, reden wir einmal über
Glaubwürdigkeit! Wenn der Bundesvorsitzende Herr
Ernst mit einem Porsche vorfährt und über Armut
diskutiert, so ist das ja auch nicht gerade glaubwür-
dig.

Selbstverständlich ist jede Sparorgie, ob von Rot-
Schwarz oder Schwarz-Gelb oder in den rot-blutrot
regierten Ländern schon lange ein Anschlag auf so-
zialen Frieden und Demokratie. Egal, welche Partei
gerade regiert, sie sind alle gleich. Da jede, aber auch

jede Sparorgie – egal, welche Partei gerade ihr Un-
wesen treibt – fast ausschließlich nur auf Kosten und
zulasten des sogenannten kleinen Mannes geht und
dieser gnadenlos und unsozial abgezockt wird, gibt
es auch schon lange keine soziale Gerechtigkeit mehr.
Sie können es in jeder Talkshow sehen und täglich
aus der Presse entnehmen: Alle politisch Verantwort-
lichen aller Parteien reden über großartige Sparmaß-
nahmen, am Ende sind alle genauso schlau wie vorher.
Keiner wagt sich aber an die wirklich Besserverdie-
nenden heran.

(Vizepräsidentin D r .  M a t h e s  über-
nimmt den Vorsitz.)

Die Betroffenen sind wie immer die gering verdie-
nenden Hartz-IV-Empfänger, Rentner und ohnehin
sozial schwachen Bürgerinnen und Bürger. Bestes
Beispiel: Während unzählige Menschen in Deutsch-
land quasi ums Überleben kämpfen müssen, eine un-
soziale Sparmaßnahme die andere jagt, über Finanz-
krise heiß diskutiert und über soziale Gerechtigkeit
leider nur geredet wird und unsere Rentner schon
jetzt unzählige Nullrunden über sich ergehen lassen
oder ertragen mussten, da wagt es doch tatsächlich
die niedersächsische Landesregierung, sich in einer
unverschämten Art und Weise auf Kosten der Bür-
gerinnen und Bürger die Diäten zu erhöhen. Das ist
kein Einzelfall. Dafür haben unsere Bürgerinnen und
Bürger zu Recht absolut kein Verständnis mehr! Alle
reden von einer sozial gerechten Verteilung Ihrer
Sparmaßnahmen, davon merken aber unsere Bürger
nichts.

Gerecht wäre es, wenn unsere Politiker bei sich
anfangen würden. Wenn sie zum Beispiel sagen wür-
den, wir können uns einen Millionen Euro teuren,
unnötigen, nicht zu gewinnenden Krieg in Afghanis-
tan überhaupt nicht erlauben und leisten. Wir kön-
nen uns auch die jährlichen circa 30 Milliarden Euro
an Steuergeldverschwendungen nicht leisten, und
wir können uns als Land mit 1,7 Billionen Euro Schul-
den nicht erlauben, mit unseren Steuergeldern den
Staatshaushalt anderer verschuldeter Länder zu sa-
nieren. Wir konnten es uns auch nicht erlauben, ein
500-Milliarden-Euro-Paket für unfähige Bankmana-
ger  mit  anschließenden  Bonuszahlungen  quasi  als
Belohnung für ihre Unfähigkeit bereitzustellen. Ich
könnte noch weitere Skandale aufzählen, habe aber
leider nur fünf Minuten.

Tatsache ist, dass alle verantwortlichen Parteien
mit gutem Beispiel vorangehen sollten, das tun sie
aber nicht, ganz im Gegenteil. Da brauchen Sie sich
über  eine  ansteigende  Politikverdrossenheit  über-
haupt nicht zu wundern. Wenn Sie das Wahlalter auf
drei Jahre herabsetzen würden, würden Sie noch nicht
einmal mehr die Dreijährigen wählen. Ich bin der Mei-
nung, wir haben in Deutschland, im eigenen Land,
genug  eigene  große  Probleme.  Das  hat  überhaupt
nichts mit Rechtsradikalismus zu tun, sondern mit
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sozialer Gerechtigkeit. Wir haben 1,7 Billionen Euro
Schulden, wir haben sehr große Armut, besonders
Kinderarmut, in Bremerhaven 40 Prozent, hohe Arbeits-
losigkeit, einige und ewige Nullrunden bei Rentnern,
unsere Jugend hat keine Zukunft mehr und so weiter.

Darum sage ich in aller Deutlichkeit: Kümmern Sie
sich zuallererst endlich einmal um unsere eigenen
Bürgerinnen und Bürger in Deutschland! Vor allen
Dingen: Fangen Sie wirklich bei den Besserverdie-
nenden an zu sparen und nicht zuerst bei den Men-
schen, die sowieso nicht mehr viel zum Leben ha-
ben! Das wäre endlich einmal eine vorbildliche, so-
zial gerechte Politik im Sinn und zum Wohl aller Bür-
gerinnen und Bürger. Leider wird das aber nie ein-
treffen, denn die Armen werden immer ärmer, und
die Reichen werden immer reicher. Das ist Ihre Po-
litik. – Ich danke Ihnen!

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Prä-
sidentin, meine Damen und Herren! Die Versuchung
ist groß, sich jetzt in der Aktuellen Stunde nicht nur
mit der Haushaltspolitik der Regierung in Berlin zu
beschäftigen, wie DIE LINKE es beantragt hat, son-
dern mit der Gesamtbilanz. Die Presse hat in den ver-
gangenen Tagen die Überschriften dazu geliefert, ich
nenne da ein Nachrichtenmagazin aus Hamburg oder
die „Süddeutsche Zeitung“. Ich widerstehe der Ver-
suchung. Ich glaube nicht, dass man diese Bundes-
regierung Punkt für Punkt von dieser Stelle aus kriti-
sieren muss, denn das macht sie selbst schon zur Ge-
nüge.

Die Bundesregierung hat, nachdem sie bis zur Wahl
in Nordhein-Westfalen eisern geschwiegen hatte, ver-
gangene Woche nun gesagt, wo und wie sie bis zum
Jahr 2014 sparen will. Ich will gleich sagen, das ist
eine objektiv große Aufgabe, und jeder, der meint,
das wäre mit ein paar guten Ratschlägen leicht ge-
tan, glaube ich, irrt sich. Ich werde deswegen die dort
vorgelegten Ideen nicht in jedem Detail und auch
nicht in Bausch und Bogen kritisieren. Ich nenne ein
paar Beispiele: Es soll weniger Befreiungen von der
Ökosteuer geben, das ist wirklich überfällig und geht
auch nicht weit genug, aber immerhin! Die Einfüh-
rung  der  Flugticketabgabe  –  das  hat  der  Kollege
Tschöpe schon gesagt – ist von der EU beschlossene
Sache, das kommt. Man muss trotzdem sagen, es ist
von der Richtung her nicht verkehrt, auch wenn wir
überzeugt sind, dass man mehr machen kann. Der
Plan einer Abgabe auf die Kernenergieanlagen ist
allerdings wirklich ein vergifteter Vorschlag, wenn
uns – und das ist ja offensichtlich so – damit der Wi-
derstand gegen die Laufzeitverlängerung abgekauft
werden soll. Die Risiken dieser Anlagen kann man
doch nicht mit Geld zum Verschwinden bringen, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich will auch sagen, dass bei der Bildung und For-
schung anzuerkennen ist, dass der Versuch gemacht
wird, dort nicht zu sparen. Allerdings, und deswe-
gen  ist  auch  leider  der  Bildungsgipfel  gescheitert,
muss man den Ländern und Kommunen die Mög-
lichkeit geben, die Mittel in die Hand geben, dass
sie das ihrerseits überhaupt machen können, sonst
steht das wiederum nur auf dem Papier.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es gibt da noch weitere recht vernünftige Absichts-
erklärungen, von einer Reform der Bundesverwal-
tung bis hin zur Abschaffung der Wehrpflicht, da kann
ich für die Grünen nur „endlich“ sagen, endlich se-
hen auch ein paar Leute in der CDU die Realität im
richtigen Licht. Das aber, was ich bisher genannt habe,
sind im Wesentlichen Absichtserklärungen, die alle
in der Missstimmung, in der Kakophonie dieser Ko-
alition auch gleich wieder untergehen. Auch deswe-
gen redet die Presse zu Recht von Luftbuchungen und
von – Zitat: – „tricksen, täuschen, schön rechnen“.

Konkret, hart und überhaupt nicht luftig, aber sind
die Planungen, die die Einkommen und die Trans-
ferzahlungen vieler Bürgerinnen und Bürger betref-
fen. Hier aber, das ist der zentrale Punkt, müsste der
innere Halt sein: eine Idee von sozialer Gerechtig-
keit und Ausgewogenheit. An diesem entscheiden-
den Punkt haben CDU, CSU und FDP versagt, voll-
kommen versagt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Die schlimmsten Punkte sind schon genannt wor-
den: Das Streichen des Elterngeldes für Hartz-IV-
Empfängerinnen, das sind in der Regel Frauen, auch
viele Alleinstehende, das Streichen der befristeten
Zuschläge beim Übergang von Arbeitslosengeld I zu
II, das Streichen der Rentenbeiträge für Arbeitslose,
was unter anderem dazu führt, dass sie Ansprüche
auf Erwerbsminderungsrente nach einer bestimm-
ten Zeit verlieren, und was die Armut im Rentenalter
verschärft  so  sicher  wie  das  Amen  in  der  Kirche.
Darunter leiden die Menschen dann, und wir, die Kom-
munen, müssen dann versuchen, dieses Problem zu
lindern. Wenn man sagt, das wäre viel Luftbuchung,
linke Tasche, rechte Tasche, dann sage ich einmal,
ja, aber die linke Tasche, wo es hineinkommt, ist der
Bund, und die rechte Tasche, wo es herausgenom-
men  wird,  sind  die  Kommunen,  und  das  Problem
kommt dann noch oben darauf.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dabei hätte es die Bundesregierung eigentlich re-
lativ leicht gehabt, sie hätte nur das tun müssen, was
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auf der Hand liegt, und ich könnte jetzt lange fort-
fahren mit Zitaten von Peter Müller, CDU-Minister-
präsident,  über  den  Bundestagspräsidenten  Herrn
Lammert bis Kurt Lauk, den Vorsitzenden des CDU-
Wirtschaftsrates.

Auf der Hand liegt in der Tat: Die unverantwortli-
chen  Steuergeschenke  zurücknehmen,  die  Steuer-
belastungen für die Reichen und Vermögenden an-
heben, ökologisch unsinnige Subventionen weiter
abbauen, das Dickicht der Mehrwertsteuersätze lich-
ten. Alles das hat die Bundesregierung nicht gemacht,
und das ist in der Tat das Versagen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Was sie gemacht hat, ist für die Haushaltspolitik,
finde ich, so etwas wie der Fall Emmely. Sie erinnern
sich, das ist die Kassiererin, die nach 30 Jahren Ar-
beit für 1,30 Euro Pfandbons entlassen wurde. Das,
was die Bundesregierung gemacht hat, verletzt eben-
so in eklatanter Weise das Gefühl der Bürgerinnen
und Bürger für Maß und Gerechtigkeit, für Verhält-
nismäßigkeit, und das ist wirklich schäbig, wie sie
gerade bei denen zulangen will, die es ohnehin am
schwersten haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Der Schaden, den die Bundesregierung damit an-
gerichtet hat, glaube ich, geht weit über diese Be-
schlüsse hinaus, von denen ich hoffe, dass sie noch
in dem einen oder anderen Punkt oder weitgehend
korrigiert werden können. Die Bundesregierung hat
die durchaus vorhandene und notwendige Akzep-
tanz für einen vernünftigen Konsolidierungskurs be-
schädigt. Sie hat denjenigen Auftrieb gegeben, die
vom Sparen sowieso nie etwas gehalten haben und
nie etwas davon halten werden. Das ist ein ganz gro-
ßes Problem, was sie damit verursacht hat.

(Beifall bei der LINKEN)

An dieser Stelle will ich sagen, ich bin ein bisschen
irritiert darüber, dass jetzt die Schuldenbremse und
die  Notwendigkeit,  diese  riesigen  Schuldenberge
zurückzuführen und zu einem Verbot der Neuver-
schuldung zu kommen, allein auf die letzte Finanz-
krise oder die Finanzkrise und die Währungskrise
zurückgeführt werden. Aktuell ist das natürlich ein
wichtiger Punkt, aber alleinige Ursache kann das na-
türlich nicht sein. Es kann auch nicht der alleinige
Hebel sein. Natürlich sollen diejenigen, die es ver-
ursacht haben, dafür zahlen, und zwar kräftig. Das
ist meine Meinung. Deswegen ist es unter anderem
zwingend notwendig, wirklich einmal ernsthaft für
eine Finanztransaktionssteuer einzutreten, aber – da-
bei bleibe ich schon – wir müssen auch gemeinsam

Verantwortung übernehmen. Alle müssen nach ih-
ren Möglichkeiten die Lasten der Konsolidierung mit-
tragen. Genau auf dieses „nach ihren Möglichkei-
ten“ kommt es aber an, und das haben Sie verletzt,
meine Damen und Herren von der Berliner Regie-
rungskoalition!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich habe von Steuererhöhungen gesprochen. Wir
müssen ganz offensichtlich darüber reden, die Fra-
ge ist nur noch wie. Die FDP wird das auch noch be-
greifen müssen, so wie sie hat begreifen müssen, dass
von Steuersenkungen heute nicht die Rede sein kann.
Es wird auch nichts nutzen, wenn die FDP damit droht,
Herrn Wulff nicht mitwählen zu wollen, sobald die
CSU oder die CDU noch einmal das Wort Erhöhun-
gen in den Mund nimmt. Ich frage mich wirklich, wie
kläglich es um diese Koalition bestellt sein muss, dass
man versucht, solche Erpressungsversuche und Kop-
pelungsgeschäfte zu machen. Das ist einfach unan-
ständig.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es geht auch um Steuern. Herr Röwekamp hat in
der Presse zur Verteidigung des Berliner Kurses ge-
sagt, es ginge nur ums Sparen und nicht um Steu-
ern. Also: Ökosteuer, Flugticketabgabe, Finanzmarkt-
steuer, es geht nicht um Steuern, Herr Röwekamp?
Habe ich da etwas überlesen? Natürlich geht es um
Steuern, sie, Frau Merkel und Herr Westerwelle, ha-
ben nur versäumt, über die richtigen Steuerarten zu
reden und dort etwas zu ändern. Das haben sie nicht
gemacht, und darüber müssen wir aber reden.

Rot-Grün hat vor zehn Jahren in Berlin Steuern ge-
senkt. Das hatte Gründe in der damals stagnieren-
den, sich durchaus in einer schwierigen Situation be-
findlichen Wirtschaft, und wir haben sie für alle ge-
senkt, nicht nur oben. Ich finde aber, wir sollten heute
auch ganz klar sagen, dass wir damit damals zu weit
gegangen sind, das ist in der Tat unser Fehler ge-
wesen, und dass man diesen Fehler längst hätte kor-
rigieren müssen.

Es wird immer wieder behauptet, die Besteuerung
von  höheren  Einkommen  wäre  schädlich.  Das  ist
höchstens vielleicht ein bisschen schmerzhaft für
diejenigen, die Besitzer dieser Einkommen sind. Da-
von abgesehen: Die meisten werden es in Wahrheit
übrigens gar nicht merken. Die meisten werden es
überhaupt nicht merken, ob sie 50, 45 oder 42 Pro-
zent Steuern zahlen. Im Übrigen ist es einfach so, ent-
weder der Vermögende zahlt einen Teil seines ho-
hen Einkommens als Steuer, oder er treibt damit wei-
ter das große Casino an, leiht das Geld zum Teil dem
Staat und kassiert dafür Zinsen, und dieses Geld für
die Zinsen fehlt dann bei uns für die Erfüllung staat-
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licher Aufgaben für die Bürger. Der Volkswirtschaft
jedenfalls  wird  ein  höherer  Spitzensteuersatz,  die
Besteuerung von hohen Vermögen nicht schaden. Ich
gebe zu, der Klientel der Schwarz-Gelben vielleicht,
aber selbst die – das kann man ja jetzt überall lesen
– ist in Wirklichkeit zum großen Teil klüger als die-
se Regierung, die sich verbohrt hat. Vor allen Din-
gen schaue ich da einmal auf die rechte Seite.

Wir sind der Meinung, dass wir auch im Bund bei-
des machen müssen, Ausgaben vermeiden und ein-
schränken und Einnahmen erhöhen. Unsere grüne
Linie dabei ist, die Niedrigbelastung von Vermögen
und Umweltverbrauch zu beenden und die falschen
Subventionierungen abzubauen. Ich kann Ihnen viele
Beispiele nennen, es geht etwa um die Aufgabe der
Pendlerpauschale, die Aufgabe des Ehegattensplit-
tings, das Dienstwagenprivileg. Es gibt eine lange
Reihe von Dingen, die man vernünftigerweise ma-
chen könnte beziehungsweise müsste. Man muss von
der jetzigen Bundesregierung erwarten, dass sie spart,
ja, Einnahmesituationen für Bund, Länder und Kom-
munen sichert, aber sie hat in der zentralen Frage,
dabei das Maß und die soziale Gerechtigkeit zu wah-
ren, versagt. Dafür müssten sie eigentlich heute und
morgen auch schon die Konsequenzen tragen, aber
das ist nicht die Debatte, die wir hier führen müssen.
– Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe mich bei dem Antrag zur Aktuellen Stun-
de darüber geärgert, dass hier von schwarz-gelben
Sparorgien die Rede ist, gleichzeitig von einem An-
schlag auf den sozialen Frieden und die Demokra-
tie. Ich finde, wir sollten in dieser Auseinanderset-
zung  –  und  dafür  bin  ich  dem  Kollegen  Dr.  Kuhn
ausgesprochen dankbar –, in dieser Debatte auch ein
wenig abrüsten bei den Worten, wir sollten zur Sach-
lichkeit zurückfinden, und wir sollten diese Ausein-
andersetzung, die in der Sache durchaus hart geführt
werden sollte, aber doch bitte nicht jeweils als An-
schlag auf die Demokratie werten, denn das halte ich
für eine Wortwahl, die dieser Sache nicht angemes-
sen ist.

(Beifall bei der FDP)

Das ist aber auch alles, was ich zu der LINKEN sa-
gen will.

Wir  haben  vor  der  Bundestagswahl  gesagt,  dass
wir als FDP gegen Steuererhöhungen sind, da wir
nicht glauben, dass das Problem durch Steuererhö-
hungen zu lösen ist, sondern dass das Problem das
Sparen ist. Dieser riesige Berg an Haushaltsschulden

kann nur abgebaut werden, wenn wir wirklich kon-
sequent an das Sparen gehen. Auf diesen Weg hat
sich diese Bundesregierung gemacht, und deshalb
unterstützen wir dieses Sparpaket, das vorgestellt
worden ist. Wir haben natürlich durchaus Verständnis
dafür, dass die Opposition sich sofort darauf stürzt
und versucht, ihre eigene Profilierung darauf aufzu-
bauen, aber gut, das ist Aufgabe der Opposition, wir
halten dies durch.

Wir sind nach wie vor – und dabei bleibe ich auch
– gegen Steuererhöhungen, da sie das völlig falsche
Signal sind, wir müssen sparen, wir brauchen eine
Disziplinierung und Regulierung der Finanzmärkte.
Ich glaube, dabei hilft uns überhaupt kein nationa-
ler Alleingang, da wir in dieser Situation damit über-
haupt nicht weiterkommen. Wir brauchen die inter-
nationale Zusammenarbeit, vor allen Dingen auf EU-
Ebene. Das müssen wir vorantreiben. Das habe ich
in der letzten Debatte auch schon einmal gesagt. Da
beklage ich im Moment den Stillstand, dass wir wieder
auf der Stelle treten und jetzt zuschauen, dass wir
quasi  wie  das  Kaninchen  auf  die  Schlange  starren:
Was passiert in Spanien, was passiert in anderen Län-
dern? Nein, wir hätten schon längst Regelungen ha-
ben müssen und mit Plänen auf den Markt gehen müs-
sen, um dieser Krise vorzubeugen.

(Beifall bei der FDP)

Ich bin bei allen, die sagen, wir müssen dieses
Steuersystem bei der Mehrwertsteuer durchforsten.
Es kann überhaupt nicht sein, dass da noch immer
nichts passiert ist. Das hat bislang jede Bundesregie-
rung in Angriff nehmen wollen, aber es ist immer ver-
schleppt worden und liegen geblieben. Es muss hier
eine klare Regelung geben, und ich sage für die Bre-
mer FDP, wir wollen diese klare Regelung. Wir wol-
len den reduzierten Mehrwertsteuersatz bei den Din-
gen des täglichen Bedarfs. Dazu gehören dann auch
Windeln, und ich nehme auch das Hundefutter und
auch das Katzenfutter dazu, da insbesondere viele
ältere Menschen einen Hauskameraden brauchen.

(Beifall bei der FDP)

Was wir dann auch noch brauchen, ist der geziel-
te Subventionsabbau. Darüber reden wir seit Jahr und
Tag, und wir gehen ihn nicht an. Ich will diesen Sub-
ventionsabbau angehen, ich will ihn sofort angehen,
denn dadurch haben wir eine Menge Geld, das wir
einsparen können.

(Beifall bei der FDP)

Ich komme zu einem anderen Thema, und da könn-
ten Sie von der Koalition unserem Antrag zur Schul-
denbremse  auch  zustimmen.  Ich  denke  auch,  dass
Sie das nachher tun werden. Da haben wir gesagt,
Maßnahmen, die auf Bundesebene ergriffen werden,
müssen kompensiert werden, damit sie nicht auf die
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Kommunen durchschlagen, denn das Linke-Tasche-
rechte-Tasche-Spiel bringt uns in letzter Konsequenz
überhaupt nicht weiter. Das haben wir hier auch mehr-
fach betont.

Einige andere Dinge sind auch der aktuellen De-
batte auf Bundesebene geschuldet. Ich sage aber noch
einmal ganz klar für die Bremer FDP: Wir wollen hier
auch in Bremen eine solide Finanzpolitik sehen. Da
muss ich sagen, lieber Kollege Tschöpe, ich hatte ge-
dacht, Sie würden hier einmal so richtig kraftvoll vor-
tragen, was die SPD in dieser Situation möchte, statt-
dessen kommt dieser Kalauer und diese völlig ver-
unglückte Aktion mit Bonnie und Clyde heraus, und
da bin ich noch einmal wieder beim Anfang.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Warum verun-
glückt?)

Man kann der Bundesregierung und allen Politi-
kern alles Mögliche vorwerfen, aber dass man hier
von Desperados spricht, da muss ich wirklich sagen,
hier sollten Sie noch einmal in sich gehen und darüber
nachdenken.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wir können auch Wildsau sagen oder
Gurkentruppe, was hätten Sie denn gern?)

Ich war immer der Auffassung, wir sind in der Bre-
mischen Bürgerschaft. Da muss ich wirklich sagen,
mit Wildsau und Gurkentruppe und das jemand den
sozialen Frieden gefährdet, damit habe ich kein Pro-
blem. Wenn man aber Vergleiche mit Ungesetzlichen
zieht und das Ganze per Debatte an den Rand des
Rechtsstaates rückt, damit habe ich als Vertreter ei-
ner Partei des Rechtsstaats ein echtes Problem.

(Beifall bei der FDP)

Das lasse ich ganz einfach nicht durch. Ich will noch
einmal sagen, wohin das führt: Wir haben das als FDP
leidvoll erfahren müssen, unser Haus ist besetzt wor-
den, und von einigen Leuten in diesem Haus und von
einigen Mitarbeitern von Leuten in diesem Haus ist
das begrüßt worden. Ich muss sagen, das ist außer-
halb der Rechtsstaatlichkeit!

(Beifall bei der FDP)

Da kann man sagen, gut, das sind alles Gefällig-
keiten, und das ist nicht so schlimm. Für uns ist das
außerhalb der Rechtsstaatlichkeit. Deshalb bitte ich
um Abrüstung bei den Worten. Ich bitte um Abrüs-
tung bei den Worten, und dann können wir mit of-
fenem Visier alles ausfechten, dann können wir na-
türlich auch zur Sache reden. Da hätte ich ganz gern
einmal gehört, was die SPD denn so sagt, die hier
seit über 60 Jahren regiert. Ich habe bislang immer

noch nicht gehört, wie Sie dieses Land sanieren wol-
len, aber das bleibt wahrscheinlich ihr Geheimnis.
– In diesem Sinn: vielen Dank!

(Beifall bei der FDP – Abg. T s c h ö p e
[SPD]: Schöne Nebelkerzen!)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schrörs.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Frau Präsidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Nach dem Bei-
trag der Kollegin Nitz von der LINKEN ist mir wieder
eines klar geworden, das Geld kommt irgendwie von
oben, man muss nur die entsprechende Verteilung
vornehmen und darüber reden, und wenn man das
getan hat, dann sind alle Probleme gelöst.

(Abg. Frau N i t z  [DIE LINKE]: Man kann
auch einfach Anträge stellen!)

Sehen Sie, Frau Nitz, so einfach ist es leider nicht.
Was Sie gezeigt haben, ist blanker Populismus.

(Beifall bei der CDU)

Das ist der Teil der Rede, den ich Ihnen widme.

Ich möchte vielmehr auch das aufnehmen, was
meine beiden Vorredner gesagt haben und auch etwas
abrüsten, was die Sprache angeht. Es ist ausgeführt
worden, dass starke Schultern zu gering belastet wer-
den. Sie sollten bitte nicht vergessen, in dieser Bun-
desrepublik zahlen acht Prozent der Steuerzahler 50
Prozent des Aufkommens der Einkommensteuer.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was müssen die für Geld haben!)

Herr Dr. Kuhn, ich finde, das ist genug. Sie haben
darauf hingewiesen, die damalige rot-grüne Bundes-
regierung unter dem Kanzler Schröder, dem Außen-
minister Fischer und dem Bundesumweltminister Trit-
tin hat richtig erkannt, den Spitzensteuersatz von 53
Prozent auf 45 Prozent abzusenken, um die wirtschaft-
lichen Kräfte in unserem Land zu stärken. Deswe-
gen haben sie es gemacht, und, meine Damen und
Herren von Rot-Grün, die Entscheidung war richtig.
Sie sollten dazu auch noch stehen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist einfach zu sagen, wo überall nicht gespart
werden soll: bei den Familien, bei den Arbeitslosen,
in den Bereichen Gesundheit, Verteidigung und Wirt-
schaft. Nirgendwo darf gespart werden. Diese Liste
lässt sich unendlich fortsetzen. Leider hat uns die Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise erreicht, und wir müssen
auf der Ausgabenseite des Bundeshaushaltes han-
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deln. Meine Damen und Herren von den Grünen und
den Sozialdemokraten, im Gegensatz zur Landesre-
gierung in Bremen hat die Bundesregierung in Ber-
lin gehandelt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Solide Finanzen sind nämlich notwendig, um die
Zukunft unseres Landes zu sichern. Wir können auf
Dauer nur das ausgeben, was wir auch einnehmen.
Gleichzeitig müssen wir aber die Wachstumskräfte
stärken, unsere Wettbewerbsfähigkeit steigern und
damit unsere Perspektiven verbessern. Aus diesem
Grund haben wir die Ausgaben für Bildung und For-
schung überhaupt nicht angefasst.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben gesagt, die Priorität bleibt. Wir sparen
nicht bei Bildung und bei Forschung, sondern wir
erhöhen die Ausgaben um zwölf Milliarden Euro bis
zum Jahr 2013. Wir haben neben dem Etat für Bil-
dung und Forschung weitere Bereiche von Sparmaß-
nahmen  ausgenommen.  So  bleibt  der  Ausbau  der
Kinderbetreuung unangetastet und der Zuschuss an
die Rentenversicherung ebenfalls.

Das Sparpaket ist in drei Teile aufgeteilt: ein Drit-
tel betrifft die Unternehmen und die Subventionen,
ein Drittel den sozialen Bereich und ein Drittel die
Bundesverwaltung und die Beamten. Nicht gespart
wird bei den Investitionen, sondern einzig und al-
lein im konsumtiven Bereich. Noch vor zehn Jahren
hatten die Sozialausgaben einen Anteil im Bundes-
haushalt von etwa 35 Prozent, die Investitionen la-
gen bei 13 Prozent. Heute haben wir gerade noch
acht Prozent Investitionen und einen Anteil der So-
zialausgaben von rund 54 Prozent. Wenn wir nicht
den Mut haben, das in ein ausgeglichenes Verhält-
nis zu bringen, dann fahren wir diesen Staat an die
Wand!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Gerade auch noch einmal in die Richtung der LIN-
KEN: Damit gefährden wir den sozialen Frieden und
die Demokratie, nicht mit Ihren Ausführungen!

(Beifall bei der CDU)

Sie werfen uns vor, dass unsere Sparvorschläge so-
zial unausgewogen und ungerecht seien. Schauen
wir uns einige wenige Beispiele an! Streichung des
Elterngeldes: Leistungen, die nach dem SGB II dazu
dienen, das Existenzminimum abzusichern. Zusätz-
liche Einkünfte werden angerechnet. In dieser Sys-
tematik ist das Elterngeld ein zusätzliches Einkom-
men. Deshalb ist es absolut systemgerecht, die Ge-
währung dieser Leistung wieder zurückzunehmen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben es offensichtlich vergessen, dieses El-
terngeld wurde als Lohnersatzleistung konzipiert. Wie
rechtfertigen Sie eine pauschale Zahlung, die als
Lohnersatzleistung vorgesehen ist, an einen Lang-
zeitarbeitslosen, der keinen Lohn, sondern Leistun-
gen vom Staat erhält?

(Zuruf des Abg. F r e h e  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Wie erklären Sie einem Familienvater, Herr Fre-
he, der morgens zur Arbeit fährt, dass sein langzeit-
arbeitsloser Nachbar genau dasselbe bekommt wie
er, zum Teil sogar noch Elterngeld obendrauf? Das,
meine Damen und Herren, ist nicht gerecht!

(Beifall bei der CDU)

Heizkosten: Was soll daran falsch sein, wenn man
eine Unterstützungsleistung, die eingeführt wurde,
als der Heizölpreis mehr als doppelt so hoch war wie
heute, wieder einsammelt, sobald die Berechtigungs-
grundlagen entfallen sind? Wir führen zukünftig den
Zuschuss von denen zurück, den wir in einer beson-
deren Situation gewährt haben, da wir das nicht als
unsozial empfinden.

(Beifall bei der CDU)

Die Streichung der Rentenversicherungsbeiträge
für Hartz-IV-Empfänger: Der Verlust von Rentenan-
sprüchen in Höhe von 2,20 Euro erscheint individu-
ell zumutbar. Die solidarische Finanzierung des Al-
terslohns bleibt allerdings unangetastet. Das ist ge-
recht, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Unser Ziel ist es, Arbeitsuchende wieder in den ers-
ten Arbeitsmarkt zu integrieren. Die Veränderungen
im Sozialetat haben die Maßgabe, Anreize zur Ar-
beit zu schaffen und die Vermittlung der Agentur für
Arbeit  effizient  zu  machen.  Damit  setzen  wir  die
knappen Steuermittel zielgerecht ein und vermeiden
zugleich erhebliche Mitnahmeeffekte. Das ist gerecht,
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Beim  Sparpaket  der  Bundesregierung  muss  die
Wirtschaft ihren Beitrag leisten. Es ist schon erwähnt
worden, die Kraftwerke werden steuerlich stärker
belastet, es soll eine ökologische Luftverkehrsabgabe
eingeführt werden. Es soll zudem der Bankensektor
an den Kosten der Finanzkrise beteiligt werden. Der
Etat des Ministeriums für Arbeit und Soziales macht
mehr als die Hälfte des Bundeshaushalts aus, ist aber
nur zu einem Drittel an den Maßnahmen beteiligt.
Das heißt, dieser Bereich ist wesentlich geringer be-
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troffen. Auch das, meine Damen und Herren, ist ge-
recht!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren von SPD, Grünen und
LINKEN, Sie sind aufgefordert, bei den kommenden
Beratungen Vorschläge zu machen. Sie können sich
aber nicht darin erschöpfen, weitere Belastungen für
die Bürgerinnen und Bürger zu fordern, die heute
schon im Wesentlichen unseren Sozialstaat tragen.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen diese Bürger weiter und stärker belas-
ten. Wir werden sie entlasten, damit es in Deutsch-
land wirtschaftlich aufwärts geht. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Das Wort hat der Ab-
geordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
möchte, wenn es mich auch sehr reizt, zu meinem
Vorredner ganz viel sagen, aber durchaus einen Bei-
trag leisten, um die Debatte ein wenig zu versachli-
chen.

(Lachen bei der CDU)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, werde
ich  mein  Augenmerk  besonders  auf  einen  Slogan
werfen, der hier immer wieder in der Debatte auf-
getaucht ist, nämlich die Frage des sozial Ausgewo-
genen. Immer wieder wird behauptet, dass die Kür-
zungen, die hier vorgenommen werden, sozial aus-
gewogen sind oder nicht sozial ausgewogen sind. Ich
will einmal an der Stelle ganz deutlich sagen, es geht
hier nicht um die Frage der sozialen Ausgewogen-
heit.

Die Bundesregierung macht genau das, für was sie
auch gewählt worden ist, sie macht eine dreiste In-
teressenpolitik. Diese Interessenpolitik sagt ganz ein-
deutig, dass diejenigen, die die Krise verursacht haben
– die Banken, die Konzerne und die Reichen – zu den
Kosten nicht herangezogen werden, dass dement-
sprechend, wie wir es vorhin auch schon klar gehört
haben, immer wieder die Hartz-IV-Bezieher und die
Geringverdiener die Zeche bezahlen müssen. Dabei
geht es aber nicht darum, ob das sozial ausgewogen
ist, sondern es geht darum, welche Interessen diese
schwarz-gelbe  Regierung  bedienen  will.  Das  sind
eben nicht nur – wenn das auch ganz lustig war, sage
ich einmal – die Reiseveranstalter, sondern in Wirk-
lichkeit geht es darum, dass bestimmte Klassen in
dieser Gesellschaft, nämlich die Besserverdienenden,
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

die  Besitzenden  und  die  Vermögenden,  geschont
werden  sollen.  Das  ist  eine  interessengeleitete  Po-
litik.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. B ö d e -
k e r  [CDU]: Das ist Versachlichung?)

Das ist eine Versachlichung, natürlich!

Sehr geehrte Damen und Herren, wir reden auch
in diesem Zusammenhang immer wieder davon, dass
gesagt wird, dieses Kürzungspaket wurde gemacht,
um  die  Staatsschulden  einzudämmen.  Da  kann  ich
Ihnen eigentlich nur sagen, das kann natürlich nicht
stimmen, da es sich auch hier um eine interessenge-
leitete Politik handelt. Nach Angaben der Deutschen
Bundesbank ist durch die Rettung der Banken – und
letztendlich durch die Rettung der Profite der Ban-
ken – die Staatsverschuldung in den letzten zwei Jah-
ren um 98 Milliarden Euro gestiegen. 98 Milliarden
Euro in den letzten Jahren nach Angaben der Bun-
desbank! Das, sage ich, ist eine interessengeleitete Po-
litik. Das ist nicht unsozial, sondern das ist nur im In-
teresse der Reichen und der Banken.

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt noch eine weitere, sehr interessante Rech-
nung, die die Hans-Böckler-Stiftung nach Angaben
des Statistischen Bundesamts aufgemacht hat, die ei-
gentlich ganz deutlich besagt, dass allein die Rück-
nahme der Steuergeschenke in der Ära Helmut Kohl
allein 100 Milliarden Euro Steuereinnahmen pro Jahr
zusätzlich einbringen würde.

Auch dass man die nicht zurücknimmt, ist eine in-
teressengesteuerte Politik. Für uns als Linke ist dabei
völlig klar, es gibt Alternativen – auch Herr Tschö-
pe hat das gesagt, ich bin sehr dankbar dafür, dass
auch die SPD an dem Punkt einmal Klartext gere-
det hat –, es geht darum, dass wir Steuern erhöhen
und die breiten Schultern zur größeren Finanzierung
für  Aufgaben  der  Gesamtgesellschaft  heranziehen
müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Was kann man da tun? Wir haben es oft genug ge-
sagt, da ist die sogenannte Transaktionssteuer. Es gibt
Modellrechnungen, die sagen, 0,05 Prozent würden
27 Milliarden Euro pro Jahr einbringen. Da gibt es
die Bankenabgabe, so wie sie Obama in den Verei-
nigten Staaten vorgeschlagen hat. Das würde wahr-
scheinlich auch noch einmal um die neun Millionen
Euro pro Jahr einbringen. Es gibt den Vorschlag, dass
alle großen, privaten Einkommen über eine Million
Euro mit fünf Prozent besteuert werden, das würde
noch einmal zu etwa 80 Millionen Euro führen. All
das wären Maßnahmen von denen ich sage: Maß-
nahmen fürs Erste. Wenn wir diese Maßnahmen ein-
führen  würden,  dann  hätte  der  Staat  mehr  Geld,
könnte wieder besser seinen sozialen Aufgaben nach-
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kommen. Dann könnten wir auch von der sozialen
Ausgeglichenheit sprechen, wenn es eine solche Re-
gierung gäbe, die das Interesse hätte, wirklich sozi-
al  ausgeglichen  zu  handeln.  Das  kann  man  von
Schwarz-Gelb nicht sagen. Daher muss man deut-
lich sagen: Diese Regierung muss weg! Wir sollten
viel dafür tun, dass das so schnell wie möglich pas-
siert, alles nach dem Motto: Wir zahlen nicht für diese
Krise. Die Zeche müssen die bezahlen, die sie ver-
antworten. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Als nächste Redne-
rin hat das Wort die Bürgermeisterin Frau Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Frau Präsidentin, meine
sehr  verehrten  Damen  und  Herren!  4,5  Milliarden
Euro Mindereinnahmen des Bundes und der Länder
durch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz, das ein
gutes halbes Jahr alt ist! Jetzt fühlt man sich genö-
tigt, dass Doppelte bei den Armen zu kürzen.

(Abg. Frau W i n t h e r  [CDU]: Jetzt
geht das wieder los!)

Das mögen Sie nicht hören, Frau Winther, ich weiß.
In völliger Verkennung der Tatsache, dass die Kin-
derregelsätze viel zu niedrig sind – nämlich 215 Euro
pro Monat für ein Kind bis zum 14. Lebensjahr, das
sind  sieben  Euro  am  Tag  –,  glaubt  man  jetzt  unter
Hinweis auf eine zugegebenermaßen problematische
Systematik, da die Regelsätze das Existenzminimum
sichern sollen und nicht mehr und das Erziehungs-
geld insofern systemfremd ist – das ist richtig –, un-
ter Berufung auf diese Systemfremde, sich daran zu
schaffen machen zu dürfen. In Wirklichkeit ist es aber
so, dass man für eine kleine Gruppe mit Neugebo-
renen nur Regelsätze mit einem korrekten Anschlag
gebildet hat. Denen das jetzt wegzunehmen, ohne
sich gleichzeitig an das Verfassungsgebot zu machen,
dass die Kinderregelsätze überarbeitet werden müs-
sen, ist einfach nicht in Ordnung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:

Die werden doch überarbeitet!)

Ja, aber das Elterngeld nehmen Sie doch jetzt gleich
weg! Eingriffe zulasten armer Menschen treffen Bre-
men und Bremerhaven überdurchschnittlich, auch
wenn man jetzt die Mehrausgaben nicht genau quan-
tifizieren kann. Insbesondere die Tatsache, dass eine
steigende Anzahl von Menschen aufgrund von auch
relativ kurzen Phasen Arbeitslosigkeit genötigt sein
wird, sich darauf einzustellen, im Alter wegen der
reduzierten Rentenzahlung in Armut leben zu müs-
sen, wird hier weiter die sozialen Probleme in unse-
rem Standort vergrößern.

Herr Dr. Schrörs macht das, was er in diesem Zu-
sammenhang immer macht. Es wird eine Gruppe aus
den ganz Armen und den Menschen mit niedrigem
Einkommen gebildet, und dann wird der Verteilungs-
konflikt unter denen angeheizt und entfacht. Ich finde
das nicht in Ordnung. Wenn Sie hier sagen, ein wie
großer Anteil am Einkommensteueraufkommen von
gut und sehr gut Verdienenden kommt, dann unter-
schlagen Sie, dass man natürlich, wenn man sich die
Verteilung  des  Steueraufkommens  insgesamt  an-
schaut, doch sehr viele berechtigte Fragen, was die
Gerechtigkeit betrifft, stellen kann.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der sogenannte Beitrag der Wirtschaft, die wich-
tige Säule, steht nur auf dem Papier. Oder hat die
Bundesregierung nun auf einmal – Abrakadabra! –
doch einen Weg gefunden, wie die Gewinne gerin-
ger werden können und wie man dann einen gerech-
ten beziehungsweise einen gerechteren Anteil an den
Gewinnen der Stromkonzerne bekommen kann? Das
wird natürlich nicht passieren, sondern sowohl die
Kerosinabgabe als auch Nachlässe für die höheren
Kosten für die Stromindustrie wegen der Laufzeit-
verlängerung der Kernkraftwerke, die man politisch
massiv bekämpfen muss! Bremen wird alles tun, um
dort möglichst zu sehen, dass man dieser Bundesre-
gierung diese Vorhaben vergällt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir sind hier massiv von Atomkraftwerken umge-
ben und hoch betroffen. Diese Abgabe, die dort ge-
leistet werden soll, die wird schlicht und einfach auf
die Preise umgelegt. Das werden dann vor allen Din-
gen die Verbraucherinnen und Verbraucher bezah-
len müssen.

Europaweit steht man vor dem Problem, dass man
aufsetzend auf eine gigantische Staatsverschuldung
jetzt mit Einsparungen reagieren muss und damit sich
gleichzeitig das Problem einhandelt, dass man die
Binnennachfrage schädigt. Das kommt davon, wenn
man jahrelang, jahrzehntelang so tut, als hätte man
diese Probleme nicht, als würden sie nie kommen.
Jetzt muss man beide Probleme im Einvernehmen mit-
einander lösen. Man muss im Auge haben, dass es
auch um die Binnennachfrage geht. Allein das müsste
ja schon halbwegs ökonomisch gebildeten Menschen
als Argument dafür genügen, dass man das auf kei-
nen Fall macht, dass man den kleinen Einkommen
nicht noch etwas wegnimmt. Denn das Geld, was die
haben, geht direkt in den Konsumkreislauf, während
die großen Einkommen – oder das, was davon übrig
bleibt – zur Bank getragen werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Deshalb wurde ja schon gesagt: Erbschaftssteuer:
Handlungsbedarf,  Vermögenssteuer:  Handlungsbe-
darf,  Spitzensteuersatz:  Handlungsbedarf,  Finanz-
transaktionssteuer: Handlungsbedarf. Und die Mehr-
wertsteuer? Herr Woltemath, was sind Sie nur für ein
– –. Was haben Sie gesagt? Man muss das Mehrwert-
steuersystem durchforsten. Ja, da waren sich die Fi-
nanzminister einig: Sehen wir einmal wie weit wir
kommen! Sie sind aber schon ein komischer Förster,
der erst einmal ordentlich neue Bäume pflanzt, ehe
man dann hinterher daran geht, welche auszurupfen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Steuererhöhungen sind nicht deshalb abzulehnen,
weil sie das falsche Signal sind. Verstehen Sie, wir
machen doch hier Politik auch für eine Wirklichkeit.
Signale kann man jetzt mit Vuvuzelas, oder wie diese
Dinger heißen, meinetwegen auströten.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Uwe Seeler
heißen die!)

Man muss aber eine Politik machen, die dem Staat
ein Fundament sichert. Ob mit oder ohne Signal, das
Signal, dass man die Starken schont, das ist in der
Tat mit Sicherheit das falsche.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Krampfhaft wird an dem Wahlversprechen, dass es
zu Steuersenkungen kommt, koste es, was es wolle,
festgehalten. Wissen Sie was? Es war schon damals
Unsinn, es ist nach der Krise Unsinn, und es wird auch
Unsinn bleiben. Die Lage Deutschlands im europä-
ischen und OECD-Vergleich birgt keinerlei Argumen-
te dafür, dass wir hier zu weiteren Steuersenkungen
kommen müssen, und die Lage des Staates schon gar
nicht.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wenn man sich schon so grandios geirrt hat, dann
könnte man vielleicht auch irgendwann einmal ein-
lenken.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Einsparen! – Abg.
R ö w e k a m p  [CDU]: Wo wollen Sie denn
eigentlich sparen? Das habe ich nicht ver-

standen! Wo wollen Sie denn sparen?)

Ach, Herr Röwekamp! Diesen Zwischenruf machen
Sie jedes Mal, wenn ich hier rede. Wo wollen wir denn
sparen? Ich mache das jetzt nur noch jedes zweite
Mal, dass ich hier die Liste des Senats, wo wir sparen,
aufzähle.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nein, ich mei-
ne den Bund! Wo wollen Sie im Bund spa-

ren? Wo wollen Sie kürzen?)

Lassen Sie mich einmal weiterreden!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Sie haben
nichts auf der Latte, was das Sparen betrifft!

Gar nichts! – Beifall bei der CDU)

Es ist ein politischer Fehlschluss, so zu tun oder
glauben zu machen, dass die Krise ausschließlich oder
vor allen Dingen auf die Bankenkrise zurückgeht. Im
Gegenteil, die Bankenkrise folgte auf die hohe Staats-
verschuldung der letzten Jahre, und alle haben sich
an eine viel zu hohe Kreditaufnahme gewöhnt.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Senatorin für
das  Ausgabewesen  sind  Sie,  das  ist  auch

alles!)

Insofern weist der Spruch, wir zahlen nicht für eure
Krise, ein bisschen in die Irre. Es ist die Krise aller
Gebietskörperschaften, und wir leben auch nicht in
einer Welt, in der man so leicht zwischen Tätern und
Opfern unterscheiden kann. Es handelt sich nämlich
um gewählte Regierungen, die diese Politik gemacht
haben und den Menschen viel zu lang erzählt haben,
dass  das  Geld  ja  einfach  irgendwo  von  der  Bank
kommt und man dafür nicht irgendwann am Ende
einen hohen Preis wird zahlen müssen.

Die Zustimmung zur Demokratie und Marktwirt-
schaft hängt daran, dass es gelingt, in unserer Staats-
form und in unserem Wirtschaftssystem für alle Men-
schen ein menschenwürdiges Leben zu gestalten. In-
sofern ist es richtig, dass der Staatshaushalt des Bun-
des mit einem hohen Anteil an Sozialausgaben kein
Ruhmesblatt ist und es nicht darum geht, jede Mil-
lion mit Zähnen und Klauen zu verteidigen. Sondern
die Notwendigkeit, dass in unserem Wirtschaftssystem
ein so hohes Maß an staatlichen Transferleistungen
erforderlich ist, weist darauf hin, dass der Reform-
bedarf viel weitgehender und tiefgreifender ist, als
wir uns hier heute eingestehen wollen. Das Sparpa-
ket der Bundesregierung ist einfallslos, strukturkon-
servativ und ungerecht. Es erweist all denen, die sich
dafür einsetzen, dass es sozial gerechter zugeht und
man sich auch im Sinn einer sozialen Idee der aus-
ufernden Staatsverschuldung stellt, einen Bärendienst,
da es nämlich die Bereitschaft mitzutun beschädigt.
– Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsidentin Dr. Mathes: Zum ersten Thema lie-
gen keine Wortmeldungen vor.

Ich schlage Ihnen jetzt vor, dass ich das zweite
Thema der Aktuellen Stunde nicht mehr vor der Mit-
tagspause aufrufe. Ich sehe Einvernehmen. Dann
unterbreche ich die Aktuelle Stunde, wir beginnen
nach der Mittagspause trotz der gesetzten Punkte um
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14.30  Uhr  mit  dem  zweiten  Thema  der  Aktuellen
Stunde.

Ich unterbreche die Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag).

(Unterbrechung der Sitzung 12.56 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.33 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet. Auf
der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich eine
Altherrengruppe ehemaliger Luftfrachtleiter und Mit-
arbeiter der Airliner, Reedereimitarbeiter, Schiffsmak-
ler und leitende Bankmitarbeiter. – Herzlich willkom-
men in unserem Haus!

(Beifall)

Wir setzen die Aussprache zum zweiten Thema der
Aktuellen Stunde fort. Auf Antrag der Abgeordne-
ten Dr. Kuhn, Frau Dr. Schaefer, Frau Dr. Mathes, Dr.
Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen rufe
ich  das  Thema  „Umweltkatastrophe  im  Golf  von
Mexiko – wie sicher ist die Ölförderung vor unse-
rer Küste?“ auf.

Als Erste hat das Wort Frau Kollegin Dr. Schaefer.

Abg. Frau Dr. Schaefer (Bündnis 90/Die Grünen):
Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Her-
ren! Wir debattieren heute die Frage: Wie sicher ist
die Ölförderung in der Nordsee? Auslöser für diese
Fragestellung ist die Umweltkatastrophe im Golf von
Mexiko. Ich möchte noch einmal acht Wochen zu-
rückspulen und fragen: Wie ist es Ihnen ergangen,
als Sie das erste Mal von der Explosion auf der Öl-
plattform im Golf von Mexiko 190 Kilometer südlich
von New Orleans gehört haben? Ich gebe zu, dass
ich es am 20. April 2010, als das Ganze das erste Mal
in den Nachrichten kam, ehrlicherweise ein bisschen
in die Schublade der Unglücke und Unfälle gesteckt
habe, die jeden Tag in den Nachrichten kommen, und
natürlich irgendwie zur Kenntnis genommen habe:
Da gibt es eine Explosion und ein Feuer auf der Bohr-
insel. Ich habe mir auch sicherlich über die Schick-
sale der Arbeiter auf der Plattform Gedanken ge-
macht, aber auch – naiverweise vielleicht – gedacht:
Na ja, irgendwie gibt es doch Notfallpläne für Brän-
de auf Bohrinseln, irgendwelche Feuerlöschmaßnah-
men werden da ergriffen, das wird doch sowieso stän-
dig geübt.

Als die Bohrinsel zwei Tage später, am 22. April
2010, im Meer versank, da klingelten dann doch in
meinem Hinterkopf schon die ersten Alarmglöckchen:
Was ist, wenn da Öl ausläuft? Was sind mögliche Fol-

gen für das marine Ökosystem? Ich glaube aber, kei-
ner von uns hat zu diesem Zeitpunkt an das Ausmaß
der Katastrophe gedacht, wie wir es heute haben. Am
23. April 2010 hat sogar BP-Chef Tony Hayward noch
gesagt, wir sind entschlossen, alles in unserer Macht
stehende zu tun, um die Ölverschmutzung in Schach
zu halten und die Situation so sicher, schnell und
effektiv wie möglich zu lösen. Das, so muss man acht
Wochen später sagen, ist noch nicht einmal im An-
satz gelungen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der CDU)

Inzwischen ist der Unfall zu der erwiesenermaßen
größten Ölkatastrophe weltweit ausgewachsen, und
eine Lösung des Problems ist noch nicht in Sicht. Das
unverantwortliche  Vorgehen  von  BP,  die  schlechte
Transparenz der Unternehmenskommunikation, der
Versuch, Informationen vor der Öffentlichkeit zurück-
zuhalten, die horrenden Bilder der riesigen, Hunderte
von Kilometern weiten Ölteppiche, der Gedanke an
die unsäglichen, noch nicht abschätzbaren Folgen
für die Umwelt, die Ohnmacht der amerikanischen
Politik, Abhilfe zu schaffen, und die Unfähigkeit der
verantwortlichen Betreiber, das Bohrloch endlich zu
schließen, machen mich wirklich wütend.

Der US-Untersuchungsausschuss kommt zu folgen-
der Analyse: Der Ölkonzern BP habe aus Zeitdruck
und Sparsamkeit mindestens fünf hoch riskante Ent-
scheidungen getroffen, die das Unglück im Golf von
Mexiko ausgelöst haben könnten. Eine Prüfung in-
terner BP-Dokumente hat ergeben, dass der Konzern
an Material gespart und wichtige Sicherheitstests weg-
gelassen habe. Insgesamt habe der Konzern dadurch
sieben bis zehn Millionen Dollar und auch Arbeits-
leistung gespart. Wenn Sie mich fragen, dann war
das am falschen Ende gespart, denn die Folgekosten
werden in die Milliarden gehen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Das Fatale in Mexiko war zu dem, dass man noch
gar keine ausreichenden Erfahrungen mit diesen Tief-
seebohrungen gemacht hat. Ich finde, ohne eine Tech-
nologiefolgenabschätzung einfach einmal anzufan-
gen zu bohren, darf man nicht machen, und wenn,
dann braucht man wenigstens einen Notfallplan, um
das Leck schließen zu können. Wenn ich lese oder
auch sehe, dass man den Ölteppich mit hoch giftigen
Chemikalien bekämpfen will oder mit geschredderten
Autoreifen  oder  Golfbällen  versucht,  das  Leck  zu
stopfen, dann stehen mir wirklich die Haare zu Ber-
ge. Ich werte das so, dass hier offensichtlich ein GAU
eingetreten ist, der in den Köpfen der Verantwortli-
chen gar nicht vorkommen durfte, gar nicht vorge-
kommen ist. Die Folge dieser Unfähigkeit sehen wir
jetzt.

Seit dem Untergang der Bohrinsel sind Hunderte
Millionen Barrel Öl ins Meer geströmt, insgesamt wur-
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den bisher gerade einmal 134 000 Barrel aufgefan-
gen. Neuen Expertenschätzungen zufolge landen täg-
lich bis zu drei Millionen Liter Öl im Golf von Mexi-
ko, drei Millionen Liter Öl täglich! Ich will einmal ei-
nen Vergleich anbringen: Bei dem Exxon-Valdez-Un-
glück vor Alaska 1989 wurden gerade einmal 40 000
Tonnen Rohöl ins Meer gespült, das macht vielleicht
einmal die Dimensionen klar.

Der jetzige Ölteppich ist längst an den Küsten der
USA angekommen, und natürlich kann man sich fra-
gen, was hat das eigentlich mit uns hier in Bremen
zu tun, das Ganze spielt sich in 8 000 Kilometern Ent-
fernung ab. Ich sage Ihnen, das hat eine ganze Menge
auch mit uns hier in Bremen zu tun: Nicht nur, dass
diese Ölkatastrophe auch hier sehr viele Menschen
bewegt – man konnte es auch in den letzten Tagen
an Leserbriefen sehen, dass viele Menschen wütend
sind –, sondern das Unglück im Golf von Mexiko
macht deutlich, mit welchen unverantwortlichen Me-
thoden heute Öl gefördert wird, um den nach wie vor
steigenden Bedarf zu decken.

Die zunehmende Verknappung der weltweiten Öl-
reserven und die steigende Nachfrage führen zu einer
immer aufwendigeren und riskanteren Ölförderung.
Das Ganze ist inzwischen zu einer Hochrisikotech-
nologie geworden, da die Ölreserven in den flachen
Meeresgebieten  weitestgehend  erschöpft  sind  und
auf immer tiefere Meereszonen ausgewichen wer-
den muss. Das ist natürlich mit erheblichen Risiken
verbunden, dort herrschen höhere Druckverhältnisse,
man braucht längere Rohrleitungen, man kann kei-
ne  Taucher  mehr  einsetzen,  und  man  hat  einfach
schlichtweg überhaupt keine Erfahrungen.

Zu Bremen! Auch in der Nordsee wird Öl geför-
dert: Es gibt circa 400 Ölplattformen in der Nordsee
mit über 100 000 Arbeitern darauf. Experten können
eine vergleichbare Katastrophe nicht ausschließen.
Auch jetzt kommen schon immer wieder einmal Un-
fälle auf diesen Ölplattformen vor, sie sind keine Sel-
tenheit. Bisher sind sie aber zum Glück nie in einem
solchen Ausmaß wie jetzt im Golf von Mexiko vor-
gekommen. Im Zeitraum von 1974 bis 2004, das sagt
eine norwegische Studie, wurden 5 000 Schadens-
fälle gemeldet. Wenn man das einmal auf ein Jahr
umrechnet, sind das 166 Schadensfälle pro Jahr. Dabei
muss man ehrlicherweise sagen, es tritt nicht immer
Öl aus, aber es kommt auch vor, dass dies geschieht.

Was wäre, wenn jetzt solch eine Ölkatastrophe vor
Ort in der Nordsee passieren würde? Die Folgen wä-
ren dramatisch: vor allen Dingen erst einmal für das
Unesco-Welterbe Wattenmeer und damit auch für die
Natur,  für  die  Zug-  und  Brutvögel,  für  die  Robben,
Wale, Muscheln, Fische und alles, was am Meer an
Fauna und Flora existiert, aber natürlich auch für die
Salzwiesen und für die Deiche und damit auch für
die  Deichsicherheit.  Es  ist  in  der  Vergangenheit
durchaus schon einmal vorgekommen; ich denke an
den Untergang der Pallas 1998. Dort sind 90 Tonnen
gebunkertes Öl ausgelaufen: 90 Tonnen im Vergleich

zu den drei Millionen Tonnen, die jetzt täglich aus-
strömen. Insgesamt waren 12 000 Seevögel und meh-
rere Dutzend Seehunde von dem Öl betroffen.

Neben der Natur bleiben aber natürlich auch Fol-
gen für die Menschen in der Region nicht aus. Bre-
merhaven schließt direkt an das Naturschutzgebiet
Niedersächsisches Wattenmeer an. Tourismus ist ge-
rade für Bremerhaven von entscheidender Bedeutung.
Eine solche Katastrophe könnte natürlich auch fa-
tale  Folgen  für  die  Tourismusbranche  haben.  Sie
könnte fatale Folgen für die Fischer haben und na-
türlich auch für die fischverarbeitende Industrie, die
in Bremerhaven angesiedelt ist. Sie könnte fatale,
noch gar nicht abzuschätzende Folgen für die Off-
shore-Windparks haben, auch die sind ein großes
Standbein in Bremerhaven.

Es sind also sowohl die Natur als auch die Men-
schenleben und die Arbeitsplätze, die am Ende davon
betroffen sind. Ich finde, es steht uns gut an, aus den
Fehlern, die selbst in 8 000 Kilometern Entfernung
passieren,  hier  unsere  Schlüsse  zu  ziehen  und  zu
schauen, wie können wir das besser machen. Daher
drängen sich einfach auch Fragen auf, nämlich: Wie
sicher sind die Ölplattformen in der Nordsee? Wel-
che Sicherheitsvorkehrungen beziehungsweise Not-
fallpläne gibt es? Wer kommt am Ende für den Scha-
den auf? Natürlich drängt sich auch die Forderung
auf, die Bohrinseln in EU-Gewässern zu überprüfen,
Sicherheitsbestimmungen zu verschärfen und stren-
gere Kontrollen durchzuführen.

US-Präsident Obama hat eine sechsmonatige Sperre
für Tiefseebohrungen für neue Ölquellen verhängt.
Ich finde – und da schließe ich mich persönlich zumin-
dest  an  –,  dass  man  schauen  muss,  ob  man  diese
Sperre nicht länger oder dauerhaft verhängt, zumin-
dest bis man irgendwelche Pläne und Erfahrungen
gesammelt hat und eine Technologiefolgenabschät-
zung durchführt.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dann ist die Frage: Wer soll für den Schaden auf-
kommen? Meines Erachtens muss hier ganz klar das
Verursacherprinzip gelten. Wer solch ein Risiko ein-
geht, um seinen Gewinn zu maximieren, muss am
Ende vielleicht auch einmal auf die Auszahlung von
Dividenden verzichten. Ich finde, die Schadensregu-
lierung muss schnell erfolgen. Es darf eben nicht wie
bei der Exxon Valdez sein, bei der man 20 Jahre ge-
braucht hat, bis der letzte Dollar geflossen ist und
geklärt worden ist, wer dafür aufkommen muss. Das
darf nicht sein!

Was muss die Konsequenz für uns sein, vor allen
Dingen als Nordsee-Anrainer? Ich finde, wir brau-
chen international verbindliche Regeln für die Ölför-
derung, wir müssen die Fördermethoden streng öko-
logischen  und  sozialen  Kriterien  unterziehen,  wir
brauchen  verlässliche  Sicherheits-  und  Notfallkon-
zepte, und zwar international! Die Anrainerstaaten
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der Nordsee müssen hier Hand in Hand arbeiten. Na-
türlich ist das Ganze auch Thema auf EU-Ebene. Wir
sind selbst auch im Ausschuss der Regionen vertre-
ten, und der beschäftigt sich genau mit dieser Fra-
ge der Ölförderung und den Risiken für den geogra-
fischen Raum Nordsee/Ärmelkanal.

Wir in Bremen würden extrem von einer Ölkata-
strophe betroffen sein. Daher muss es in unserem In-
teresse sein, da Abhilfe zu schaffen und Forderun-
gen an Sicherheitsstrategien aufzustellen.

Zu guter Letzt sei mir noch eine abschließende
Bemerkung gestattet! Ich glaube, wir machen es uns
zu einfach, wenn wir mit dem Finger jetzt auf BP
zeigen und sagen, das haben die zu verantworten.
Wir sind sauer, und das darf man auch sein, auf die
Verantwortlichen, aber im Prinzip müssen wir uns alle
die Frage stellen, ob wir als Konsumenten nicht ge-
nauso  Verursacher  dieser  Katastrophen  sind,  denn
Deutschland ist weltweit der sechstgrößte Erdölver-
braucher. Unsere Gier nach Energie, die Gier der Öl-
industrie nach Gewinn, all das verleitet zu diesen un-
verantwortlichen Förderpraktiken. Ich finde, wir müs-
sen endlich auch umdenken, wir müssen Sicherheits-
strategien haben. Wir müssen aber auch weg vom
Öl, hin zu erneuerbaren Energien. Denn Öl zu spa-
ren, das heißt auch, solche Katastrophen zu vermei-
den. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dennhardt.

Abg. Dennhardt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Die Grünen
fragen angesichts der Öl- und Ökokatastrophe in den
USA: Wie sicher ist die Ölförderung vor unserer Küste?
Die einzige deutsche Förderinsel Mittelplate liegt vor
der schleswig-holsteinischen Küste am Rande des Na-
tionalparks Wattenmeer. Frau Dr. Schaefer hat aber
darauf hingewiesen, insgesamt gibt es etwa 400 Öl-
plattformen in der Nordsee. Die Nordsee insgesamt
erbringt zurzeit etwa ein Viertel der Fördermenge
Saudi-Arabiens. Norwegen und Großbritannien ha-
ben dabei seit einigen Jahren rückläufige Fördermen-
gen. Die Ölfirmen konzentrieren sich deshalb zuneh-
mend auf das Europäische Nordmeer, die Barents-
see und in Richtung Arktis, also auf tiefere Gewäs-
ser. Daher kommen die eigentlichen Gefahren.

Die Ölplattform Deepwater Horizon vor den USA
sollte Öl aus einer Tiefe von 1 500 Metern fördern.
In  der  zentralen  Nordsee  liegen  die  Wassertiefen
selbst in tieferen nördlichen Teilen nie tiefer als 200
Meter, sind also im Notfall meistens noch mit Tau-
chern zu erreichen. Erst Richtung Nordmeer und Ark-
tis werden bei neueren Bohrungen auch Tiefen von
400 Metern erreicht. Dennoch treten auch im Regel-
betrieb immer wieder größere Mengen Öl aus, Green-
peace spricht von bis zu 13 000 Tonnen jährlich. Zu-
letzt gab es im Mai 2010 bei der norwegischen Öl-

plattform Gullfaks C einen Druckabfall und Gasaus-
tritt, das Bohrloch konnte jedoch mit Schlamm und
Zement geschlossen werden. Obwohl den Nordsee-
bohrinseln ein hoher Sicherheitsstandard bescheinigt
wird, kann eine Havarie auch hier nie gänzlich aus-
geschlossen werden.

Die Katastrophe im Golf von Mexiko hat in Nor-
wegen eine Debatte ausgelöst, ob die derzeitigen
Sicherheitsstandards und Kapazitäten im Fall eines
Unglücks ausreichend sind. Angesichts unserer un-
gebrochenen Nachfrage nach Ölprodukten, wie Ben-
zin und vielfältigen Kunststoffen – Frau Dr. Schae-
fer sprach von Gier –, und der weitestgehend erschlos-
senen Vorkommen an Land ist mit einer stetigen Ver-
lagerung der Förderung in größere Meerestiefen zu
rechnen. Der Rohstoff Öl ist zu wichtig für einen ver-
schwenderischen  Verbrauch.  Vor  Angolas  Küste
wurden Ölvorkommen in 1 500 Meter Tiefe erschlos-
sen, vor der Küste Brasiliens in einer Tiefe von über
4 000 Metern. Je höher der Ölpreis steigt, desto loh-
nender werden solche aufwendigen Projekte.

Zukünftig werden Tiefseebohrungen damit immer
mehr zum Standard. Gleichzeitig versuchen einige
der Ölmultis wie BP bei diesem neuen Ölrausch in
unverantwortlicher Weise an Sicherheit und Umwelt-
schutz zu sparen. Frau Dr. Schaefer hat dies im Grunde
als eine Art Freilandversuch beschrieben. Neben dem
Ölrausch  im  Golf  von  Mexiko  zeigt  dies  auch  die
Umweltzerstörung durch den Abbau von Ölsand in
Kanada.

Standards sollten auf internationaler Ebene erar-
beitet und streng kontrolliert werden. Hier stimme
ich mit Frau Dr. Schaefer überein. Dabei muss auch
geklärt werden, wie die Ölkonzerne rechtzeitig zur
Finanzierung von Hilfsmaßnahmen, Säuberungen
und Entschädigungen im Fall von Havarien heran-
gezogen werden können. Statt zuzulassen, dass die
Ölkonzerne immer riskantere Wege zur Verteidigung
ihrer Positionen gehen, müssen wir konsequent auf
erneuerbare Energien umsteuern.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der von Rot-Grün eingeschlagene Weg der Ver-
sorgung mit erneuerbaren Energien und auch die
lokalen Strategien wie das Klimaschutz- und Ener-
gieprogramm 2020 sind auch vor dem Hintergrund
solcher Katastrophen aktueller denn je. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Imhoff.

Abg. Imhoff (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Öl darf nicht ins Erdreich gelan-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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gen, das schädigt nachhaltig die Umwelt. Das lernt
man, das weiß man. Hier in unserem Land haben wir
dafür Gesetze, die hohe Sicherheitsstandards fest-
legen. Wer sich nicht daran hält, wird bestraft, und
das zu Recht! Das ist leider nicht überall so. Das, was
sich im Golf von Mexiko abspielt, ist für mich unfass-
bar: ein Verbrechen an der Natur, an uns Menschen
und an den kommenden Generationen, denn seit dem
22. April strömen täglich mehr als 3 000 Tonnen Rohöl
in den Golf von Mexiko, und ein Ende des Ölaus-
tritts ist noch nicht in Sicht.

Wenn man dann überlegt, dass ein Tropfen Öl  1 000
Liter Wasser verseucht, dann weiß man erst, welches
wirkliche Ausmaß diese Katastrophe hat.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der Golf von Mexiko wird über Jahrzehnte ver-
seucht sein, und ob sich eine solche Artenvielfalt dort
überhaupt jemals wieder entwickeln wird, ist mehr
als fraglich. So kommen zum Beispiel auf einen ge-
fundenen, mit Öl verschmierten Vogel circa 100 Vögel,
die kläglich verendet sind, die man überhaupt nicht
findet. Was unter Wasser los ist, kann sich jeder aus-
malen, und wenn man sich die Meeresströmung an-
schaut, erkennt auch der Laie schnell, dass sich diese
Ölkatastrophe weltweit auswirken wird.

Wie konnte es dazu kommen? Erstens, durch eine
Aufsichtsbehörde, die korrupt war, und wenn sie über-
haupt gearbeitet hat, dann nur schlampig mit aus-
gewiesenen Sicherheitsstandards, die keine waren.
Zweitens, durch mangelnde Kontrollen! Die Kontrolle,
die es gab, wurde von den Betreibern oftmals selbst
vorgenommen und bewertet. Drittens, durch die Gier
des Mineralölkonzerns BP, vertrieben in Deutschland
durch Aral. Sie haben auch die Risiken des Unfalls
billigend in Kauf genommen, und das ist für mich voll-
kommen inakzeptabel.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Dabei ist auch zu erwähnen, dass sich allein BP
die Lobbyarbeit in Washington im vergangenen Jahr
– nur im Bezirk Washington! – die enorme Summe
von 16 Millionen Dollar kosten ließ. Ich meine, das
geben sie auch nicht einmal eben so aus. Genauso
erschreckend finde ich die Zahl von über 700 Ver-
warnungen der US-Arbeitssicherheitsbehörde an BP
im vergangenen Jahr. Die nächstfolgende Firma hatte
nur acht Verwarnungen. Dann weiß man, wie solche
Firmen arbeiten. So darf einfach keine Firma der Welt
arbeiten, vor allem nicht auf Kosten der Menschen
und der Natur.

Jetzt könnte man sagen, wir verzichten auf Öl, doch
ganz ohne Öl ist unsere Kultur, unser Leben momen-
tan nicht möglich. Öl ist nicht nur Diesel, Benzin oder
für unsere Heizung da. Nein! Öl ist auch Kleidung

und Schmierstoffe und die vielen Millionen Kunst-
stoffen, die wir in unserem täglichen Leben gebrau-
chen. Doch wenn man schon Öl braucht und fördert,
dann bitte schön unter den höchsten Sicherheitsbe-
stimmungen, die den Menschen und die Natur nach-
haltig vor solchen Katastrophen schützen!

Schauen wir einmal kurz vor unsere eigene Haus-
tür: die Nordsee! Wie schon gesagt, wir haben über
400 Anlagen, und wenn man diese Zahl von 400 An-
lagen hört, dann zuckt man erst einmal zusammen
– oh Gott, 400 Anlagen sogar vor der Haustür! – auf-
grund der Tatsache, was da im Golf passiert ist. Im
Gegensatz zu vielen anderen Bohr- und Förderinseln
liegt die deutsche Förderinsel in der Nordsee aber
fest verankert auf einer Sandbank, die nicht sinken
kann. Sie läuft auch seit 22 Jahren störungsfrei. Dazu
kommen  unsere  Sicherheitsstandards,  die  wesent-
lich höher sind als auf der restlichen Welt. Doch das
ist nicht bei allen Bohrinseln in der Nordsee so. So
gab es ja mehrere Störfälle, wie auch schon von Herrn
Dennhardt angesprochen, unter norwegischer Ver-
antwortung, die Gott sei Dank nicht so schlimm aus-
gefallen sind wie der letzte gerade eben.

Was wir brauchen, sind weltweite hohe Sicherheits-
standards für die Ölförderung, nicht nur in der Nord-
see oder in den USA, denn auch in Dritt- und Schwel-
lenländern wird verstärkt Öl gefördert, und diese
haben – wie die USA – bisher kaum Sicherheitsstan-
dards, die auch nur einigermaßen akzeptabel sind.
Es wird Zeit, dass Nachhaltigkeit die Gier ablöst.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wenn es diese nicht freiwillig gibt, dann muss sie
erzwungen werden. Lassen Sie mich noch einmal
ganz persönlich zum Schluss sagen: Ich werde bei
Aral nie wieder tanken! – Danke!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner erhält
das Wort der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, verehrte
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Imhoff, das ist doch einmal eine Basis, auf der
wir über konkrete Maßnahmen reden können. Ich
finde schon, unabhängig von der Frage, ob man das
systemisch oder als Einzelfall begreift, muss die Ge-
sellschaft, müssen Staaten die Möglichkeit haben, der-
art  fahrlässig  operierenden  Konzernen,  Betrieben,
Firmen den Betrieb zu versagen, das heißt, ihnen zu
sagen: Ihr macht gefälligst nicht so weiter! Das ist
zum Schutz von Umwelt und zum Schutz der Gene-
rationen  selbstverständlich.  Meiner  Meinung  nach
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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ist  es  dringend  notwendig,  dass  man  international
über Maßnahmen, diese Dinge in den Griff zu be-
kommen, in einer Art und Weise nachdenkt, die wirkt.

Ich will aber darauf aufmerksam machen, dass mei-
ner Meinung nach dieser Ölbohrunfall in seiner Dra-
matik das Tschernobyl der Ölindustrie ist. In der Frage
des Beweises, dass eine Form von Technologie in die-
ser Weise versagen kann, deren Folgen so groß sind,
dass eigentlich ein Betrieb nicht weiter gestattet wer-
den darf, aber auch in einer anderen Frage, wo man
genau hinschauen muss, weiß ich genau, dass nach
Tschernobyl hier genau dasselbe gesagt worden ist:
Unsere Atomkraftwerke sind sicher, wir haben hö-
here Sicherheitsstandards, und – im Kern – bei uns
kann das nicht passieren.

Wir sind jetzt möglicherweise auf einem Weg, auf
dem dasselbe genauso passiert. Es wird berechtig-
terweise einem einzelnen Konzern gesagt, der hat
jetzt versagt, der ist bestochen worden, der hat zu
wenig Geld für Sicherheitsmaßnahmen ausgegeben.
Ich wage aber zu behaupten, wenn man bei ande-
ren Konzernen forscht, dass das Problem möglicher-
weise nicht ganz so dramatisch, nicht ganz so offen-
sichtlich ist, aber es ist ein Stück weit systemisch
bedingt, weil natürlich das Risiko und der Aufwand,
etwas sicher zu machen, mit einem hohen technischen
Aufwand steigt. Ich bin relativ sicher, dass man hier
für 500 Meter, die man jeweils tiefer bohrt, höhere
Sicherheitsstandards aufwenden muss, und das Ri-
siko steigt, dass trotz höherer Sicherheitsstandards
Dinge passieren wie im Golf von Mexiko.

Meiner  Meinung  nach  sind  Initiativen,  über  ein
Tiefseemoratorium nachzudenken, noch einmal die
Frage zu stellen, was können wir uns eigentlich leis-
ten, indem wir da in dieser Tiefe eingreifen, völlig
berechtigte Gedanken. Das ist etwas, was wir mög-
licherweise auch aus Bremen unterstützen können,
indem man einfach einmal sagt, wir müssen auch
darüber nachdenken, was treiben wir da eigentlich,
denn diese Problematik ist eben nicht nur bei BP
vorhanden. Ich bin auch relativ sicher, dass das Risi-
ko von Tiefseebohrungen in der Nordsee nicht un-
erheblich ist. Es bedarf deutlich weniger Öls, das
bei einem Unfall in der Nordsee austritt, um die Nord-
see vollständiger und nachhaltiger zu schädigen als
im Golf von Mexiko. Optisch ist es so, dass der Öl-
teppich schon so groß ist wie die Nordsee. Ich weiß
nicht genau, ob das stimmt, aber gefühlt ist es so.

Da sind wir jetzt genau an einem Punkt, an dem
wir feststellen müssen: Wir haben ein Problem mit
der Erdölindustrie, die hat jetzt ihr Tschernobyl ge-
habt. Sie hat aber auch erstens ein ökologisches Pro-
blem, das ist jetzt hier allen bewusst und ist auch
gesagt worden. Man verpestet Wasser und Strände,
man zerstört Nahrungsketten, man zerstört Fortpflan-
zungsketten, man zerstört ökologische Systeme. Das
alles darf überhaupt nicht sein, das alles muss ver-
hindert werden. Ich bin da relativ sicher, man kann
es  nur  verhindern,  wenn  man  tatsächlich  relativ

schnell über einen Ausstieg aus dieser Form von In-
dustrie nachdenkt und den auch vorantreibt.

Zweitens, wir haben aber auch ein ökonomisches
Problem. Es gibt diesen Peak Oil, das heißt, man sagt,
im Moment haben wir wahrscheinlich die Spitze der
Erdölproduktion erreicht, was mit technischen Auf-
wand möglich ist. Die Summe der Erdölproduktion
wird wahrscheinlich in den nächsten Jahren sinken.
Das heißt, die ökonomische Abhängigkeit von die-
ser Form von Industrie bei der Automobilindustrie,
bei der Pharmaindustrie, bei der Energiegewinnung,
bei diesen ganzen Punkten ist so dramatisch, dass
wir auch deswegen darüber nachdenken müssen, uns
nicht nur aus ökologischen, sondern auch aus öko-
nomischen Gründen aus der Abhängigkeit von der
Erdölindustrie zu befreien.

Das Dritte ist natürlich auch ein soziales Problem.
Ich habe jetzt nachgelesen, teilweise sind Anrainer
im Golf von Mexiko der Meinung, man solle ruhig
weiter bohren, denn sie befürchten, dass sie sonst ihre
Existenz verlieren. Trotz der Katastrophe sagen sie,
es muss trotzdem weiter gebohrt werden, da sie so-
zial und in ihrer Existenz von der Erdölindustrie ab-
hängig sind. Das heißt, es ist auch zusätzlich noch
ein soziales Problem, und dem muss man sich wid-
men.

Die spannende Frage ist: Was kann man eigent-
lich von Bremen aus tun? Ich denke, wir können ein-
mal auf den Plan rufen, inwieweit man von der Bür-
gerschaft aus so eine Diskussion über ein Tiefsee-
moratorium unterstützt. Das habe ich gerade eben
schon gesagt. Es ist ja nicht nur Erdöl, es geht mit
dem Methanhydrat weiter. Das will man auch drin-
gend ausbeuten. Kein Mensch weiß bisher, welche
Folgen das mit sich bringt. Die Szenarien gehen davon
aus, dass man, wenn man da richtig loslegt, Prozesse
in Gang setzt, die man keinesfalls wieder rückgän-
gig machen kann. Das hört beim Mangan auf. Ich
weiß, dass die Bundesrepublik schon irgendwo im
Pazifik Flächen gepachtet hat, die sie jetzt möglicher-
weise ausbeuten darf. Das sind alles Dinge, bei de-
nen wir mit Technologien und Perspektiven handeln,
die sehr grenzwertig sind und immer an der Grenze
der  Existenz  von  Menschen  oder  großer  Teile  von
Menschen und Natur auf diesem Planeten operieren.
Ich finde das nicht zulässig.

Deswegen, meine ich, ist es völlig richtig zu sagen,
wir müssen hier von uns aus einen Einstieg in rege-
nerative Energien vorantreiben. Meiner Meinung
nach muss man ganz deutlich sagen, es wird nicht
über den Markt gehen, da bin ich mir relativ sicher.
Der Markt produziert gerade solche Dinge wie CSS,
Tiefseebohrungen  und  Methanhydratabbau.  Wenn
man da gegensteuern will, dann muss man gesell-
schaftlich und möglicherweise staatlich gegensteu-
ern. Wenn es so ist, dass man das muss, fehlen uns
momentan noch die Mittel. Meiner Meinung nach
ist es nicht nur berechtigt zu sagen, diejenigen, die
mit dieser Form von Industrie Profit machen – also
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daran verdienen –, heranzuziehen, wenn es schief-
geht, sondern ich meine, man muss sie auch verstärkt
heranziehen, um Gesellschaft und Staat in die Lage
zu versetzen, alternative Energien so zu fördern, dass
man irgendwann – aber schnell genug – eine Ablö-
sung aus der Abhängigkeit von Erdöl erreichen kann.

Das ist eine Aufgabe, die wir an dieser Stelle in
der Debatte unterstützen können. Wir können es nur
sehr begrenzt beschließen. Ich denke aber, es ist gut,
wenn wir diese Themen auch in der Bürgerschaft
behandeln, da das ein Signal für eine Debatte ist. Ich
werbe deutlich dafür, dass wir solche Debatten hier
auch mit dem Tenor führen, genau darüber nachzu-
denken, wie man die Abhängigkeit von Erdöl und
der damit verbundenen Industrie senkt und wie man
sie nicht nur zur Begleichung der Kosten von Schä-
den, die sie verursachen, heranzieht, sondern auch
zur Begleichung der Kosten eines ökologischen Um-
baus. – Vielen Dank für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Buhlert.

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Die Folgen von un-
verantwortlichem Handeln werden uns am Golf von
Mexiko deutlich vor Augen geführt. Die Frage, die
sich stellt, ist: Wie schafft man es, dass verantwortli-
cher gehandelt wird, dass Technikfolgenabschätzun-
gen tatsächlich erfolgen, Umweltverträglichkeitsab-
wägungen auch auf offener See getroffen werden und
dass auch Mechanismen, wie wir sie mit Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen im deutschen Recht kennen,
in Gebieten greifen, die rechtlich so noch nicht er-
fasst sind, da sie außerhalb der Nationalstaaten und
der zwölf Seemeilenzonen und der verteilten Flächen
in der Nordsee liegen? Wie schaffen wir es, dass das
Verursacherprinzip eingehalten wird, wenn es dar-
um geht, Schäden zu beseitigen? Das sind die Fra-
gen, die wir uns vor dem Hintergrund der Dinge stel-
len müssen, die wir beeinflussen können, nämlich vor
dem Hintergrund der Nordsee. Alles andere hat dekla-
ratorischen Charakter.

Es geht um die Frage: Welche Risiken werden in
der Nordsee eingegangen, und welche Probleme sind
in der Nordsee zu gegenwärtigen? Das sind Fälle, die
man vielleicht anhand der Ölunfälle auf Snorre A oder
Gulfaks C, die Sie schon angesprochen hatten, dis-
kutieren muss. Dort haben Sicherheitsmechanismen
funktioniert und trotzdem werden Hinweise gege-
ben, dass auch dort nicht alle Sicherheitsvorkehrun-
gen gegriffen haben und nicht alle Möglichkeiten in
Betracht gezogen wurden. Insofern halte ich es für
wichtig, dass nicht nur die EU-Staaten, sondern auch
die weiteren Nordseeanrainer – Norwegen ist gro-
ßer Ölproduzent – dort übereinkommen, welche Stan-
dards sie setzen, welche Sicherheitstest sie vorschrei-

ben und welche Aufsichtsbehörden sie nutzen wol-
len.

Unsere Kernkraftwerke sind auch deshalb sicher,
weil es eine Atomaufsicht gibt, die entsprechende
Vorschriften wirksam durchsetzt. Die Frage, die wir
uns stellen müssen, ist: Wie schaffen wir es, dass bei
der Ölförderung sichere Standards eingehalten wer-
den? In der Tat, es wurde darauf hingewiesen, wir
haben höchstwahrscheinlich schon die Spitze der Öl-
förderung erreicht, das werden wir aber natürlich erst
im Nachhinein sehen. Deswegen werden wir – da es
einfach notwendig ist und eigentlich viel zu schade
ist, Öl zu verbrennen, sage ich einmal mit meinen Che-
miekenntnissen – es einfach hinbekommen müssen,
Ersatztechnologien zu entwickeln. Das braucht aber
auch Zeit, insofern sollten wir uns auch nichts vor-
machen. Wir werden nicht morgen und auch nicht
übermorgen aus der Ölförderung aussteigen, sondern
es geht darum, diese sicher zu machen. Wir werden
noch längere Zeit Autos mit Verbrennungsmotoren
haben. Es ist aber aller Ehren wert, so, wie Bremen
das mit der Förderung der Elektromobilität macht,
dafür zu sorgen, dass es Ersatztechnologien gibt,
genauso wie es in der Heiztechnik darum geht, Er-
satz für Heizöl zu finden.

Deswegen habe ich mich Dienstag auch gefragt,
ob die Frage, setzen wir schwefelarmes oder schwe-
felhaltigeres Heizöl ein, nicht so ein bisschen an der
Realität vorbeigeht, denn die wichtige und die rich-
tige Frage wäre: Wie ersetzen wir Ölheizungen in
öffentlichen Gebäuden durch Gasheizungen, Holz-
pellets-Heizungen und andere? Da hätte ich mir auch
ein über das schwefelarme Heizöl hinausgehendes
Denken gewünscht. Die Frage ist und bleibt also: Wel-
che Auflagen und Sicherheitschecks können wir ma-
chen? Welche Überprüfungen sind notwendig? Das
alles vor dem Hintergrund, dass es sich bei der Nord-
see um ein Schelfmeer handelt, das eben lange nicht
so tief ist und andere Technologien erfordert, die
natürlich auch bekannter sind, bei dem wir nicht die
großen Technikfolgenabschätzungen machen müs-
sen, wie sie in der Tiefsee nötig sind, da dort in der
Tat andere Sicherheitstechnologien notwendig sind.
Denn  dort,  wo  man  mit  Tauchern  hingehen  kann,
kann man eben noch andere Dinge machen als in den
Ecken, in denen man nur auf Roboter angewiesen
ist, die man in der Art und nötigen Menge gar nicht
zur Verfügung hat.

Die Frage, die ich mir immer stelle, wenn die nächs-
te Rettungsglocke am Golf von Mexiko geschweißt
wird: Warum stehen die eigentlich nicht bereit? Wa-
rum hat man so etwas nicht zur Verfügung, sondern
muss immer erst entscheiden, wir bauen jetzt noch
eine, die dann in 14 Tagen eingesetzt werden kann?
Auch da muss man sich doch fragen: Ist das der rich-
tige Weg? Wir wissen, dass es brennen kann, wir fan-
gen aber nicht an, wenn das Feuer brennt, das Feu-
erwehrauto zu bauen! Über solche Strategien muss
man auch nachdenken, damit dann auch Rettungs-
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material vor Ort ist und eingesetzt werden kann. Dan-
kenswerterweise gibt es Ölbekämpfungsschiffe in der
Nordsee, sodass bei allen Problemen, die man über
den Pallasfall sagen kann, auch dort Öl aufgefangen
werden konnte, damit das Weltnaturerbe Wattenmeer
nicht geschädigt wurde.

Das sind alles Dinge, die wir im Blick behalten
müssen, solide und mit der notwendigen Bewertung
der Gegebenheiten hier vor Ort. Denn eines ist klar:
Über das andere können wir uns Gedanken machen,
aber die Nordsee ist vor unserer Haustür – das ist zu
Recht gesagt worden, das betrifft uns –, und hier
müssen wir dafür sorgen, dass die Sicherheitsstan-
dards auch bei neueren Bohrungen weiter eingehalten
werden. Auch wenn jetzt die Rohölförderung von
Großbritannien und Norwegen zurückgeht, wird noch
weiter Öl gefördert werden, und auch das muss si-
cher geschehen. – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, verehrte Ab-
geordnete! Seit 46 Tagen schauen wir wie gebannt
zum Golf von Mexiko und können es nicht fassen.
Seit 46 Tagen strömt ungebremst Erdöl aus einem
Bohrloch in Mengen in das Meer, die wir uns kaum
vorstellen können und die täglich nach oben korri-
giert werden. Ich habe mir noch einmal kurz im
Vorfeld der Rede die Zahlen besorgt. Der Ölaustritt
pro Tag, Frau Dr. Schaefer sprach ja von drei Millio-
nen Litern pro Tag, wird mittlerweile auf acht Mil-
lionen Liter pro Tag geschätzt. Ob das so ist, weiß
ich nicht, aber die Prognosen werden immer weiter
nach oben geschraubt, und wir haben bisher einen
Ölaustritt von bis zu 420 Millionen Litern Erdöl. Das
entspricht ungefähr zwei Unfällen von der Größe der
Amoco Cadiz vor der bretonischen Küste. Das sind
also gewaltige Größenordnungen, die wir uns kaum
noch vorstellen können.

Ölunfälle hat es in den vergangenen Jahrzehnten
viele gegeben. 70 große sind bekannt geworden, und
die Bilder von ölverschmierten Vögeln und verseuch-
ten Küsten sind uns allen in grausamer Erinnerung
geblieben. Leider müssen wir sie uns jetzt erneut an-
schauen. Es sind große Ökosysteme, zum Beispiel das
Mississippi-Delta  oder  der  Prince-William-Sund  in
Alaska oder seinerzeit bei der Amoco Cadiz die bre-
tonische Küste, die dadurch bedroht werden, darum
geht es jetzt.

Die Ursachenanalyse kam hier schon zur Sprache.
Ich glaube, es sind im Wesentlichen drei Sachen, zwei
sehr konkrete und eine eher allgemeine. Die Kon-
krete ist, ganz klar, der Konzern BP hat anders als
von Herrn Imhoff gewünscht, eben nicht nach dem
Prinzip Nachhaltigkeit vor Gier, sondern Gier vor
Nachhaltigkeit agiert. Man hat eindeutig immer ris-

kantere Methoden gewählt, ist in immer schwieri-
ger zu erschließende Felder vorgedrungen und hat
es gleichzeitig versäumt, für einen solchen Ernstfall
wirklich vorzusorgen. Die Rettungsaktionen wirken
hilflos und desorientiert.

Der zweite Punkt ist aber auch ein eklatantes staat-
liches Versagen, das muss man ganz eindeutig sa-
gen; das ist die zweite, große Fehlerquelle. Es hat eine
viel zu große Nachgiebigkeit gegenüber den Ölkon-
zernen gegeben, die Kontrollinstanzen in den Ver-
einigten Staaten haben versagt. Das allgemeine Pro-
blem ist natürlich, dass die Industriegesellschaften
extrem vom Erdöl abhängig sind. Wir wissen alle, wir
müssen weg vom Öl, wir müssen im Grunde genom-
men auf Entzug. Das ist eine Frage, die sehr weit geht
und die die Fragen des industriellen Strukturwan-
dels, aber auch uns alle und unsere Lebensstile be-
trifft.

Wenn wir uns jetzt anschauen, wie es mit der Öl-
gewinnung aussieht, kann man sagen, sie wird immer
abenteuerlicher. Die Öl- und Gasreserven in den re-
lativ flachen Küstenzonen sind zu einem guten Teil
erschlossen und vielerorts schon nahezu erschöpft,
und die Offshore-Ölsuche ist der Versuch, die wach-
sende Nachfrage zu befriedigen. Die Ölkonzerne drin-
gen in immer größere Tiefen und sogar, das kam schon
zur Sprache, in arktische Regionen vor, und man kann
ganz klar sagen: Mit steigender Wassertiefe erhöht
sich das Risiko von Unfällen, und Katastrophenschutz
wird immer schwerer bis unmöglich. Insofern haben
wir es hier mit einer Situation zu tun, dass immer grö-
ßere Risiken eingegangen werden. Der Wahnwitz be-
steht im Prinzip darin, dass man Technologien ver-
wendet,  deren  Erprobung  nur  im  direkten  Betrieb
möglich ist. Das ist der eigentliche Skandal. Außer-
dem wird natürlich Prinzipien der vermeintlichen
Wirtschaftlichkeit, der betriebswirtschaftlichen Be-
trachtung gefolgt, und es werden viele Sicherheits-
maßnahmen im wahrsten Sinne des Wortes mit ver-
heerenden Konsequenzen eingespart.

Die Frage, die wir uns jetzt vorzulegen haben, ist:
Ist so etwas auch in Deutschland möglich? Diese Frage
muss man zunächst einmal allgemein beantworten.
Grundsätzlich ist so etwas auch möglich. Wir haben
in Deutschland ja nur die Bohrinsel Mittelplate. Sie
ist eine Ölförderplattform im Küstenmeer, circa sie-
ben Kilometer vor der Nordseeküste Schleswig-Holst-
eins in der Elbmündung, nördlich von Cuxhaven ge-
legen. Die Baugenehmigung erfolgte dort unter stren-
gen Umweltauflagen und Sicherheitsmechanismen.
Die Bohrinsel steht auf dem Meeresboden, hohe Stahl-
spundwände  schützen  die  Umgebung.  Sie  ist  auf-
grund  ihrer  Bauweise  mit  der  Deepwater  Horizon
nicht vergleichbar. Dennoch sollten wir uns nicht in
Sicherheit  wiegen,  so  etwas  könne  bei  uns  nicht
passieren, denn Katastrophen, auch das kam schon
zur Sprache, machen natürlich an nationalen Gren-
zen nicht Halt. Größere Ölverschmutzungen in deut-
schen Gewässern können auftreten. Sind es zum Teil
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auch schon, zum Beispiel durch Bohrinseln der Nach-
barländer  und  durch  Tanker-  und  Schiffsunglücke,
bei denen Treibstoffe ins Meer gelangen.

Das Wattenmeer, wer wüsste es besser, ist ein sehr
sensibles Ökosystem, in dem auch schon mit viel ge-
ringeren Mengen wesentlich größere Schäden an-
gerichtet werden können, als es bei großen Tanker-
unfällen an anderer Stelle der Fall ist. Es gibt in der
Nordsee mittlerweile 450 Bohrinseln. Sie ist mittler-
weile einer der Schwerpunkte der Offshore-Förder-
industrie. Die meisten Plattformen befinden sich im
britischen Sektor der Nordsee, gefolgt vom norwe-
gischen, dem niederländischen und dem dänischen
Sektor. Der britische und der norwegische Sektor ent-
halten dabei mit Abstand die größten Reserven, und
wir haben auch schon gehört, dass es auch dort kei-
ne ultimative Sicherheit gibt. Gerade aktuell, es war
den Medien zu entnehmen: Statoil bekommt ein Bohr-
loch im Förderfeld Gulfaks nicht in den Griff. Eines
von zwei Sicherheitssystemen ist ausgefallen, hat ver-
sagt. Als erhöhte Gaswerte im Bohrschlamm gemes-
sen wurden, hat Statoil die Mitarbeiter der Plattform
wegen Explosionsgefahr evakuieren lassen. So gänz-
lich undenkbar sind also die Dinge in dem Meer, das
uns am nächsten ist, nämlich die Nordsee, auch nicht.

Man muss aber auch hinzufügen, dass nicht nur
drohende Katastrophen eine reale Bedrohung sind,
sondern auch der Normalbetrieb. Immer wieder wer-
den um die Bohrinseln herum gewaltige Ölteppiche
festgestellt.  Greenpeace  beispielsweise  schätzt  die
Verschmutzung allein durch den Normalbetrieb al-
ler Bohrungen in der Nordsee auf über 10 000 Ton-
nen  Öl  pro  Jahr.  Das  entspricht  einem  schweren
Schiffsunglück. Insofern kann man sagen, auch der
Normalbetrieb ist eine erhebliche ökologische Be-
lastung.

Eine zentrale Frage, die wir uns jetzt vorlegen
müssen, ist: Sind wir auf die Katastrophe einer Öl-
verschmutzung in Deutschland vorbereitet? Wir haben
in Deutschland folgende Situation: Seit Januar 2003
ist das Havariekommando zuständig für das Unfall-
management auf See. Dazu gehört auch die Bekämp-
fung von großen Ölverschmutzungen. Im Ernstfall tritt
innerhalb von weniger als 45 Minuten der sogenannte
Havariestab des Havariekommandos zusammen, der
die Führung des Einsatzes übernimmt. Unverzüglich
werden die Einsatzkräfte vor Ort alarmiert, und die
zuständigen Behörden der Nachbarländer werden in-
formiert. Entlang der gesamten deutschen Küsten-
linie sind Materialdepots eingerichtet und Spezial-
schiffe für den Öleinsatz stationiert worden. In Deutsch-
land und in seinen Nachbarstaaten wird das Öl haupt-
sächlich mechanisch bekämpft. Das heißt, es wird mit
unterschiedlichen Systemen wie Bürsten, Saugein-
richtungen und so weiter von der Wasseroberfläche
entfernt. Dazu stehen 3 000 ausgebildete Einsatzkräfte
bereit, die schnell mobilisiert werden können. Auf
hoher See wird die Ölfläche mit Hilfe von Ölsperren

eingedämmt und von größeren Spezialschiffen von
der Oberfläche abgeschöpft.

Im küstennahen Bereich werden kleinere Schiffe
dafür eingesetzt, im strandnahen Bereich stehen noch
kleinere Einheiten zur Verfügung. Von Land aus wird
die Ölverschmutzung mit Spezialgeräten, aber auch
mit Eimern und Schaufeln bekämpft. In Zusammen-
arbeit der verschiedenen Organisationen wird in rund
160 Übungen pro Jahr immer wieder trainiert, sodass
man sagen kann, die Mitarbeiter der Havariekom-
mandos werden gut ausgebildet und überprüfen
fortlaufend ihre Einsatzkonzepte und passen sie den
neuesten Erkenntnissen an. Das heißt, es findet schon
eine Vorbereitung auf eine potenzielle Katastrophe
statt. Ob die dann im Fall des Eintritts einer solche
Katastrophe hinreichend wäre, von der Beantwortung
dieser Frage werden wir hoffentlich verschont blei-
ben.

Was ist der Ausweg aus dieser Krise? Der weitest-
gehende Ausweg wurde von Frau Dr. Schaefer skiz-
ziert, dass man das Moratorium für Tiefseebohrun-
gen in ein dauerhaftes Unterlassen solcher Tiefsee-
gewinnung umwandelt oder fortschreibt. Ob wir an
den Punkt kommen, werden wir sehen. Man muss
zunächst einmal sagen, wenn man die Geschichte
der großen Ölunfälle betrachtet, dann wurde oft erst
dann gehandelt, wenn das Kind bereits in den Brun-
nen gefallen war. Erst dann wurden Lehren gezogen.
Manchmal sogar erst dann, obwohl die Erkenntnis-
se schon vorher klar vorlagen. Auch hier kann man
verschiedene Beispiele anführen.

Nach dem Unfall der Exxon Valdez 1989 wurde der
Bau von Zweihüllentankern verbindlich vorgeschrie-
ben, ab 1996 von der internationalen Seeschifffahrts-
organisation IMO. Dies betraf den Neubau von Tan-
kern. 1999, nach dem Tankerunglück der Erika vor
der bretonischen Küste, verschärfte die IMO ihr Vor-
gehen und erlaubt ab 2015 nur noch den Betrieb von
Tankern mit doppelwandiger Außenhülle. Wenn man
sich die Bilder dieser furchtbaren Katastrophe, die
einem emotional nahegeht, die wirklich schrecklich
ist, einmal vor Augen hält und sie an sich heranlässt,
dann ist das einzig Gute, das man vielleicht darüber
sagen kann, dass sie zum Ausgangspunkt eines wirk-
lichen Umdenkens im Bereich der Energiepolitik wer-
den könnte. Denn die Lehre, die daraus zu ziehen
ist – das kam ja auch hier schon mehrfach zur Spra-
che –, ist die, wir müssen weg vom Öl. Das ist die
Grundbotschaft. Insofern müssen wir neben verschie-
denen  praktischen Dingen,  wie  Verschärfung  der
Haftungsregeln und auch klaren ordnungsrechtlichen
Bestimmungen, jetzt einen Kurs einschlagen, der vom
Öl wegführt.

Ich will im Verkehrsbereich sagen: Dort sind Din-
ge wie nicht motorisierte Verkehre, wie der öffentli-
che  Personennahverkehr,  effizientere  Autos  und
Elektroautos auf der Basis erneuerbarer Energien Teil
der Antwort. Teil der Antwort ist natürlich auch, dass
die Heizenergie, die heute 40 Prozent des gesamten
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Energieverbrauchs ausmacht, zunehmend auf Kraft-
Wärme-Kopplung, Blockheizkraftwerke und auf bi-
ogene Stoffe umgestellt wird. Auch im Bereich der
Chemie, es kam ja schon zur Sprache, dass man die
Grundstoffe, die energieintensive Erdölchemie zu-
nehmend durch biologische Verfahren ersetzt. Das
heißt, wir haben eine Menge Möglichkeiten, um vom
Erdöl wegzukommen. Auf die Energiefrage darf man
hier im Nordwesten vielleicht zusammenfassend sa-
gen: Energiegewinnung, Offshore, ja, aber nur mit
Wind! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU, beim Bünd-
nis 90/Die Grünen und bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Resolution zur Aufnahme der Schuldenbremse
in die Landesverfassung

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP
vom 11. Juni 2010

(Drucksache 17/1330)

Wir verbinden hiermit:

Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
–  Gesetz  zur  Änderung  der  Landesverfassung  der

Freien Hansestadt Bremen

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP
vom 11. Juni 2010

(Drucksache 17/1331)
1. Lesung

s o w i e

Einsetzung eines nicht ständigen Ausschusses
gemäß Artikel 125 der Landesverfassung

u n d

Schuldenbremse im Landesrecht

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/
Die Grünen

vom 15. Juni 2010
(Drucksache 17/1341)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Das Wort erhält der Abgeordnete Dr. Schrörs.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Die Fraktionen der
CDU und der FDP wollen eine Schuldenbremse in
der Landesverfassung verankern. Die Verbindlich-

keiten des Landes summieren sich bis zum Jahres-
ende auf mehr als 17 Milliarden Euro, die Zinsaus-
gaben beliefen sich allein in 2009 auf mehr als 640
Millionen Euro, und für 2010 steuert Bremen sogar
auf eine Neuverschuldung von mehr als einer Milli-
arde Euro zu.

Eine Haushaltssperre reicht nicht aus, sondern eine
Schuldenbremse ist notwendig. Die von der CDU und
FDP vorgeschlagene Schuldenbremse knüpft an das
im Grundgesetz verankerte Neuschuldenverbot an.
Die Schuldenbremse ist für Bremen schon durch die
Grundgesetzänderung wirksam geworden. In Arti-
kel 109 Absatz 3 Grundgesetz heißt es aber: „Die
nähere Ausgestaltung für die Haushalte der Länder
regeln diese im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen
Kompetenzen.“ Dieser Ausgestaltungsprozess soll mit
der Änderung der Landesverfassung eingeleitet wer-
den.  Anders  als  in  Schleswig-Holstein  sind  wir  in
Bremen nicht – und zwar alle mit Ausnahme der LIN-
KEN – der Ansicht, dass man die Schuldenbremse
nicht im Grundgesetz hätte regeln sollen. Wir wol-
len sie in der Landesverfassung zusätzlich absichern.
Wir wollen damit ein starkes Zeichen zur Rettung Bre-
mens setzen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir wollen Bremens Willen, und zwar nach außen,
zur  Konsolidierung  mit  einer  Zweidrittelmehrheit
unterstreichen. Konkreter Regelungsbedarf ergibt sich
außerdem aus der jetzigen Formulierung in der Lan-
desverfassung, dass Kredite bis zur Höhe der Inves-
titionen aufgenommen werden dürfen. Artikel 131 a
muss gestrichen werden, da diese alte Regelung nicht
mehr  mit  dem  Grundgesetz  vereinbar  ist.  Da  die
Klausel „Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts“ in der Vergangenheit des Öfteren miss-
braucht worden ist, wollen wir zur Feststellung der
Notsituation die Zweidrittelmehrheit in der Verfas-
sung. Schleswig-Holstein hat die Schuldengrenze be-
reits parteiübergreifend in der Landesverfassung ver-
ankert, das muss uns auch in Bremen gelingen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Nun noch einmal zum Ablauf, wo wir uns heute
eigentlich befinden! Es hat – darauf habe ich eben
hingewiesen – eine Entwicklung in Schleswig-Holst-
ein gegeben. Dort hat es über mehrere Monate eine
Kommission und eine sehr wichtige und sehr inter-
essante Diskussion zwischen allen Fraktionen gege-
ben,  in  der  sich  allerdings  am  Anfang  sofort  DIE
LINKE ausgeblendet hat. Die anderen Fraktionen ha-
ben weiter zusammengearbeitet und nach einer ge-
meinsamen Debatte einen gemeinsamen Gesetzes-
antrag und einen gemeinsamen Antrag im schleswig-
holsteinischen Landtag beschlossen. Wir haben, nach-
dem dieser Beschluss einstimmig vom Bündnis 90/
Die Grünen, der SPD, der CDU und der FDP in Schles-
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wig-Holstein  beschlossen  worden  ist,  auf  dieser
Grundlage des schleswig-holsteinischen Beschlus-
ses das Angebot an die Koalition gemacht, auf Grund-
lage dieser Beratungen gemeinsam ein Gesetz und
einen Antrag hier auch einzubringen.

Warum wollen wir das machen? Wir wollen das
deswegen machen, weil wir der Auffassung sind, dass
es bei dieser wichtigen Frage selbstverständlich ist,
eine Gemeinsamkeit herbeizuführen. Das war die
Überlegung. Dies ist der weitere Versuch von unse-
rer Seite, nach dem Versuch einer Enquetekommis-
sion, nach dem Versuch, Ihnen weitere Sparmaßnah-
men anzudienen und zu sagen, wir sind bereit, mit
Ihnen etwas gemeinsam zu machen, lasst uns gemein-
sam an dieser Stelle etwas machen. Leider haben wir,
nachdem wir – FDP und CDU – diesen Antrag ge-
meinsam der Koalition vorgetragen haben, eine Ab-
lehnung erfahren. Warum ist uns nicht ganz klar, weil
wir bisher von der Koalition inhaltlich keine Kritik
erfahren haben. Aber das werden wir gleich wahr-
scheinlich erfahren. Im Übrigen sind bei einer Ver-
fassungsänderung  drei  Lesungen  vorgesehen,  das
heißt  mit  anderen  Worten,  man  hätte  dreimal  die
Gelegenheit gehabt, einen einstimmig in Schleswig-
Holstein verabschiedeten Antrag natürlich auch noch
verändern zu können.

Die Konsequenz ist also, da die Koalition diesen
Weg offensichtlich nicht wollte, dass sie einen eige-
nen Antrag gemacht hat, der jetzt als dritter Antrag,
wenn man so will, vorliegt. Wenn man sich diesen
Antrag anschaut, dann stellt man fest, dass dort nichts
anderes steht als in dem Antrag, den die CDU und
die FDP eingebracht haben, nur mit einem Unter-
schied, dass nämlich die Bürgerschaft beschließen
möge, dass der Senat dem nicht ständigen Ausschuss
Umsetzung der Föderalismusreform II einen entspre-
chenden Vorschlag macht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der
Koalition, wir finden es schon ziemlich enttäuschend,
dass Sie als Regierungsfraktionen offensichtlich nicht
in der Lage sind, selbst ein solches Gesetz zu machen,

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

dass Sie sich des Senats bedienen müssen – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Aber  die
Verfassungsänderung berät immer noch das
Parlament, nicht der Senat! – Zuruf des Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis  90/Die  Grü-
nen]  –  Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Wir

haben es immerhin eingebracht!)

Ja, das müssen Sie jetzt einfach einmal ertragen,
dass Sie nicht bereit sind oder es nicht können! Sie
machen hier einen eigenen Antrag, Sie bedienen sich
des Senats, und wenn Sie sich dann des Senats be-

dient haben, wollen Sie in dem Ausschuss, den wir
ja schon haben, darüber diskutieren.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Was können
Sie eigentlich noch selbst?)

Wir finden das eine wirklich schwache Leistung,
um es einmal so zu sagen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dies zeigt uns leider auch hier, dass Sie es offen-
sichtlich  immer  noch  nicht  ernst  mit  dem  Sparen
meinen

(Zurufe des Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen] und des Abg. R ö w e k a m p

[CDU])

und dass Sie auch jetzt weiter auf Zeit spielen, weil
Sie erst Ende des Jahres eine Entscheidung des Se-
nats haben wollen,

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

um es dann im nächsten Jahr möglicherweise zu be-
schließen, um dann zu versuchen, frühestens den Mai
des nächsten Jahres zu erreichen.

(Beifall bei der CDU)

Es ist einfach durchsichtig!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Das  Ganze  hat  doch  mit  sparen

oder nicht sparen gar nichts zu tun!)

Doch, das hat es, natürlich!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das hat doch etwas mit Selbstbin-
dung zu tun! – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Deshalb wollen Sie die Landesverfassung
nicht ändern, oder was? Die wollen Sie doch
auch ändern! – Abg. Frau T r o e d e l  [DIE

LINKE]: Da steht der Redner!)

Aber, meine Damen und Herren von der Koalition,
jetzt machen wir Ihnen ein weiteres Angebot, damit
Sie auch jetzt wieder merken, dass es uns nicht nur
darum geht, dass wir, FDP und CDU, von Ihnen ver-
langen wollen,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ein Dreamteam!)
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dass sie einen Antrag, der gut ist, auch noch mit be-
schließen müssen.

(Glocke)

Dafür haben wir ein gewisses Verständnis. Deswe-
gen mache ich Ihnen einen anderen Vorschlag und
sage Ihnen, lassen Sie uns Folgendes machen: Las-
sen Sie uns unsere beiden Anträge, den der CDU und
FDP und Ihren, in den nicht ständigen Ausschuss über-
weisen, sodass wir dort dann in diesem Ausschuss
gemeinsam diese Fragen beraten.

(Beifall bei der CDU)

Mehr können wir nicht mehr machen. Ich bitte da-
rum, dass Sie diesem Weg und diesem Verfahren zu-
stimmen. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich unterstütze den Kollegen Dr.
Schrörs von der CDU bei diesem Überweisungsan-
trag ausdrücklich.

(Beifall bei der CDU)

Obwohl ich ja vorhin als Oberförster im Unterholz
tituliert wurde.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Nur Förster!)

Nur Förster, okay! Vielleicht kommt der Oberförster
noch. Ich glaube nicht, dass wir keine Signale brau-
chen. Wir brauchen schon Signale.

(Beifall bei der FDP)

Wir brauchen deutliche Signale nach außen, dass
Bremen gewillt ist zu sparen und dass Bremen alle
Wege des Sparens beschreiten will. Nun kann man
sich lange, verehrter Dr. Güldner, darüber streiten,
ob das nun irgendetwas mit Sparen oder Symbolik
zu tun hat. Es kommt aber auch in solchen Fällen auf
die Symbolik an. Wenn wir die ganze Zeit argumen-
tieren, wir sind in einem Geleitzug mit den anderen
Ländern – mit Schleswig-Holstein, mit dem Saarland
und mit anderen –, müssen wir vielleicht auch einmal
das machen, was die anderen uns vorgemacht ha-
ben und gut gemacht haben.

(Beifall bei der FDP)

Dieser gemeinsame Beschluss des Kieler Landtags
war ganz einfach gut, und das muss man anerken-

nen. Ich verstehe nicht, warum wir das hier in der
Bremischen Bürgerschaft nicht zustande bekommen
sollen.

(Zuruf des Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen])

Das ist doch überhaupt nicht das Thema. Wir müs-
sen doch jetzt gar nicht streiten. Wir setzen ein star-
kes Signal, indem wir sagen, wir verankern die Schul-
denbremse in der Bremer Landesverfassung.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich bin dankbar für den Zwischenruf. Sie wollen es
einfach nicht!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich habe mich lange gegen diesen Begriff gewehrt
zu sagen, die Koalition versucht nur den Wahltag zu
erreichen. Ich glaube es aber mittlerweile auch. Wir
haben ja heute Morgen dieses wunderbare Schau-
spiel in der Aktuellen Stunde erlebt: Wir schauen ein-
mal, was die Bundesregierung macht und was dort
vermeintlich alles schlecht läuft. Da mag manches
holprig sein, aber es gibt zumindest ein Sparpaket.
Was wir aber hier in Bremen haben, sind nur vage
Vorschläge, die man eventuell umsetzen kann und
die in irgendeinem Staatsrätepapier zusammenge-
fasst sind. Nein, das ist kein Sparen! Sparen ist, wenn
man sagt, wir haben 23 000 Beamte, und die können
wir abbauen. Wir können auch pro Jahr 800 Stellen
einsparen, damit können wir 40 Millionen Euro im
Jahr sparen. Damit haben wir in fünf Jahren 200 Mil-
lionen Euro. Das kann man machen.

(Abg. Frau B ö s c h e n  [SPD]: Das ist kein
Sparen, das ist Kürzen!)

Das kann man machen, und das wollen wir ma-
chen. Diesen Weg wollen wir beschreiten. Das ist für
uns ein deutliches Signal. Ich finde, in unserem Antrag
steht das auch sehr deutlich, weil das ja immer wieder
gesagt worden ist: Linke Tasche, rechte Tasche, und
der  Bund  versucht  das  auf  Kosten  der  Städte  und
Kommunen zu machen. Wir haben in Punkt drei sehr
deutlich gesagt, die Bürgerschaft (Landtag) fordert
die Bundesregierung auf, dass sie bis zum Jahr 2020
durch Bundesgesetzgebung keine wesentlichen Mehr-
belastungen und Mindereinahmen für Länder und
Gemeinden beschließt. Das ist genau solch ein deut-
liches Signal. Wir bekennen uns dazu und wollen die-
sen Weg gemeinsam gehen.

Irgendwann aber macht sich doch die Opposition
unglaubwürdig, wenn sie immer wieder versucht, den
Senat und die Regierungsfraktionen zum Jagen zu
tragen. Uns liegt etwas an dieser Stadt und diesem
Land, deshalb gehen wir diesen Weg immer noch mit,
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irgendwann ist aber auch Schluss. Ich denke, Sie müs-
sen in sich gehen und daraus die richtigen Schluss-
folgerungen ziehen. Deshalb finde ich den Vorschlag
gut, dass wir das noch einmal in den Ausschuss über-
weisen und vielleicht noch einmal den letzten An-
lauf nehmen, es zu versuchen. Wenn der nicht klappt,
müssen wir als Opposition andere Wege gehen. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Herr Präsident, mei-
ne Damen und Herren! Ich will mit dem anfangen,
Herr Dr. Schrörs, Herr Woltemath, was uns, glaube
ich, eint.

(Zuruf des Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/
Die Grünen])

Das will ich gern machen.

Uns geht es allen um Bremen, um seine Selbststän-
digkeit, am Ende auch um den bundesdeutschen Fö-
deralismus. Wir waren vor gut einem Monat mit dem
Haushaltsausschuss auf Reisen in Baden-Württem-
berg und im Saarland, um mit den Finanzpolitikern
und Finanzpolitikerinnen dort über Finanzen, Ver-
schuldung  und  Konsolidierungswege  zu  sprechen.
Namentlich in Baden-Württemberg waren wir, glaube
ich, parteiübergreifend darüber erschrocken, wie ge-
ring dort der Wert des Föderalismus angesehen wird.
Länder müssen sich rechnen, so die einhellige Mei-
nung in Baden-Württemberg, leider auch dort par-
teiübergreifend. Alles, was sich nicht rechnet, gehört
abgeschafft. Ergo: auch Bremen. Deswegen ist dort
geplant, als Geberland gegen den Länderfinanzaus-
gleich zu klagen.

Ich nehme jetzt einmal Ihre Initiative als Versuch,
dieser  Gemeinsamkeit  der  Sorge  über  unser  Land
Ausdruck zu verleihen. Als solche nehme ich diese
Initiative und auch Sie ernst. So habe ich Ihre bei-
den Reden auch verstanden. Auch wir bekennen uns
zu den Grundsätzen der im Grundgesetz festgeleg-
ten Schuldenbremse, und auch wir sind gegen wei-
tere Einnahmesenkungsgesetze und Aufgabenmehr-
belastungen seitens der Bundesregierung. Insofern,
auch das ist eine weitere Gemeinsamkeit, bin ich doch
erfreut und erstaunt, dass Sie in Ihrem Punkt drei of-
fensichtlich gegen solche Mehrbelastungen, auch ge-
gen die des aktuellen Sparpakets der gelb-schwar-
zen Bundesregierung, sind, also für die Senkung der
Rentenversicherungsbeiträge für Hartz-IV-Bezieher
und nicht etwa für die Erhöhung der Grundsicherung,
die  wiederum  die  Kommunen  belasten würden. So-
weit zur Gemeinsamkeit!
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Doch über den Weg zum Erhalt von Bremens Selbst-
ständigkeit sind wir uns offensichtlich derzeit nicht
einig. Weswegen wir als rot-grüne Koalition hier einen
eigenen Antrag vorlegen. Die Frage ist: Brauchen wir
jetzt aktuell eine Änderung der Bremer Landesver-
fassung, und wenn ja, zu welchen Konditionen?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Die Frage ist
nicht brauchen wir sie, sondern wollen wir

sie?)

Darüber kann aktuell überhaupt noch keine Aus-
kunft gegeben werden. Es liegen ja noch nicht einmal
die  Ergebnisse  der  Verwaltungsvereinbarung  zwi-
schen Bund und Konsolidierungsländern vor, die die
einzelnen Schritte beschreiben.

Ob das dann auch gleich in die Verfassung geschrie-
ben werden muss, wie Sie in Ihrem Änderungsvor-
schlag ausführen, oder ob es nicht auch eine Num-
mer kleiner geht, darüber will ich mich jetzt gar nicht
auslassen. Das mögen zu gegebener Zeit Verfassungs-
rechtler und -rechtlerinnen debattieren. Uns geht es
darum, dass wir jetzt keinen Anlass sehen, die Ver-
fassung zu ändern, ohne dass wir genau wissen, zu
welchen Konditionen wir das überhaupt tun. Um die
Katze im Sack zu kaufen, dafür ist mir die Verfassung
zu schade.

(Beifall bei der SPD)

Auch andere Länder haben das nicht getan. Die
haben, wenn überhaupt, häufig schon vor der Grund-
gesetzänderung eine Regelung in der Landeshaus-
haltsordnung getroffen. Eine Verfassungsänderung
hat lediglich, Sie haben das ausgeführt, Schleswig-
Holstein vorgenommen. Das ist richtig. Dort lehnt aber
das Parlament insgesamt das Zustandekommen der
Schuldenbremse im Grundgesetz ab. Es wird aktuell
ja  auch  dagegen  geklagt.  Wenn  man  das  tut,  die
Schuldenbremse im Grundgesetz einerseits ablehnt,
sie aber andererseits als Konsolidierungsland inhalt-
lich befürwortet, dann bleibt logischerweise kein an-
derer Weg als das Landesrecht.

Rot-Grün in Bremen hat sich auch ohne geänder-
ten Artikel in der Landesverfassung auf den Weg zum
Erreichen  des  Grundgesetzes  begeben.  Der  Senat
macht derzeit einen Vorschlag, wie der Haushalt 2011
anzupassen ist, und wir werden auch die Finanzpla-
nung entsprechend anzupassen haben. Wir stehen
zu den Zielen der Grundgesetzänderung. Was darüber
hinaus erforderlich ist, darüber werden wir beraten,
wenn es soweit ist. Darauf zielt der Punkt drei un-
seres Antrags ab. Vom Tisch ist die Frage also in der
Tat nicht. Soweit zum parlamentarischen Grund, wa-
rum wir Ihren Vorschlag ablehnen und derzeit kei-
nen Grund sehen, die Verfassung zu ändern.

Nun komme ich zum politischen Grund der Ab-
lehnung. Einmal abgesehen davon, dass zu jeder Än-
derung der Verfassung an sich eine Zweidrittelmehr-
heit erforderlich ist, verlangen Sie in Absatz drei –
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Sie haben das vorhin ausgeführt – Ihres ersten Punk-
tes des Änderungsantrags der Verfassung, dass das
auch für jede Ausnahme auf dem Weg dorthin der Fall
sein soll, und zwar schon vor 2020, wenn die Grund-
gesetzregelung greifen soll. Heißt das übersetzt, wir
führen jede Haushaltsberatung nur noch per Zweidrit-
telmehrheit? Auch das mag in schwierigen Zeiten wie
diesen eine zu diskutierende Notwendigkeit sein. Aber,
sehr geehrte Damen und Herren von der FDP und CDU,

(Abg. D r .  S c h ö r s  [CDU]: Genau so ist
es, deswegen machen die das auch in Schles-

wig-Holstein so!)

ein bisschen mitregieren, wird am Ende nicht gehen.
Was für uns politisch schwierig wäre, ist, wenn an
diese Verfassungsfrage, wenn man etwas miteinander
aushandelt,  Bedingungen  geknüpft  würden,  und
zwar, Sie haben das beide selbst angeführt, Sparbe-
dingungen, wie sie sich offensichtlich die christlich-
liberale Regierung vorstellt. Wir haben das heute Mor-
gen in der Aktuellen Stunde debattiert. Ich will das
jetzt in der Schärfe nicht wiederholen. Herr Wolte-
math, Sie haben eben Ihre Sparideen wieder einge-
bracht, und wenn das dann am Ende herauskommt,
wird das natürlich für uns schwierig werden. Rot-Grün
in Bremen steht zur Grundgesetzänderung, zur Schul-
dengrenze. Wir werden aber den sozialen Zusammen-
halt in Bremen nicht wegsparen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir stehen zu unseren Schwerpunkten, zu Arbeit,
ökologischem  Umbau  und  Bildung.  Auch  wir  wer-
den sparen, wir haben Ihnen das wiederholt und im-
mer wieder erklärt. Ohne Ausgabensenkung wird es
in der Tat nicht gehen, wenn wir das Defizit zwischen
Einnahmen  und  Ausgaben  verringern  wollen.  Wir
haben Ihnen das, wie gesagt, schon mehrfach erklärt,
wie wir uns das vorstellen, mit Verwaltungsmoder-
nisierung und Personalabbau. 950 Stellen sind Spar-
bemühungen. Wir werden aber nicht sparen wie die
berühmte schwäbische Hausfrau. Lassen Sie mich ein
bisschen von der schwäbischen Hausfrau erzählen.
Stellen wir uns vor, das sei eine alleinerziehende Mut-
ter mit zwei Kindern, sagen wir, irgendwo in Baden-
Württemberg, in einer kleinen Stadt. Das Geld reicht
hinten und vorn nicht.

(Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Das kommt
bei schwäbischen Hausfrauen öfter vor!)

Sie versucht nun ihre Ausgaben zu senken. Sie
verkauft das Auto und zieht in eine kleinere Woh-
nung. Da das Geld dann immer noch nicht reicht, ver-
sucht sie, die Einnahmen zu erhöhen, sprich: Sie sucht
sich einen bezahlten Job. Daraus wird dann aber auch
nichts, weil die Bürgermeisterin in ihrer Stadt auch
eine schwäbische Hausfrau ist, der Kindergarten schon

um zwölf Uhr schließt und der Bus nur noch alle zwei
Stunden fährt. Das Auto hat sie ja schon verkauft.
Was will ich damit sagen? So kann das mit dem Sparen
nicht funktionieren, wie Sie das vorhaben. Es wird
nicht reichen, nur dort zu sparen, wo schon alles weg-
verteilt worden ist, wo die Leute sich nicht mehr so
richtig wehren können. Wir werden auch an die Ein-
nahmeseite denken müssen und an die Rückvertei-
lung des Vermögens.

Ich komme zurück zum Beginn meiner Rede, zur
Gemeinsamkeit, zur Sorge um das Land Bremen und
die Zustimmung zum bundesrepublikanischen Föde-
ralismus. Ich glaube, das Ziel ist für uns gleich, der
Weg dahin aber ein unterschiedlicher. Eine gesetz-
liche, sogar eine verfassungsrechtliche Änderung zum
jetzigen Zeitpunkt lehnen wir ab. Die Frage ist nicht
vom Tisch, das habe ich bereits gesagt. Deswegen
bitten wir um Ablehnung des Antrags der CDU- und
der FDP-Fraktion und zur Zustimmung zum Antrag
von Rot-Grün. – Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg.  Dr.  Kuhn  (Bündnis  90/Die  Grünen):  Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Meine Kolle-
gin Frau Kummer hat soeben dargelegt, wie wir die
Anträge  der  CDU  und  der  FDP  bewerten  und  wie
wir mit den Fragen, die von Ihnen aufgeworfen wor-
den sind, umgehen wollen. Ich kann mich deswegen
ein  bisschen  kürzer  fassen.  Der  erste  Punkt:  Die
Bremische Bürgerschaft hat auf Vorschlag dieser rot-
grünen Koalition – aber die Mehrheit des Hauses hat
sich dem ja angeschlossen – mehrfach die Ergebnisse
der Föderalismusreformkommission II begrüßt. Wir
haben die Zustimmung des Senats vorher diskutiert,
wir haben sie hinterher diskutiert. Wir haben den Se-
nat gemeinsam dabei unterstützt. Die rot-grüne Ko-
alition ist unter anderem dabei, auf verschiedenen
Wegen und in Zusammenarbeit mit anderen Frakti-
onen auch in dem nicht ständigen Ausschuss diese
Konsolidierungsschritte konkret vorzubereiten.

Dazu hat der rot-grüne Senat im März als erste Lan-
desregierung und auch weit vor dem, was der Bund
vorgelegt hat, einen revidierten Haushaltsentwurf und
eine Finanzplanung für das Jahr 2011, das ist das erste
Jahr der Konsolidierung, vorgelegt. Der Senat ver-
handelt intensiv und gut vorbereitet über die Verwal-
tungsvereinbarungen zwischen Bund und Ländern
zu den Modalitäten der Konsolidierungsphase, vor
allem über die sinnvolle Berücksichtigung konjunk-
tureller Einflüsse. Das ist eine komplizierte Frage zur
Beurteilung, ob man denn am Ende des Jahres auch
die zugesagten Zinsbeihilfen bekommt oder nicht,
wenn man die Zusagen eingehalten hat, die man ein-
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gegangen ist. Das ist eine wesentliche Frage. Diese
Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen.

Ich glaube aber, wir wissen alle, dass dies nicht das
Problem Bremens ist, dass es so lange gedauert hat,
sondern dass verschiedene äußere Einflüsse und viel-
leicht politische Schwierigkeiten, die auch in Berlin
liegen, dafür verantwortlich sind. Das Grundgesetz,
das mit unserer Zustimmung geändert worden ist, gilt
direkt und unmittelbar auch für Bremen. Die Bremi-
sche Bürgerschaft muss deshalb nicht über eine Än-
derung der Landesverfassung diskutieren, um ein star-
kes Zeichen zu setzen, wie es die CDU eigentlich von
Anfang an immer als einzige Fraktion erklärt hat. Ich
finde, Verfassungen eignen sich überhaupt nicht da-
für, irgendwelche Zeichen zu setzen. Das muss ich
bei der Gelegenheit einmal sagen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es geht Ihnen offensichtlich auch nicht um die
Frage, was steht konkret in der Landesverfassung oder
was steht nicht darin.

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Ich habe noch keinen einzigen Satz von dem ge-
hört, was Sie da hineingeschrieben haben, ob es Ihnen
darum geht, ob das darin steht oder nicht. Sie wis-
sen genauso wie wir, dass das Grundgesetz gilt, so-
dass nicht entscheidend ist, zu welchem Zeitpunkt
in diesem Jahr – –. Sie wollen ein Zeichen setzen. Da
sage ich einmal, diese Regierung muss kein Zeichen
setzen. Nach all den Diskussionen, die wir hier ge-
habt haben, nach all der Arbeit, die wir zum Teil auch
gemeinsam mit Ihnen machen, nehmen wir die Schul-
denbremse ernst. Dieses Zeichen brauchen wir als
reines Zeichen nicht.

(Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU]: Sagen Sie
doch etwas zum Artikel 109, Herr Dr. Kuhn!)

Zweitens, auch wir müssen darüber reden, wie die
Schuldenbremse – das ist der zweite Punkt, warten
Sie Herr Dr. Schrörs! – im Landesrecht umgesetzt
werden soll, so wie dies alle Länder gegenwärtig mit
sehr unterschiedlicher Intensität tun, da gibt es ver-
fassungsrechtliche – –.

(Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU]: Bloß nicht
Vorreiter sein!)

Wir müssen in der Frage der verfassungsrechtli-
chen Prüfung nicht Vorreiter sein, dafür gibt es kei-
nen Grund, in dieser Frage bin ich in der Tat lieber
auf der sicheren Seite, das sage ich in dieser Frage
in der Tat ganz klar.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das bringt auch keinem etwas!)

Einen Beschluss hat überhaupt nur – das ist schon
gesagt worden – Schleswig-Holstein gefaßt. Das ist
der Beschluss, den die CDU uns wortgleich einge-
bracht hat. Es ist aber doch auch klar – Frau Kum-
mer hat es gesagt –, warum Schleswig-Holstein das
getan  hat.  Schleswig-Holstein  klagt  einerseits  in
Karlsruhe dagegen, dass das im Grundgesetz steht,
was die Länder zu tun haben. Schleswig-Holstein ist
andererseits für eine Schuldenbremse, und wenn man
so eine Haltung hat, dann muss man das natürlich
sehr schnell und sehr früh in die Landesverfassung
schreiben. Das ist doch logisch! Das muss aber nicht
für andere Länder gelten, die anerkennen und mit
beschlossen haben, was im Grundgesetz steht.

Herr Dr. Schrörs, bei den ersten Debatten hier ha-
ben Vertreter der Koalition – ich persönlich, auch Herr
Bürgermeister Böhrnsen – gesagt, dass die Frage, ob
das in Landesrecht umgesetzt werden soll, selbstver-
ständlich daraus folgen muss. Es besteht aber kein
Zeitdruck, da, wie gesagt, das Grundgesetz jetzt auch
gilt, und es macht vor allen Dingen Sinn, die Ergeb-
nisse der Verwaltungsvereinbarungen abzuwarten,
um genaue Regelungen zu diskutieren und auch die
verfassungsrechtlichen Debatten in anderen Ländern
wenigstens zur Kenntnis zu nehmen. Das ist auch der
Witz dabei, warum wir in dem Ausschuss sagen – ich
komme noch darauf zurück –, dass der Senat uns auch
vorträgt, weil er natürlich in der Lage ist, uns diese
Diskussion darzulegen. Sie haben vollkommen recht,
das Parlament macht dann die Änderung der Lan-
desverfassung. Sie müssen nicht glauben, dass wir uns
das Recht und die Fähigkeit, die Landesverfassung
zu ändern, von irgendjemanden abnehmen lassen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wozu brau-
chen Sie denn den Senat? Warum machen

Sie das nicht selbst?)

Ich habe doch eben gesagt, wozu wir die Hilfe, die
Beratung des Senats haben wollen. Was um Gottes
willen ist daran verkehrt? Dass kein Zeitdruck be-
steht, sieht man auch schon an den Regelungen, die
die CDU uns nach dem ersten Teil vorgelegt hat, der
die Schuldenbremse definiert. Dann kommt der zwei-
te Artikel, und in dem zweiten Artikel steht: Diese
Bestimmungen, die ich da hineingeschrieben habe,
gelten erst ab dem Jahr 2020. Man kann sehen, dass
da eine gewisse Vorläufigkeit in dieser Regelung ist
und dass keine Notwendigkeit besteht, dies hier und
heute zu machen, wenn man diese Frage nicht als
Frage des Krawalls und des Lärms behandeln will.
Wenn Sie es wirklich als eine Frage des Verfassungs-
rechts behandeln wollen, gibt es keine Eile. Wenn
man es anders behandeln will, so, wie Sie es einge-
tütet haben, dann allerdings, das gebe ich zu.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Das ist billig! Nur nichts selbst machen! –
Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU]:  Immer  nur

schieben!)
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Wir wollen nicht zu Symbolzwecken und nicht als
Signal darüber reden, sondern wenn die Rahmen-
bedingungen klar sind. Deswegen schlagen wir auch
vor, dass der Senat dem nicht ständigen Ausschuss
dazu berichtet.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Nur nichts
selbst machen!)

Das beeindruckt mich, ehrlich gesagt, Herr Röwe-
kamp, gerade unheimlich, dass Sie mir vorwerfen,
dass ich in Fragen von Verfassungsänderungen zu
faul wäre oder nichts selbst machen wollte. Donner-
wetter!

Drittens, die CDU hat nicht nur die Verfassungs-
änderung aus Schleswig-Holstein übernommen, son-
dern auch eine Begleitresolution. Wir haben einen
Punkt, den wir auch bereits mehrfach – bisher aller-
dings ohne die Opposition – hier beschlossen haben,
zuletzt bei den Haushaltsberatungen im Dezember,
in unseren Antrag übernommen, nämlich dass der
Senat  im  Bundesrat  gegen  Mindereinnahmen  und
Mehrbelastungen der Länder und Kommunen durch
Bundesgesetze auftritt. Positiv ausgedrückt: für eine
aufgabenadäquate  Finanzausstattung.  Bei  diesem
Punkt freuen wir uns in der Tat, dass die FDP und
die CDU das jetzt auch so sehen. Ich glaube, das ist
auch eine gute Grundlage, vielleicht nicht für einen
gemeinsamen Beschluss, aber für die gemeinsame
Arbeit im Ausschuss, und zwar über alle Fragen, die
wir da aufgeworfen haben.

Dann sage ich jetzt noch einmal etwas zur Frage
der Überweisung: Sie müssen schon die Formalien
und die Regelungen unserer Landesverfassung ernst
nehmen. Mit unserer Resolution in Punkt drei über-
weisen wir faktisch Ihren Antrag zur Landesverfas-
sung an den Ausschuss in der Sache. Herr Dr. Schrörs,
wir überweisen ihn in der Sache, da wir sagen, da-
mit müssen wir uns zu Recht befassen. Wir können
ihn aber formal nicht dahin überweisen, weil die Lan-
desverfassung nun einmal vorsieht, dass eine Ver-
fassungsänderung  entweder  in  erster  Lesung  be-
schlossen  wird  oder  aber  nicht  beschlossen  wird.
Wenn sie beschlossen ist, wird sie nach Artikel 105
an einen eigenen Ausschuss, der dazu eingerichtet
wird,  überwiesen.  Das  kann  man  nicht  einfach
ignorieren. Deswegen sage ich Ihnen noch einmal,
Herr Dr. Schrörs, ganz freundlich als Angebot, in der
Sache überweisen wir diese Angelegenheit faktisch
an den nicht ständigen Ausschuss.

Wir freuen uns auf die Arbeit, eine vernünftige Re-
gelung zu finden. Wir werden den Sachverstand des
Senats dafür in Anspruch nehmen, und ich glaube,
eigentlich könnten wir in einem halben bis dreiviertel
Jahr eine gemeinsame Lösung entweder im Landes-
recht oder direkt in der Landesverfassung beschlie-
ßen, wenn es um die Sache geht. Ich bin mir insgesamt
nicht sicher, ob das der Fall ist. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, Kolle-
ginnen und Kollegen, meine verehrten Damen und
Herren! Genauso wenig wie DIE LINKE der Meinung
war, dass die Schuldenbremse richtig ist, geschwei-
ge denn ins Grundgesetz gehört, sind wir auch da-
gegen, dass die Schuldenbremse in die Landesver-
fassung aufgenommen wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich werde versuchen zu begründen, warum:

Erstens,  weil  ich  meine,  dass  wir  mit  einer  Auf-
nahme in die Bremer Landesverfassung einen Ver-
fassungsbruch  geradezu  programmieren,  da  ich  fest
davon überzeugt bin, dass sich die Schuldenbrem-
se auf dem bisher eingegangenen Weg und insbeson-
dere durch Kürzungen nicht einhalten lassen wird.
Durch Kürzungen werden wir 2020 keinen ausge-
glichenen Haushalt haben. Deswegen meine ich, dass
man sie nicht in die Landesverfassung aufnehmen soll.

Ich will auch noch einmal begründen, warum das
so ist, da uns gerade Herr Dr. Schrörs wieder einmal
Populismus vorgeworfen hat. Ich habe noch einmal
zusammengetragen, was wir denn an scheinbar po-
pulistischen Argumenten haben, und ich werde ver-
suchen nachzuweisen, dass sich unsere Haltung auf-
grund von Realitäten im Land entwickelt und nicht
aufgrund von populistischen Einschätzungen.

Erstens, Herr Dr. Schrörs, Sie wissen wie ich – auf-
grund der Berichte der Finanzsenatorin –, dass sich
die Einnahmen Bremens seit 1992 von der Wirtschafts-
entwicklung abgekoppelt haben. Herr Dr. Schrörs,
Sie wissen wie ich, dass wir heute ein Ausgabenni-
veau haben, das kaufkrafttechnisch betrachtet unge-
fähr 80 Prozent der Ausgaben von 1992 ausmacht.
Sie wissen wie ich, dass die Sozialausgaben nicht stei-
gen, weil mit vollen Händen Geld verschwendet wird,
sondern da es gesetzliche Ansprüche gibt, die sich
aus einer zunehmenden Armut bei einer zunehmen-
den Anzahl von Menschen in diesem Land speist. Herr
Dr. Schrörs, Sie wissen, dass man von den jetzt 14 000
im Kernbereich beschäftigten Menschen in Bremen
schon 2 000 Stellen bis 2020 abbauen muss, um al-
lein die Kosten für das aktive Personal beizubehal-
ten. Man hat dann noch keinen wirklichen Sanie-
rungsbeitrag geleistet! Sie wissen aus den Berichten
der Föderalismusreformkommission II, dass Bremen
mit den investiven Ausgaben in vielen Bereichen nicht
mehr in der Lage ist, die Substanz der öffentlichen
Einrichtungen, der Straßen und Kanäle aufrechtzu-
erhalten. Sie wissen, dass die Reallohnabsenkung für
viele Menschen in diesem Land Realität und kein po-
pulistisches Geschwafel ist. Sie wissen, dass es sta-
tistisch nachgewiesen ist, dass die Einkommen aus
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Unternehmenstätigkeit und die Einkommen aus Ver-
mögen, weit über das Maß der realen Löhne gestie-
gen sind.

Im Übrigen weise ich noch einmal darauf hin, dass
im Wesentlichen die Große Koalition die bremischen
Schulden in den letzten Jahren angehäuft hat, ins-
besondere um die Wirtschaft anzukurbeln. Das ist ein
Stück weit gelungen. Unglücklicherweise – da komme
ich zurück auf Punkt eins – ist es so, dass es Ihnen
nicht gelungen ist, davon hinreichende Mittel für die
öffentliche Hand abzuschöpfen, um Bremen zu er-
halten. Das ist Ihnen nicht gelungen. Das wollten Sie
möglicherweise auch gar nicht. Wenn es so wäre, dass
wir einen gerechten Anteil daran hätten, hätten wir
heute kein Haushaltsdefizit. Dann hätten wir genü-
gend Einnahmen, um die Ausgaben zu bestreiten.

Das alles beweist meines Erachtens ohne Populis-
mus, dass ein Erreichen der Schuldenbremse bis 2020
durch Kürzungen nicht geht. Deswegen, denke ich,
programmieren wir einen Verfassungsbruch, wenn
wir das in die Landesverfassung aufnehmen.

Zweitens: Was wir zu erwarten haben, wenn wir
das tun , was Sie hier immer wieder verlangen, näm-
lich das, was Sie sparen nennen, also kürzen, haben
wir jetzt erlebt. Ich habe mir noch einmal die Mühe
gemacht zu schauen, was es eigentlich für Bremen
heißt, wenn die Maßnahmen, die jetzt auf Bundese-
bene beschlossen werden, wahr werden. Sie entzie-
hen  ALG-II-Empfängern,  Eltern,  Rentnern  und  an-
deren Menschen, die Lohnersatzleistungen bekom-
men, auf Bundesebene bis 2014 ungefähr 10,2 Mil-
liarden  Euro.  In  diesem  Jahr  werden  es  knapp  5
Milliarden Euro sein. Das bedeutet einen Kaufkraft-
verlust bei den Menschen in Bremen, die ohnehin
zu wenig Geld zum Leben haben, in diesem Jahr von
ungefähr 50 Millionen Euro und im Jahr 2014 von
circa 102 Millionen Euro. Das ist Ihre Politik, deswe-
gen brauchen Sie die Schuldenbremse, weil Sie die-
se Politik durch die Landesverfassung legitimieren
lassen wollen. Sie brauchen eine Ausrede, um sich
dieser sozialen Verantwortung nicht zu stellen. Sie
wollen eine Umverteilung von unten nach oben sogar
in der Landesverfassung verankern. Ich sage, dass
ist ein Missbrauch der Verfassung und ein Missbrauch
des Grundgesetzes.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich weise auch darauf hin, dass eine Verankerung
der Schuldenbremse in die Verfassung meines Er-
achtens aus einem anderen Grund sehr schwierig ist.
Die Verfassung garantiert ein hohes Maß an Men-
schenrechten: Sie spricht von Würde, sie spricht von
einem Recht auf Arbeit, von einem Recht auf Gleich-
stellung, von einem Recht auf Chancengleichheit und
vielem anderen mehr. Das, was jetzt an praktischer
Politik entsteht, mit Kürzungen im Wesentlichen im
Sozialbereich, mit Privatisierung, mit Stellenabbau
im öffentlichen Dienst ist genau das Gegenteil einer
Sicherstellung dessen, was die Bremer Landesver-

fassung und auch das Grundgesetz für die Menschen
in diesem Land eigentlich postuliert. Sie program-
mieren damit genau das Gegenteil! Sie programmie-
ren eine Politik, die dem eigentlichen Geist des Grund-
gesetzes und der Landesverfassung widerspricht.
Deswegen, denke ich, ist es überhaupt nicht richtig,
diese Änderung in die Landesverfassung aufzuneh-
men.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich finde es an dieser Stelle auch richtig, angesichts
der Tatsache, dass es offensichtlich ist, dass man durch
Kürzen diese Schuldenbremse nicht erreichen kann,
dass man deutlich sagt: Wir werden jetzt nicht im
vorauseilenden Gehorsam eine Regelung, die uns
geradezu zu Sozialabbau, Privatisierung und Stellen-
abbau  erpresst,  freiwillig  in  die  Landesverfassung
übernehmen, solange nicht geklärt ist, ob auch in Zu-
kunft das Land Bremen und seine Kommunen aus-
kömmlich finanziert werden. Das wäre vorauseilender
Gehorsam! Ich bin dafür, dass wir uns an dieser Stelle
widerständig zeigen und sagen, solange die Einnah-
meseite nicht geklärt ist, solange wir nicht sicher sein
können, dass alle unsere Kürzungs- oder Sparanstren-
gungen durch Steuerpolitik auf Bundesebene zunich-
te gemacht werden, solange werden wir keine Re-
gelung in die Landesverfassung aufnehmen, die uns
zwingt, zwei Verfassungen zu brechen, nämlich un-
sere eigene und das Grundgesetz. – Vielen Dank für
die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich möchte noch einmal darauf
eingehen,  dass  genau  diese  Forderung,  die  wir  in
Punkt 3 unserer Resolution gestellt haben, nämlich
dass keine Mehrbelastungen auf Bundesebene be-
schlossen werden sollen, die nachher Ländern und
Kommunen Finanzierungsprobleme bereiten, immer
eine Forderung der FDP-Bürgerschaftsfraktion ge-
wesen ist. Ich habe das hier immer und immer wie-
der wiederholt.

(Beifall bei der FDP – Präsident W e b e r
übernimmt wieder den Vorsitz.)

Ich wollte das nur noch einmal zu dem Redebeitrag
von  Frau  Kummer  sagen.  Da  haben  wir  nicht  erst
Nachhilfe gebraucht, sondern wir haben das von An-
fang an so gesagt. Ich wundere mich jetzt ein Stück
weit, dass die Koalition uns gerade bei Punkt 3 nicht
folgen möchte. Da sagen wir ja nicht nur, der Senat
soll das ablehnen, nein, wir fordern ausdrücklich die
Bundesregierung auf, das sicherzustellen.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wir die Bundesregierung, das ist ja ein-

mal komisch!)
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Nein, das ist nicht komisch!

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wer macht denn Gesetze? – Darf ich

einmal eine Zwischenfrage stellen?)

Präsident Weber: Gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Dr. Kuhn?

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Ja!)

Bitte, Herr Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Vielen
Dank, Herr Präsident! Meine Frage an den Kollegen
Woltemath ist, ob ihm klar ist, dass nicht die Bun-
desregierung Gesetze macht, sondern der Bundes-
tag und der Bundesrat, und dass deswegen eine Auf-
forderung der Bremischen Bürgerschaft an die Bun-
desregierung, das eine Gesetz zu tun oder zu lassen,
unsinnig und nichtig ist.

Abg. Woltemath (FDP): Das ist mir völlig klar. Ich
wundere mich nur ein Stück weit, dass Sie da nicht
mit uns zusammen gehen wollen. Ich finde, das ist
eine sehr gute Forderung, die man unterstützen kann.
– In diesem Sinn vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner erhält das
Wort der Abgeordnete Dr. Schrörs.

Abg. Dr. Schrörs (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Herr Rupp, wir soll-
ten uns jetzt  in dieser Debatte nicht mehr unbedingt
auseinandersetzen. Ihre Position ist klar, sie ist kon-
sequent, offensichtlich nicht nur in Bremen, sondern
auch in Schleswig-Holstein. Auch dort haben Sie dem
insgesamt nicht zugestimmt. Wir haben da eine an-
dere Auffassung und könnten jetzt immer wieder neu
diskutieren. Ich denke aber, ich nehme es jetzt ein-
fach einmal hin, dass Sie das anders sehen, wir wol-
len es anders haben. Deswegen versuchen wir auch,
die Koalition davon zu überzeugen.

Herr Dr. Kuhn, was ich nicht verstehe, ist, wir ver-
suchen seit mehreren Monaten, der Koalition in ei-
ner schwierigen, wahrscheinlich der schwierigsten
Frage Bremens Hilfe anzubieten. Das macht man als
Opposition nicht irgendwie automatisch, und das ist
meistens auch nicht die Rolle der Opposition. Wenn
wir das aber schon tun – und nicht nur einmal, um
es irgendwo großartig zu publizieren, sondern wenn
wir es mehrfach machen –, dann muss Ihnen doch
klar sein, dass bei uns ernsthaft der Wunsch und der
Wille da ist, etwas gemeinsam für Bremen zu machen.
Unser Eindruck ist, egal, was wir machen, ob wir das
jetzt gemeinsam als FDP und CDU machen, oder ob

es die CDU und die FDP allein machen, es wird of-
fensichtlich nicht gewünscht.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Es ist doch vollkommen Banane

für das, was Sie machen!)

Aber Herr Dr. Güldner, wenn die CDU Vorschlä-
ge macht, dann heißt es immer: Das geht nicht, das
wollen wir nicht, das können wir so nicht machen!
Nein, warten Sie doch einmal! Wir schauen im Aus-
schuss weiter, wir machen es dann, wenn wir so weit
sind. Immer wieder sagen Sie, heute nicht, lieber mor-
gen.

(Zuruf des Abgeordneten D r .  K u h n
[Bündnis 90/Die Grünen])

Herr Kuhn, das ist genau das, was Sie jetzt auch
wieder machen. Sie sagen, die FDP und die CDU
haben sich Mühe gegeben und haben gesagt, wel-
che Möglichkeiten es gibt. Daraufhin haben wir – –.

(Zuruf des Abgeordneten D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen])

Nein! Lieber Herr Dr. Güldner, wir haben in den
Antrag nicht ohne Grund hineingeschrieben – schau-
en Sie bitte in den Antrag hinein! –, dass wir dies auf
Grundlage des Antrages Schleswig-Holsteins gemacht
haben. Von Kopieren zu reden, das ist nun ein zu biss-
chen einfach. Das finde ich nicht in Ordnung! Das
war von Anfang an klar, wie der Antrag zustande
gekommen ist. Insofern haben wir versucht, etwas
auf Bremen zu übertragen. Sie wollen es aber offen-
sichtlich nicht. Wir können machen, was wir wollen.
Irgendwann geht es nicht mehr, sich zu verbiegen.
Sie müssen sich doch nicht wundern, wenn wir ir-
gendwann einmal sagen, dann machen wir nichts
mehr. Wir geben aber immer noch nicht auf, Herr Dr.
Kuhn. Jetzt komme ich noch einmal zu Ihrem An-
trag. Wenn ich in Ihrem Antrag den Passus bezüg-
lich der wesentlichen Mehrbelastungen und Minder-
einnahmen lese, dann ist das ist in Ordnung. Des-
wegen  schreiben  wir  dies  ja  auch  in  unseren  An-
trag hinein. In unserem Antrag steht aber auch der
Satz: „Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es einerseits
Einsparungen  in  relevanten  Größenordnungen  im
Landeshaushalt.“

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das steht bei uns auch!)

Nein, das steht bei Ihnen nicht! Ich hätte mir ge-
wünscht, dass Sie es hineingeschrieben hätten. Sie
haben hineingeschrieben, Sie bekennen sich zu den
Grundsätzen und so weiter. Herr Kuhn, das ist aber
doch genau der Punkt. Wir diskutieren miteinander
pausenlos immer nur über die Einnahmen. Lassen Sie
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uns doch endlich einmal über die Ausgaben disku-
tieren! Sie bekommen die Probleme dieses Landes
nicht gelöst, wenn Sie nur über die Einnahmen reden,
Herr Kuhn. Herr Kuhn, es steht so nicht im Antrag!

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ja, ich zitiere Ihnen das gleich!)

Das ist in Ordnung, gut! Dann sehe ich es auch gern
anders. Noch einmal ein letzter Versuch von meiner
Seite: Wenn Sie es denn wollen – nur, Sie wollen es
ja gar nicht! –, dann können Sie natürlich sowohl die
Resolution als auch den Gesetzesentwurf in den Aus-
schuss überweisen. Natürlich können Sie das, und
dann können wir im Ausschuss diesen Teil beraten.
Eines noch einmal, Herr Dr. Kuhn: Glauben Sie, dass
wir der Auffassung sind, dass es nicht auch die Mög-
lichkeit gäbe, dass die Koalition vielleicht noch et-
was anderes macht oder etwas verbessern möchte?
Das ist doch gar nicht unser Problem! Wir sind nicht
der Auffassung, dass man das ohne Veränderung in
der ersten, zweiten und dritten Lesung machen will.
Darum geht es doch gar nicht! Wir haben einen Vor-
schlag gemacht. Über diesen Vorschlag wollen wir
diskutieren.

Wir glauben, dass es ein richtiger Weg ist, den Vor-
schlag in dem Ausschuss zu diskutieren, der sich mit
diesem Thema beschäftigt. Deswegen können Sie,
wenn Sie es wollen, diese Lesung oder diese Bera-
tung, die wir haben, unterbrechen, und Sie können
sagen, beide Anträge und Ihr Antrag werden in den
nicht ständigen Ausschuss überwiesen. Wenn Sie es
denn wollen! Meine Damen und Herren der Koali-
tion, tun Sie sich doch nicht so schwer! So schlecht
ist der Antrag wirklich nicht, als dass Sie ein wirkli-
ches Problem hätten. Im Gegenteil, ich glaube schon,
dass wir das sehr sorgfältig und vernünftig beraten
haben. Geben Sie sich einen Ruck und sagen Sie, es
ist der richtige Weg, um diesen Teil gemeinsam zu
machen!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Heiße Luft!)

Herr Dr. Güldner, Sie wollen es offensichtlich nicht
gemeinsam! Dann muss man es zur Kenntnis neh-
men, und dann müssen wir uns eben anders verhal-
ten.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das ist doch vollständig irrelevant,

was Sie da sagen!)

Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, verehrte
Damen und Herren, Kolleginnen und Kollegen! Es
ist ein wenig schade, dass wir uns nicht damit aus-
einandersetzen oder dass Herr Schrörs sich nicht mit
den Sachen auseinandergesetzt hat, die ich vorge-
bracht habe. Ich hatte mich auf seine Gegenargu-
mente gefreut, und ich finde das wäre eine sehr span-
nende Debatte, da ich ziemlich genau weiß, dass man
es durchaus auf einer sachlichen, wenn auch gegen-
sätzlichen Ebene diskutieren kann. Wie gesagt, es
ist ein wenig schade. Wir werden mit Sicherheit das
eine oder andere Mal noch einmal Gelegenheit ha-
ben, das zu tun.

Ich will das auch noch einmal aufgreifen. Ich weiß
nicht, wie es bei der SPD und bei den Grünen ist, aber
ich bin sehr gern bereit, im Detail über Ausgaben zu
diskutieren.  Dann  wird  nämlich  klar,  welche  Volu-
mina man einsparen oder kürzen muss, um einen re-
levanten Beitrag zur Haushaltssanierung durch Kür-
zungen zu leisten. Dann wird nämlich klar, welche
Folgen es hat, und dann wird auch klar, was es kos-
tet, auf diese Art und Weise zu kürzen. Ich bin über-
dies der Meinung, im Moment hat der nicht ständi-
ge Ausschuss zur Föderalismusreformkommission II
wichtigere Aufgaben zu erledigen, als über eine Ver-
fassungsänderung zu diskutieren, die formal nichts
ändert. Entweder kann man sagen, wir werden uns
an diese Form von Schuldenbremse halten, oder man
kann sagen, wir halten uns nicht daran. Ob das aber
in die Verfassung aufgenommen wird oder nicht, än-
dert nichts an den Notwendigkeiten und an der De-
batte.

Ich bin kein Verfassungsexperte, aber ich finde im
Übrigen auch eine Formulierung in einer Verfassung,
die Jahreszahlen nennt und schon im Detail klärt, wie
das umzusetzen ist, einer Verfassung unwürdig. Eine
Verfassung ist eine Grundsatzerklärung, und Verwal-
tungsvorschriften haben in einer Verfassung nichts
zu suchen. Wenn man das denn tatsächlich in der
Verfassung verankern will, muss man einen Weg fin-
den, sich nicht der Peinlichkeit hinzugeben, dass man
Verwaltungsvorschriften in die Verfassung schreibt.
Das wollte ich noch dazu sagen. Wir werden den
Antrag der CDU ablehnen. Dem Antrag der SPD kön-
nen wir in Punkt 1 nicht zustimmen, Punkt 2 werden
wir zustimmen und Punkt 3 ist ein Stück weit uner-
heblich. Ich finde, wir haben im Ausschuss zur Fö-
deralismusreformkommission II wichtigere Aufgaben
zu erledigen, als diese Verfassungsfragen zu disku-
tieren. Deswegen werden wir Punkt 3 auch ableh-
nen.  Wie  gesagt,  wir  lehnen  Punkt  1  ab,  stimmen
Punkt 2 zu und lehnen Punkt 3 ab. – Vielen Dank
für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident,  meine  Damen  und  Herren!  Ich  habe  dem
Abgeordneten Schrörs versprochen, ihm zu sagen,
wo das mit der Ausgabenseite bei uns steht. Im An-
trag heißt es im dritten Absatz, und es ist der erste
Satz: „Von zentraler Bedeutung ist die Konsolidie-
rung auf der Ausgabenseite. Der Senat hat mit sei-
nen Entscheidungen für den Haushalt 2011 und die
Finanzplanung bis 2014 die richtigen Weichen ge-
stellt.“ Ich verstehe ja, dass Sie anderer Meinung sind,
aber so zu tun, als würden wir das nicht an erster Stelle
und klar benennen, und dann kommt als zweiter
Schritt – –.

(Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU]: Dann schrei-
ben Sie es nicht in den Beschluss?)

Was sollen wir denn beschließen? Sollen wir jetzt
beschließen, wir versprechen, auf der Ausgabenseite
zu konsolidieren? Das ist doch Unsinn! Ich meine, das
ist das, was wir gemeinsam in der Haushaltsberatung
machen. Das ist nun wirklich kein Gegenstand des
Beschlusses. Jetzt will ich noch etwas dazu sagen.
Es ist eigentlich relativ albern, und das ist auch der
Kern der Zwischenrufe des Fraktionsvorsitzenden der
Grünen: „Sie wollen die Gemeinsamkeit nicht.“

(Abg. Frau A l l e r s  [CDU]: Das ist ja wohl
lächerlich!)

Ich habe das eben zitiert, was ist daran lächerlich?
Ich habe gerade Ihren Kollegen zitiert, also, wenn
Sie das lächerlich finden, ja!

Wenn das wirklich so ist, und wenn das der Kern-
punkt ist, dass Sie darum ringen und darum kämp-
fen, dass wir hier das ein oder andere – und sei es
den Anstoß für die Änderung der Landesverfassung
– gemeinsam machen, wobei mir, ehrlich gesagt,
wichtiger ist, dass wir es am Ende irgendwann ge-
meinsam machen, da wir dafür ja eine große Mehr-
heit brauchen, aber Sie wollen unbedingt auch den
Einstieg, dann stelle ich mir schon die Frage, wel-
chen Sinn es macht, der Fraktion der Grünen mon-
tags kurz nach fünf Uhr, wenn die Fraktion gerade
die Sitzung beendet, etwas mit der Bitte vorzulegen,
äußert euch doch einmal und schaut, ob ihr das nicht
mitmachen könnt, und am nächsten Tag die Presse
schon breit in den Tönen berichtet, Landesverfassung
okay, aber in Wirklichkeit geht es darum, einmal die
Landesregierung an den Pranger zu stellen, dass sie
nicht spart, dann frage ich mich, was ist daran wirk-
lich ernsthaft bezüglich Gemeinsamkeit.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ja, Herr Schrörs, bei solchen Sachen kommt es dann
auch  auf  die  Zwischentöne  an.  Es  tut  mir  leid,  ich
hätte von mir aus über diese Sache nicht geredet.

Wenn Sie jetzt aber anfangen und sagen, der Kern-
punkt ist, dass wir nicht gemeinsam wollen – –. Wenn
wir Übereinstimmung in der Sache erreichen kön-
nen, wären wir doch die Letzten, die nicht dafür wären
zu werben und zu kämpfen. Ich habe mich auch über
Ihre Töne im Bezug auf den nicht ständigen Ausschuss
geärgert. Ich fand es nicht fair zu sagen, wir kom-
men nicht damit durch, auswärtige Experten einzu-
laden. Wir haben keinen Vorschlag von Ihnen abge-
lehnt, jemanden einzuladen. Im Gegenteil, wir ha-
ben sofort ja gesagt. Dass diese Expertin dann zwei
Mal nicht kann, ist nun wirklich nicht unsere Ver-
antwortung. Das tut mir leid!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Sich dann aber beleidigt hinzustellen und zu sa-
gen, ihr wollt nicht mit uns zusammenarbeiten und
ihr behandelt uns schlecht, das finde ich gerade im
Bezug auf den Ausschuss nicht in Ordnung. Das passt
zu dem, was Sie hier sagen, dass Sie nicht über die
Sache diskutieren. Mit keinem Wort sind Sie auf das
Argument eingegangen, dass offensichtlich die Ver-
waltungsvereinbarung eine Rolle spielt, welche Re-
gelung wir treffen, und dass das ein Zeitfaktor ist.
Da sehe ich lieber – –.

(Zuruf des Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU])

Nein, Sie haben andere Gründe, Herr Dr. Schrörs!
Ich habe Ihnen das schon erklärt.

(Unruhe bei der CDU)

Doch,  die  brauchen  Sie  auch,  aber  Schleswig-
Holstein hat andere Gründe, warum es in der Tat de-
monstrativ  diese  Landesverfassungsänderung  ma-
chen will.

Sie sagen zum zehnten Mal: Wir wollen es nicht.
Wir  haben  als  Alternative  –  Punkte  übernehmen,
Ideen aufgreifen, aber zu einem anderen Zeitpunkt,
in einem anderen Verfahren! – einen Gegenantrag
zu Ihrem Antrag vorgelegt, das werden Sie uns schon
zugestehen müssen, den werden wir annehmen, und
deswegen werden wir Ihren Antrag nicht annehmen.
So ist das, und das hat mit Gemeinsamkeit, was das
Ergebnis angeht, erst einmal noch nichts zu tun, denn
das werden wir dann sehen. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich will in der Debatte
zum Verfahren noch etwas sagen, aber lassen Sie mich
eingehend  vielleicht  noch  drei  Punkte  inhaltlicher
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Art sagen. Zurzeit steht bei uns in der Landesverfas-
sung, und zwar unabhängig davon, was im Grund-
gesetz steht oder nicht, eine Regelung im Artikel 131 a
Satz 2, sie lautet sinngemäß: Zur Abwehr einer Stö-
rung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts kann
man ausnahmsweise nur Schulden über die veran-
schlagten Ausgaben für Investitionen hinaus tätigen.
Ich habe die bisherige Diskussion auch hier im Land-
tag so verstanden, dass vielleicht mit Ausnahme der
Fraktion DIE LINKE alle vier anderen Fraktionen der
festen Übereinstimmung sind, dass dies jetzt in der
Landesverfassung vorhandene Instrument nicht ge-
eignet ist, die Neuverschuldung zu stoppen, und dass
wir dringend andere Maßstäbe auch in der Verfas-
sung brauchen, um uns ein Neuverschuldungsver-
bot aufzuerlegen. Das ist die erste Feststellung. Wenn
wir darin einig sind, Herr Dr. Kuhn, dann müssen Sie
doch nicht wie Frau Kummer sagen, wir haben kei-
nen Anlass, wir müssen die Landesverfassung nicht
ändern. Es geht nicht darum, ob wir es müssen, es
geht darum, ob wir die Neuverschuldung in unserem
Bundesland begrenzen wollen oder nicht.

(Beifall bei der CDU – Abg. Frau B u s c h
[SPD]: Quatsch!)

Wer das will, der muss die Verfassung ändern. Sie
sagen, wir können mit dem Widerspruch leben. Wir
lassen das vielleicht einfach darin stehen, und für uns
gilt das Grundgesetz. Meine Damen und Herren, das
Grundgesetz  gilt  in  Schleswig-Holstein  auch.  Wir
wollen als CDU und FDP die Selbstbindung dieses Par-
laments, um dieser Generation und auch künftigen
Generationen  von  Abgeordneten  deutlich  zu  ma-
chen, wir wollen die Neuverschuldung bremsen. Dazu
ist das jetzt in der Verfassung vorgesehene Instru-
ment ungeeignet. Das war bisher der Common Sense
hier im Parlament. Wenn Sie jetzt sagen, nein, das
sehen wir anders, wir müssen das vielleicht doch ein-
fach so lassen, dann sagen Sie es hier. Versuchen Sie
aber nicht, sich aus der Debatte hinauszutricksen nach
dem Motto, wir müssen erst die Verwaltungsverein-
barung abwarten! Wir wollen das in die Verfassung
hineinschreiben.

(Beifall bei der CDU)

Ich weiß nicht, Herr Dr. Kuhn, ich habe das bei
Ihnen nicht herausgehört, wollen Sie es hineinschrei-
ben? Wollen Sie den Artikel 131 der Landesverfas-
sung so lassen, wie er ist? Wollen Sie dieses unwirk-
same Instrument darin lassen, oder wollen Sie, dass
wir  auch  in  der  Landesverfassung  eine  wirksame
Maßnahme zur Schuldenbegrenzung miteinander
verabreden? Wenn Sie das wollen, können Sie un-
serem Gesetz heute zustimmen. So einfach ist die
Sachlage!

(Zuruf des Abg. D r .  S c h r ö r s  [CDU])

Herr Dr. Kuhn, das Zweite, das bei Ihnen unprä-
zise, wenn nicht sogar falsch ist: Sie sagen, das, was
die  CDU-Bürgerschaftsfraktion  vorschlägt,  ist  kein
Mehrwert  gegenüber  dem  Grundgesetz.  Ich  sage
Ihnen, es ist falsch, da wir in dem Artikel 131 a, den
wir Ihnen vorschlagen, über die Selbstbindung hin-
aus sagen, selbst wenn man jetzt über die Schulden-
bremse in besonderen Situationen hinaus will, dann
kann man das nicht allein machen. Das bedeutet nicht,
Frau Kummer, dass die CDU oder irgendjemand Ihnen
in Zukunft in die Haushaltsberatungen hineinredet,
da wir ja Stufen miteinander verabredet haben, in
denen das gehen soll.

Es bedeutet nur eine Selbstbindung dieses Parla-
ments zu sagen – anders als man in der Vergangen-
heit mit einfacher Mehrheit die Verschuldungsgrenze
beliebig nach oben treiben konnte –, wir wollen, dass
das eben nicht mehr in die Beliebigkeit von Regie-
rungsmehrheiten gestellt ist. Wir wollen, dass dafür
in der Verfassung eine Zweidrittelmehrheit nötig ist.
Wenn man eine Ausnahme vom Neuverschuldungs-
verbot machen will, dann geht das eben nur mit ei-
ner qualifizierten Mehrheit. Wollen Sie das, Herr Dr.
Kuhn, oder wollen Sie das nicht? Wir als CDU-Bür-
gerschaftsfraktion wollen das, und deswegen haben
wir das eingebracht.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen] meldet sich zu einer Zwischenfrage.)

Lassen Sie mich bitte meine Gedanken zu Ende füh-
ren!

Wir wollen das, wir sind dafür. Ich weiß nicht, wofür
Sie sind, aber Sie könnten es hier in der Debatte sagen.
Das haben Sie nicht getan!

Der dritte Punkt, den ich an dieser Stelle sagen will:
Ich habe zur Kenntnis genommen, dass Sie sich jetzt
zum wiederholten Male in Ihrer Eitelkeit gestört füh-
len. Das Hauptargument gegen die Einrichtung einer
Enquetekommission war, dass wir vorher nicht ver-
nünftig mit Ihnen darüber geredet haben. Das Haupt-
argument  gegen  die  Expertenanhörung  ist manch-
mal gewesen: Sie haben uns nicht richtig eingebun-
den. Jetzt ist Ihnen der Antrag zu früh, zu spät, was
weiß ich, zur Verfügung gestellt worden. Meine Da-
men und Herren, seien Sie doch ehrlich, es stört Sie,
dass die CDU-Bürgerschaftsfraktion hier der Treiber
in der Frage der nachhaltigen Finanzpolitik ist und
dass das, was Sie machen, alles andere als nachhal-
tig ist! Das ist die Wahrheit!

(Beifall bei der CDU)

Herr Dr. Kuhn, es passt natürlich auch nicht, auf
der einen Seite eine starre Neuverschuldungsgren-
ze in die Verfassung zu schreiben und auf der ande-
ren Seite nach der Sommerpause noch einmal 70 Mil-
lionen Euro neuer Kredite aufzunehmen. Das ist ein
innerer Widerspruch, den Sie nicht aufgelöst bekom-
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men. Den können wir für Sie aber auch nicht lösen.
Deswegen sage ich: Begrenzen Sie die Neuverschul-
dung, bekennen Sie sich dazu, das auch als verfas-
sungsmäßiges Ziel miteinander zu verabreden! Das
ist nicht nur deklaratorisch, das bindet uns selbst auch,
das bindet meine und Ihre Fraktion in Zukunft, es bin-
det uns alle gemeinsam.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ab 2020, Herr Röwekamp!)

Man muss es nur ernsthaft auch über den Wahl-
tag hinaus wollen. Das ist die Auffassung der CDU-
Bürgerschaftsfraktion! Deswegen haben wir Ihnen
den Antrag heute vorgelegt und eingereicht, und des-
wegen ist er richtig und muss auch heute beraten
werden.

Ich will zum Verfahren sagen, es gibt ja einen ju-
ristischen Streit darüber, ob man das jetzt überwei-
sen kann oder nicht. Ich glaube, das kann man alles
nicht  lösen.  Der  Wissenschaftliche  Dienst  und  der
Bürgerschaftsdirektor sind der Auffassung, man kann
einen Antrag nicht vor der ersten Lesung an einen
Ausschuss überweisen. Wenn es wirklich so ist, dass
Sie ernsthaft mit uns über die Frage der Notwendig-
keit der Verfassungsänderung reden wollen, und zwar
nicht, weil der Senat irgendeinen Vorschlag macht,
sondern weil aus der Mitte des Parlaments heraus
der Wunsch besteht, das in der Verfassung zu ändern,
mache ich Ihnen folgenden Vorschlag: Lassen Sie uns
die erste Lesung über die Verfassungsänderung heute
unterbrechen und die beiden Anträge, nämlich den
Begleitantrag der CDU-Bürgerschaftsfraktion und den
Antrag von Rot-Grün an den Ausschuss überweisen
mit der Bitte um Berichterstattung. Wenn der Bericht
wieder vorliegt, dann rufen wir die Verfassungsän-
derung wieder auf. Ich finde, das ist ein geordnetes,
ein faires Verfahren mit dem ernsthaften Bemühen
der Opposition, die Neuverschuldung auch in unse-
rem Bundesland zu begrenzen, umzugehen. Ich möch-
te an Sie dringend appellieren, diesen Konsensvor-
schlag mitzutragen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, meine Damen und Herren! Werden Sie ein
bisschen ruhiger!

(Abg. B ö d e k e r  [CDU]: Nein!)

Es ist bedauerlich, dass die Sache mit dem Exper-
ten im Ausschuss jetzt hier wieder solch eine große
Rolle spielt. Nur um dem Haus das zur Kenntnis zu
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

geben: Wir haben nächste Woche zwei Experten ein-
geladen, und wir werden auch noch mehr Experten
einladen. Es ist mir im Moment egal, wer was wann
wie vorgeschlagen hat. Das haben wir im Konsens
gemacht, und das werden wir auch weiter im Kon-
sens machen. Insofern freue ich mich auf die Bera-
tung mit zwei auswärtigen Experten in der nächs-
ten Woche.

Ich habe noch einmal aufgeschrieben, was Herr
Dr. Schrörs zum Einbringen des Antrags gesagt hat.
Er hat gesagt, dass die Aufnahme der Schuldenbrem-
se in die Landesverfassung zusätzlich sei. Sie sei ein
starkes Zeichen zur Rettung Bremens, und das Par-
lament möge seinen Willen unterstreichen, sich auf
dem Weg des Grundgesetzes zu begeben. Im Grun-
de haben Sie gesagt, damit wir die Haushalte ab dem
Jahr 2020 ohne zusätzliche Kredite aufstellen kön-
nen, brauchen wir das jetzt gar nicht. Sie wollen nur
dieses starke Zeichen setzen. Ich sage noch einmal
ganz deutlich, um Zeichen setzen, ist mir die Lan-
desverfassung zu schade. Das mache ich nicht!

(Beifall bei der SPD)

Wir werden, wenn wir im Laufe der Beratung fest-
stellen, das sagte ich eingangs schon, sobald die Ver-
waltungsvereinbarung mit dem Bund auf dem Tisch
liegt, dass es nötig ist und wir das brauchen, um dem
Ziel näher zu kommen, wieder darüber diskutieren,
aber nicht jetzt und heute. Am Ende war es, wie Herr
Dr. Kuhn gesagt hat, eine Pressekonferenz der CDU,
auf der Sie noch einmal ihre Sparideen vorgetragen
haben. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident, meine Damen und Herren! Ich will nur eines
zu dem Argument von Herrn Röwekamp sagen, er
wolle dadurch jetzt schon Bindungskraft erreichen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Im Nachtragshaushaltsgesetz!)

Ich sage noch einmal, der zweite Teil Ihres Gesetz-
entwurfs sagt richtigerweise alles das, was ich vorher
aufgeschrieben habe. Die Regelungen, die Bindun-
gen, die Ausnahmen, die Zweidrittelmehrheit und so
weiter gelten erst ab dem Jahr 2020.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Artikel 131 b
sehen Sie auch mit der Zehnjahresfrist? Der

gilt ab morgen!)

Ja, der steht aber nun gerade im Grundgesetz, weil
es eine gemeinsame Verpflichtung von Bund und Län-
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dern ist! Den müssen wir heute nun wirklich nicht
in unsere Landesverfassung aufnehmen. Die allge-
meinen Regelungen, zu denen wir uns danach, wenn
wir das erreicht haben, verpflichten: Ich bin  sehr da-
für, dass wir das in dem Rahmen, wie wir es selbst
vorschlagen, diskutieren. Tun Sie aber nicht so, als
würde durch die Verabschiedung eines Passus in der
Landsverfassung heute für 2011, 2012, 2013 irgend-
eine stärkere Bindung erreicht werden! Die Bindung
besteht durch das, was wir im Grundgesetz und mit
dem Bund und den anderen Ländern vereinbart ha-
ben. Das ist unsere Geschäftsgrundlage, das ist un-
sere Bindung, und das werden wir umsetzen. Dar-
an ändert keine Änderung der Landesverfassung et-
was. Es tut mir leid! Wir müssen diese verfassungs-
rechtliche Frage klären, da haben Sie recht, das neh-
men wir auf.

Im Übrigen sind unsere Resolution und der Ver-
fahrensvorschlag und der inhaltliche Vorschlag al-
ternativ zu dem, was Sie vorschlagen. Deswegen wer-
den wir unseren Antrag annehmen und Ihren ab-
lehnen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Noch einmal ein Wort zu dem Kollegen Röwekamp!
Wenn wir hier diese Form von Bindung diskutieren,
dann heißt das für mich, insbesondere Herr Röwe-
kamp hat ein Interesse, Sozialabbau, Stellenkürzung
und fehlende Investitionen in öffentliche Einrichtun-
gen und Privatisierung in die Verfassung zu überneh-
men, da er ganz genau weiß, dass das Problem ei-
gentlich durch Einnahmeerhöhungen gelöst werden
müsste und dass es für seine Vorstellung der Umset-
zung einer Schuldenbremse keine gesellschaftlichen
Mehrheiten mehr gibt. Deswegen will er es in die Ver-
fassung hineinschreiben, sodass möglicherweise zu-
künftige Mehrheiten in diesem Land nicht mehr die
Wahl haben, selbst zu entscheiden, welchen Weg sie
gehen. Ich meine, an dieser Stelle missbraucht die
CDU die Landesverfassung, um Einfluss zu erhalten,
den sie aufgrund von gesellschaftlichen Mehrheiten
und Wahlergebnissen nicht mehr hat. – Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Das ist ein
Missverständnis! Das Grundgesetz gilt!)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Bürgermeisterin Linnert.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Auch wenn es
schon mehrfach gesagt wurde, will ich auch noch ein-
mal versuchen, es hier zu sagen. Bei der Frage, zu
welchem Zeitpunkt Bremen einfache gesetzliche oder
verfassungsrechtliche Regelungen trifft, kann es –
außer, dass es vielleicht um einen politisch motivierten
Machtkampf geht – nicht um die Frage heute, mor-
gen oder übermorgen gehen, da aufgrund der Über-
gangsbestimmungen des Artikels 143 d des Grund-
gesetzes die Schuldenbremse für die Länder erst ab
dem Jahr 2020 gilt, also in zehn Jahren. Wir streiten
uns über die Frage, ob wir heute etwas sofort regeln
sollen, was Bindungswirkung in zehn Jahren entfaltet.
Deshalb könnte man vielleicht auch ein kleines bis-
schen durchatmen und sich einen Moment Zeit neh-
men, um sich einmal zu orientieren: Wo befinden wir
uns eigentlich gerade?

Eine Länderumfrage mit Stand vom 7. Juni 2010,
die wir zur Umsetzung der Schuldenbremse in Lan-
desrecht gemacht haben, hat ergeben, dass bisher
nur ein Land, das vielfach zitierte Schleswig-Holst-
ein, die Schuldenbremse in die Verfassung aufgenom-
men hat. Das hat es als einziges Bundesland gemacht,
weil es als einziges Bundesland gegen eine Mehr-
heit  im  Parlament  die  Meinung  vertritt,  dass  das
Grundgesetz keine Bindungswirkung auf die Lan-
desverfassung entfaltet und entfalten dürfe, da es sich
um einen Eingriff in die Haushaltsrechte des Parla-
ments handele. Diese Einschätzung vertritt der Bremer
Senat ausdrücklich nicht. Wir sind der Auffassung,
dass das Grundgesetz gilt und dass man nicht zu der
Auffassung kommen sollte, dass die Begrenzung der
Kreditaufnahme der öffentlichen Haushalte einen un-
zulässigen Eingriff in die Hoheitsrechte der Länder-
parlamente ist, sonst wäre ja das Königsrecht des Par-
laments  nicht  etwa  das  Budgetrecht,  sondern  das
Schuldenaufnahmerecht. Das fordert auch noch nicht
einmal DIE LINKE, das kann also aus unserer Sicht
nicht sein.

Drei  Länder  planen  eine  Verfassungsänderung,
ohne dass bisher konkrete Maßnahmen in die Wege
geleitet wurden, das sind Niedersachsen, Hessen und
Rheinland-Pfalz. In zwei Ländern ist eine Verfassungs-
änderung  an  der  notwendigen  Zweidrittelmehrheit
im  Landtag  gescheitert,  nämlich  in  Thüringen  und
Nordrhein-Westfalen. In fünf Ländern – da sind vor
allen  Dingen  CDU-regierte  Länder  dabei  –  ist  die
Schuldenbremse in den Landeshaushaltsordnungen
umgesetzt worden, nämlich in Bayern, Baden-Würt-
temberg, Sachsen, Thüringen, oder in Planung wie
in Sachsen-Anhalt. Fünf Länder haben sich noch nicht
mit einer Umsetzung befasst: Berlin, Brandenburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Saarland und Hamburg.
Das ist der Stand, wenn man sich in Deutschland um-
schaut.

Wir sind der Auffassung, dass das Grundgesetz un-
mittelbar in den Ländern gilt, und soweit eine Lan-
desverfassung  im  Widerspruch  zum  Grundgesetz
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steht – der Paragraf 131 der Landesverfassung ist hier
ja schon angeklungen –, gilt das Grundgesetz vor-
rangig, nämlich Artikel 31 Grundgesetz: Bundesrecht
bricht Landesrecht. Das ist einfach Fakt!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Danke schön!)

Nach Artikel 109 Absatz 3 Satz 5 Grundgesetz re-
geln die Länder die nähere Ausgestaltung des Grund-
gesetzes: keine Einnahmen aus Krediten im Namen
ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenzen,  wobei  der
Grundsatz unangetastet bleiben muss. Das beinhal-
tet keine Vorschrift, wie wir das umsetzen. Soweit
das Landesverfassungsrecht dem entgegensteht, zum
Beispiel Artikel 131 a Satz 2 der Bremischen Landes-
verfassung, der lediglich eine Begrenzung der Kre-
ditaufnahme in Höhe der Investitionen regelt, gilt die-
se Regelung nicht. Sie ist untauglich, wie Herr Dr.
Schrörs gesagt hat. Sie hat sich in den letzten Jah-
ren als viel zu stumpfes Schwert erwiesen, sie gilt aber
auch nicht mehr. Man kann sie natürlich bei Gele-
genheit auch aus der Verfassung streichen, es hat aber
keine Eile.

Im Übrigen wehre ich mich als Finanzsenatorin ein
bisschen dagegen, dass das große Vorbild Schleswig-
Holstein aufgebaut wird. Der Streit um die Wirkung
des Grundgesetzes wird bundesweit mit Kopfschüt-
teln quittiert, wie man diesen doppelten Rittberger
hinbekommen kann: auf der einen Seite an einem
Verwaltungsabkommen zu arbeiten, Geld zu bekom-
men, um 2020 einen kreditfinanzierungsfreien Haus-
halt hinzubekommen, und dann auch noch vor dem
Verfassungsgericht gegen gerade diese Regelung im
Grundgesetz zu klagen. Wir würden nicht wagen,
Ihnen hier so etwas anzubieten. Auch bei den Spar-
vorschlägen ist Schleswig-Holstein nicht vorbildlich,
sondern es kommt von einem viel höheren Ausga-
benniveau pro Einwohner, als Bremen es je hatte.

Wir bekennen uns zu den Einsparungen. Das noch
einmal an die Adresse der CDU! Ich weiß nicht, wie
Sie auf 950 Stellen bis 2014 kommen, und auf eine
Planung, die uns auferlegt, die konsumtiven Ausga-
ben zehn Jahre lang im Wesentlichen stabil zu hal-
ten, Herr Rupp, das ist etwas anderes, als darin her-
umzuholzen, wie man das als ambitioniert und an-
strengend  ansehen  kann.  Dazu  bekennt  sich  der
Senat, die entsprechenden Planungen wurden Ihnen
vorgelegt. Es wird auch durch das ewige Behaupten
nicht besser, dass der Senat sich dem verweigert. Wir
weisen darauf hin, allerdings auch noch einmal an
die Adresse der LINKEN, dass diese Vorhaben nur
klappen können, wenn die kalkulierten steigenden
Einnahmen des Staates auch wirklich eintreten.

In zehn Jahren wird viel passieren. Das heißt nicht,
dass man sich heute drücken kann. Ich finde aber,
dass man sich dem auch einmal stellen muss, was auch
noch weiter auf der finanzpolitischen Agenda steht.
Dass es nämlich doch eine steigende Anzahl von Men-

schen in Deutschland gibt, denen klar wird – was Bre-
merinnen und Bremer schon länger wissen –, dass
es nämlich ohne eine Altschuldenhilfe letztendlich
ganz schwierig wird. Bremen wird sich weiter mit all
denen auf Bundesebene zusammentun, die sich für
eine Altschuldenhilfe einsetzen. Das Maßstäbegesetz,
das heute den Finanzausgleich zwischen den Län-
dern regelt, gilt auch nur bis Ende dieses Jahrzehnts.
Wir werden also in den nächsten Jahren an einem
neuen Finanzausgleichsgesetz arbeiten müssen, das
im Übrigen von Baden-Württemberg und Hessen ge-
rade beim Verfassungsgericht beklagt werden soll.
Das wurde jedenfalls angekündigt.

Ich weise hier darauf hin, dass die strikte Schul-
denbremse im Grundgesetz keine Lösung für grö-
ßere Investitionsvorhaben von Ländern bietet, außer
man macht sie außerhalb des Haushalts. Auch das
ist keine gute Idee! Man wird sich in den nächsten
Jahren diesem Problem stellen und vielleicht auch
zu Veränderungen kommen müssen. Dem stellt sich
der Senat. Wir sind im Moment mit allen Kräften zen-
tral damit befasst, das Verwaltungsabkommen mit
dem Bund zu verhandeln. Selbstverständlich werden
wir auch darüber regelmäßig berichten.

Das Verwaltungsabkommen wird uns in noch viel
grausamerer Art und Weise, als es je eine Verfassung
kann, binden. Da wird nämlich ganz genau auf Euro
und Cent gesehen: Haben wir das getan, was wir tun
müssen, nämlich das Staatsdefizit um das Zehntel
abgesenkt? Das tun wir auch für den Haushalt 2011.
Noch einmal zu der Kritik, wir würden uns der Ver-
antwortung nicht stellen! Das ist nicht richtig. Wir
werden Ihnen einen Haushalt 2011 vorlegen, der den
Vorgaben  des  Verwaltungsabkommens  selbstver-
ständlich Genüge tut. Nicht nur das! Wir werden im
Jahr 2011 auch dafür sorgen, dass wir das einhalten,
was wir verabredet haben, und in den nächsten Jahren
auch. Dafür gibt es auch vorbereitende Arbeiten.

Selbstverständlich werden wir Ihnen über die Bun-
desentwicklung und auch all das, was da an inter-
essantem Verfassungsrecht passiert, im Ausschuss be-
richten. Ich freue mich auch, dass wir vielleicht da
einen Raum finden, um über die ganzen Untiefen,
die darin sind, und das Interessante auch noch ein
bisschen anders diskutieren zu können als in der heu-
tigen etwas aufgeheizten Atmosphäre. – Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist beantragt
worden, die Anträge zur Beratung und Berichterstat-
tung an den nicht ständigen Ausschuss „Umsetzung
der Föderalismusreform II im Land Bremen“ zu über-
weisen.
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Als  Erstes  lasse  ich  über  den  Antrag  der  Frak-
tionen der CDU und der FDP mit der Drucksachen-
Nummer 17/1330 abstimmen.

Wer der Überweisung des Antrags der Fraktionen
der CDU und der FDP mit der Drucksachen-Num-
mer 17/1330 zur Beratung und Berichterstattung an
den nicht ständigen Ausschuss „Umsetzung der Fö-
deralismusreform II im Land Bremen“ seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW] und
Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag auf Überweisung ab.

Ich lasse deshalb über den Antrag in der Sache ab-
stimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU und der
FDP mit der Drucksachen-Nummer 17/1330 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür CDU, FDP und Abg. T i m k e
[BIW])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Nun lasse ich über das Gesetz zur Änderung der
Landesverfassung der Freien Hansestadt Bremen –
Schuldenbremse in der Landesverfassung verankern
– mit der Drucksachen-Nummer 17/1331 in erster Le-
sung abstimmen.

Hier ist beantragt worden, die erste Lesung zu un-
terbrechen.

Wer der Unterbrechung der ersten Lesung zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW] und
Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die
Unterbrechung der ersten Lesung ab.

Ich lasse deshalb über den Gesetzesantrag in ers-
ter Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Änderung der Landesverfas-
sung der Freien Hansestadt Bremen – Schuldenbrem-
se in der Landesverfassung verankern – mit der Druck-
sachen-Nummer 17/1331 in erster Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW] und
Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt das
Gesetz in erster Lesung ab. Damit unterbleibt gemäß
Paragraf 35 Satz 2 der Geschäftsordnung jede wei-
tere Lesung, und damit entfällt auch die Einsetzung
eines nicht ständigen Ausschusses.

Ich lasse jetzt über den Antrag der Fraktionen der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen abstimmen. Hier ist
auch beantragt worden, ihn zu überweisen.

Wer der Überweisung des Antrags der Fraktionen
der SPD und Bündnis 90/Die Grünen zur Beratung
und  Berichterstattung  an  den  nicht ständigen  Aus-
schuss  „Umsetzung  der  Föderalismusreform  II  im
Land Bremen“ seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW] und
Abg. Tittmann [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag auf Überweisung ab.

Meine Damen und Herren, ich lasse jetzt wieder
über den Antrag in der Sache abstimmen. Hier ist
von Herrn Rupp beantragt worden, die Absätze 1, 2
und 3 getrennt abzustimmen.
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Ich lasse nun über die Ziffer 1 des Antrags mit der
Drucksachen-Nummer 17/1341 abstimmen.

Wer der Ziffer 1 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, DIE LINKE und Abg.
T i m k e  [BIW])

Stimmenthaltungen?

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der Ziffer 1 des Antrags zu.

Ich lasse jetzt über die Ziffer 2 des Antrags abstim-
men.

Wer der Ziffer 2 dieses Antrags seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW]
und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Auch hier stelle ich fest, die Bürgerschaft (Land-
tag) stimmt der Ziffer 2 des Antrags zu.

Nun lasse ich über die Ziffer 3 des Antrags abstim-
men.

Wer der Ziffer 3 des Antrags seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, DIE LINKE, Abg.
T i m k e  [BIW] und Abg. T i t t m a n n

[parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der Ziffer 3 des Antrags zu.

Meine Damen und Herren, damit hätten wir die-
sen Tagesordnungspunkt abgearbeitet.

Datenschutz bei der Erhebung von Geodaten
sicherstellen

Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP
vom 15. Juni 2010

(Drucksache 17/1340)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir haben Ihnen heute
den Antrag vorgelegt, leider ist es ein Dringlichkeits-
antrag geworden, das hing aber damit zusammen,
dass die Koalition sich nicht entscheiden konnte, ob
sie dem beitreten wollte oder nicht, „Datenschutz bei
der Erhebung von Geodaten sicherstellen!“

Der Hintergrund ist Folgender: Es wurde ja auch
in  den  Presseberichterstattungen  dargestellt,  dass
Google in dem Verfahren Google Street View mit dem
Kamerawagen durch viele Städte der Welt, auch in
Deutschland und somit auch in Bremen, gefahren ist
und die Häuser und Straßen fotografiert hat, um sie
dann im 3D-Format auf ihrer Plattform darzustellen.
Bei diesen Kamerafahrten sind auch gleichzeitig  In-
formationen von Funknetzen, von WLAN-Netzen er-
fasst worden und auf die Festplatten  der  jeweiligen
aufnehmenden Fahrzeuge gebracht worden. Unter
anderem sind dabei nicht nur die Namen und die ein-
deutigen Kennungen – es sind Kennungen, die welt-
weit benutzbar sind – der WLAN-Netzwerke gespei-
chert worden, sondern auch Daten  aus  unverschlüs-
selten Funknetzwerken. Nun muss dazu gesagt wer-
den, dass es das heutzutage weniger gibt. Die meis-
ten  neueren  WLAN-Netzwerke  sind  automatisch
bereits vom Hersteller verschlüsselt, aber es gibt nach
wie  vor  noch  ein  paar,  und  dort  sind  dann  Frag-
mente.

Diese Daten sind nach Angaben von Google aus
Versehen gespeichert und gesammelt worden. Trotz-
dem ist es nach wie vor auch nach der jetzigen Re-
gelung  schon  rechtswidrig,  dass  man  persönliche
Daten  speichert  und  aufzeichnet.  Mittlerweile  hat
Google  diese  Kamerafahrten  eingestellt,  und  man
weiß jetzt auch noch nicht, inwieweit das kommt.
Trotzdem, glaube ich, dass es wichtig ist. Manchmal
nerven uns Datenschützer ja so ein bisschen bei der
Arbeit, das gebe ich gern auch einmal zu. In diesem
Fall muss ich aber wirklich sagen, war es gut einmal
nachzufragen. Denn nur durch die Nachfrage der
Datenschützer ist eigentlich herausgekommen, was
Google dort noch alles an Daten gesammelt hat und
was sie eigentlich damit wollen.

Unseren Antrag möchte ich einmal in zwei Berei-
che einteilen: Einerseits haben wir in der Öffentlich-
keit und in der Bevölkerung nach wie vor wirklich



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 69. Sitzung am 16. 06. 10 5259

ein zu schwaches Bewusstsein für die Gefahren sol-
cher Dinge. Ich will das nicht verteufeln. In Gottes
Namen! Es besteht aber die Gefahr, dass diese gan-
zen Aufzeichnungen, diese Daten, die gesammelt
werden,  in  vernünftigen  oder  neuen  Datenbänken
verarbeitet werden, irgendwann einmal gegen uns
verwendet werden können. Deswegen ist es auch
wichtig, aufmerksam darauf einzugehen und ein Be-
wusstsein zu schaffen.

Andererseits ist es wohl notwendig, und darauf be-
zieht sich dann auch die Bundesratsinitiative der bei-
den Bundesländer Hamburg und Saarland, das Bun-
desdatenschutzgesetz dahingehend zu erweitern. Der
Gesetzentwurf sieht im Einzelnen vor, die Paragra-
fen 28 und 29 um eine Konkretisierung des Begriffs
der allgemeinen Zugänglichkeit von Daten für den
Fall der digitalen Abbildung von Straßenpanoramen
zu ergänzen. Zugleich werden den verantwortlichen
Stellen  die  Verpflichtung  zur  Anonymisierung  von
Gesichtern und Fahrzeugkennzeichen auferlegt, so-
dass, wenn das Kamerafahrzeug dort gerade durch-
gefahren  ist,  Gesichter  oder  Autokennzeichen  ge-
pixelt werden. Das in Paragraf 28 neu aufgenommene
Widerspruchsrecht  ermöglicht  dann  Hauseigentü-
mern und Mietern, der Abbildung ihrer Gebäude im
Internet uneingeschränkt zu widersprechen. Gleicher-
maßen können natürlich auch aufgenommene Per-
sonen eine vollständige Unkenntlichkeit ihres Ab-
bilds verlangen.

Ich glaube, das ist ein Schritt, es ist auch nicht zu
viel, deshalb begrüßen wir es. Jetzt wird vielleicht
von dem einen oder anderen das Argument kommen,
das ist doch bereits gelaufen. Ja, diese Bundesrats-
initiative war bereits im Bundesrat, ich glaube, Ende
April, sie ist dann in den Fachausschuss überwiesen
worden, und jetzt wird sie irgendwann im August noch
einmal auf die Tagesordnung im Bundesrat kommen.
Ich würde mich freuen, wenn auch die Koalition un-
seren Antrag unterstützen würde, dass wir den Se-
nat auffordern, diese Bundesratsinitiative der Frei-
en und Hansestadt Hamburg und des Saarlandes zu
unterstützen und gleichzeitig auch weiterhin darauf
hinzuwirken, dass die Regelungen im Bundesdaten-
schutzgesetz noch einmal konkretisiert werden. –
Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Richter.

Abg. Richter (FDP): Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Hintergrund unseres heu-
tigen gemeinsamen Antrags mit der CDU: Der gro-
ße Bruder Google will wieder zuschlagen! Bevor das
geschieht, müssen wir uns sehr zügig über Grenzen
des ungezügelten Einstellens von Geodaten in das
Internet Gedanken machen.

(Beifall bei der FDP)

Dem großen Bruder und seinen Verwandten müs-
sen wir Fesseln anlegen, um uns in unseren Persön-
lichkeitsrechten zu schützen, anders wird es leider
nicht gehen. Zugegeben, es ist schon eine sehr be-
queme Sache, wenn man im Internet unter „Stadt-
plan Bremen“ eine Straße und eine Hausnummer ein-
gibt, und schon steht auf dem Bildschirm nicht nur
der alte Stadtplan zur Verfügung, sondern eine schöne
Luftbildaufnahme,  die  man  auch  gut  heranzoomen
kann. Klare Bilder von Haus und Hof, man sieht re-
lativ viel, und dazu findet man dann häufig auch noch
die Namen der Personen, die in diesen Häusern woh-
nen. Da fängt es dann natürlich schon an, dass man
sich die Frage stellen muss, ob das nicht schon die
Grenzen überschreitet.

(Beifall bei der FDP)

Ich nutze diese Stadtplanfunktion von Google bei
der Erstellung von Gutachten, um mir schon, bereits
bevor ich ein Haus anschaue, ein Bild davon zu ver-
schaffen, wie  eigentlich dessen Lage aussieht, wie
das Objekt zu beurteilen ist. Frage ich dann die Be-
wohner, ob die überhaupt wissen, was sie alles im
Internet sehen können und dass sogar ihr Name auf
dem  Bildschirm  aufleuchtet,  dann  bekommt  man
meistens ein starkes Kopfschütteln zu sehen: Oh, das
ist ja spannend, das müssen wir gleich einmal aus-
probieren. Ja, wenn es denn so ist, dass man das gern
möchte, dass seine persönlichen Daten im Internet
stehen, ist es ja in Ordnung. Aber nicht alle wollen
es, und das ist, glaube ich, das Problem.

(Beifall bei der FDP)

Nun soll voraussichtlich im Herbst auch bei uns das
schon lang in der Kritik stehende Portal Google Street
View als Ergänzung zu Google maps an den Start
gehen, dann können wir Internetnutzer weltweit von
der  Vogel-  auf  die  Froschperspektive  umschalten.
Ganze Häuserzeilen können dann im Zusammenhang
abgefahren und angeschaut werden. Auf den ersten
Blick sicherlich eine faszinierende Vorstellung und
eigentlich gar nichts Schlimmes, wenn ich mir zu-
künftig bei Regen auf dem Bildschirm bequem zu
Hause das anschaue, was ich mir möglicherweise bei
einem Spaziergang im Sonnenschein auch gern in
der freien Natur angesehen hätte. Doch so einfach
ist es nicht! Durch unsere Bremer Straßen sind bereits
Kamerawagen gefahren, mit denen die erforderlichen
Bilder in einer Höhe von drei Metern aufgenommen
wurden. Erfasst wurden und werden eben nicht nur
die Fassadenansichten, sondern auch Autos, Perso-
nen  und  persönliche  Rückzugsgebiete  hinter  dem
Gartenzaun oder der Gartenmauer.

Nicht ganz die Froschperspektive also, sondern eher
Frosch  auf  hohen  Stelzen!  Dass  neben  den  Fotos
gleich noch weitere Daten gespeichert werden, ha-
ben wir in den letzten Wochen aus den Medien er-
fahren  können.  Reicht  es  da  aus,  dass  Google  zu-
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nächst als Selbstverpflichtung die Autokennzeichen
und die Gesichter der Personen vor der Veröffentli-
chung verpixeln will? Ich meine nein, hier müssen
schon engere Fesseln angelegt werden.

(Beifall bei der FDP)

Im Ausland, wo das Portal bereits in das Netz ge-
stellt ist, hat dies jedenfalls nicht immer geklappt. So
verlangte ein Finne Schadensersatz von Google, da
er im entscheidenden Moment ohne Hosen in seinem
Garten abgelichtet und dann im Internet der Lächer-
lichkeit preisgegeben wurde. Wenn digitale Gebäude-
und Grundstücksansichten eindeutig lokalisiert und
damit Bewohnern zugeordnet werden können, dann
liegen personenbezogene Daten vor. Nach einem von
der  Landesregierung  in  Rheinland-Pfalz  in  Auftrag
gegebenen Gutachten verstoßen die Fotoaufnahmen
zumindest zum Teil gegen das Bundesdatenschutz-
gesetz. Zu meinen, dem Ganzen wäre in der Form zu
begegnen, indem generell jeder die Fotos vor ihrer
Einstellung in das weltweite Netz freigeben muss,
ist sicherlich sehr naiv. Das geht auch an der Wirk-
lichkeit vorbei, ist also wirklichkeitsfremd.

Genau da setzt aber die von den Ländern Ham-
burg und Saarland getragene Bundesratsdrucksache
259/10 vom 28. April an. Sie hat das Ziel, die zwei-
felsohne bestehenden Regelungslücken zu schließen.
So ist vorgesehen, dass die verarbeitende Stelle ver-
pflichtet wird, einen Monat vor der beabsichtigten
Datenerhebung die nach Bundesdatenschutz zustän-
dige Aufsichtsbehörde über das Vorhaben zu unter-
richten und die Öffentlichkeit über Ort und Zeit so-
wie das bestehende Widerspruchsrecht nach Para-
graf 28, auf das soeben mein Vorredner Herr Stroh-
mann auch schon eingegangen ist, zu informieren.
In Paragraf 28 Absatz 4 werden die Widerspruchs-
rechte geregelt, sowohl für Mieter als auch für Ei-
gentümer und für jede Person, die nicht möchte, dass
das Bild – auch gepixelt – im Internet erscheint.

Ob diese ergänzenden Regelungen letztendlich
ausreichen, um den notwendigen Datenschutz bei
der Erhebung von Geodaten wirklich sicherzustel-
len, bleibt abzuwarten. Die Hände in den Schoß zu
legen, reicht auf jeden Fall nicht aus. Der gläserne
Mensch ist leider in vielen Lebensbereichen bereits
Realität. Wer denkt etwa an den Datenschatten, den
er hinterlässt, wenn er einmal seine Kreditkarte nutzt
oder sich an Gewinnspielen beteiligt? Über jede ge-
setzliche Regelung hinaus ist jeder von uns gut be-
raten, sein persönliches Verhalten in Bezug auf die
Weitergabe persönlicher Daten immer wieder selbst
zu reflektieren. Google Street View ist hier nur ein
kleiner von vielen Bausteinen, der aus meiner Sicht
unsere Persönlichkeitsrechte weiter einschränkt. In
diesem Sinn würde ich mich freuen, heute eine gro-
ße und breite Zustimmung zu unserem gemeinsamen
Antrag hier zu erfahren. – Danke!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Öztürk.

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Prä-
sident,  meine  verehrten  Damen  und  Herren!  Die
elektronische Datenverarbeitung und der Umfang der
personenbezogenen Daten haben sich radikal gewan-
delt, gerade in den vergangenen Jahren. Durch die
Nutzung der modernen Informations- und Kommu-
nikationstechnologien werden in einem erheblichen
Umfang personenbezogene Daten erhoben und ent-
sprechend, wie auch von meinen Vorrednern erwähnt,
nahezu unbegrenzt gespeichert. Sie können weltweit
übermittelt und abgerufen werden. Datenschutz ist
wichtiger denn je und ein hoch aktuelles Thema. Die
Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes
und der Länder am 18. März 2010 hat deshalb ent-
sprechende Eckpunkte für ein modernes Datenschutz-
recht des 21. Jahrhunderts verabschiedet. Die No-
vellierung der Datenschutzgesetze ist ein sehr dring-
liches Anliegen, dabei arbeiten die Bundesländer in
dem aktuellen Gesetzgebungsvorhaben, bei der Re-
gelung der Erhebung von Geodaten eng zusammen.

Die Behandlung des von der Freien und Hanse-
stadt Hamburg eingebrachten und vom Saarland auch
entsprechend unterstützten Gesetzentwurfs ist in der
letzten Sitzung des Innenausschusses des Bundes-
rates – am 20. Mai war das, Herr Strohmann – zunächst
vertagt worden, da beabsichtigt ist, einen zwischen
den Bundesländern abgestimmten Entwurf gemein-
sam einzubringen. Hierfür hat Rheinland-Pfalz einen
ergänzenden Gesetzentwurf erarbeitet, der derzeit
zwischen den Datenschutzreferenten der Bundeslän-
der abgestimmt wird. Einer Verlautbarung zufolge
ist das Ziel, den Entwurf aus Hamburg und Rhein-
land-Pfalz in irgendeiner Form zusammenzufassen
und  gemeinsam  zu  behandeln.  Nicht  nur  Google
Street View, sondern auch weitere Anbieter, die sich
im Gegensatz zu Google bisher keiner Selbstverpflich-
tungsvereinbarung mit den zuständigen Landesbe-
auftragten für Datenschutz unterworfen haben, er-
heben sogenannte Georeferenzdaten oder georefe-
renzierte  Daten,  beispielsweise  wenn  Häuser-  und
Straßenansichten entsprechend fotografiert und be-
reitgestellt werden. Diese stellen sie auch für jeder-
mann sichtbar ins Internet. Eine klare gesetzliche
Regelung ist aus grüner Sicht deshalb natürlich drin-
gend erforderlich.

Erst gestern fand ein Treffen der Datenschutzre-
ferenten in Mainz statt, um sich auf einen gemein-
samen Entwurf zu einigen. Es liegt auf der Hand,
wenn sie in Mainz tagen, dass die Ergebnisse ver-
mutlich erst morgen, übermorgen oder vielleicht kom-
mende Woche zu uns gelangen. Bisher liegen keine
Ergebnisse vor. Wenn sich die Beteiligten einig ge-
worden sind und entsprechend Ergebnisse vorliegen,
dann kann ich mir durchaus vorstellen, dass wir dort
auf der einen Seite erst einmal abwarten müssen, was
denn dort unter den Landesreferenten jetzt verab-
redet wurde. Wenn solch ein Text entsprechend abge-
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stimmt vorliegt, dann kann ich mir durchaus vorstel-
len, dass Bremen ihn im Bundesrat auch unterstüt-
zen kann.

Ihren Antrag werden wir daher aus formalen Grün-
den ablehnen, Herr Strohmann und Herr Richter, da
es  aus  den  genannten  Gründen  hinterher  keines
weiteren Antrags mehr bedarf. Wenn die Länder sich
entsprechend auf einen Text geeinigt haben, dieser
Text so oder so rein formal automatisch wieder in den
Bundesrat kommt, auf der Tagesordnung ist und auf-
gerufen wird, wird er ja auch entsprechend abge-
stimmt. Sie haben in der Sache natürlich nicht Un-
recht, aber rein formal ist der Antrag überflüssig. Da-
her lehnen wir ihn an dieser Stelle ab.

Wir müssen abwarten, worauf sich die Landesre-
ferenten  für  Datenschutz  einigen,  und  am  Freitag
werden wir auch im Medienausschuss dieses The-
ma noch einmal ausführlich behandeln. Vielleicht lie-
gen dann ja – ich schaue einmal hinüber zu der Da-
tenschutzbeauftragten – erste Ergebnisse vor, sodass
man auf dieser Basis noch einmal abstimmen kann,
wie der Bremer Senat sich im Bundesrat verhalten
kann und verhalten soll. Es ist wichtig, dass es nicht
angehen  kann,  dass  Google  Street  View,  wie  auch
von meinen Vorrednern erwähnt, die ganzen Daten
so ins Internet stellt. Es kann auch nicht sein, dass
Google Street View, wenn man sie dann ermahnt, weil
sie einmal wieder etwas falsch gemacht haben, sich
so heftig beschwert, sowohl den Abgeordneten als
auch insbesondere der jeweiligen Landesregierung
gegenüber, und Drohgebärden von sich gibt. Das darf
man sich an dieser Stelle nicht gefallen lassen. In-
sofern, denke ich, sind wir hier erst einmal auf dem
richtigen Weg. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Hamann.

Abg. Hamann (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Kollege Öztürk hat eben schon das Er-
gebnis vorweggenommen: Wir als SPD werden den
Antrag auch ablehnen, Kollege Strohmann! Ich möch-
te drei Gründe dafür ausführen. Davor aber eine Vor-
bemerkung: Ich finde es gut, Kollege Strohmann, dass
das Thema Datenschutz so intensiv diskutiert wird.
Ich finde es gut, dass das Thema Datenschutz auch
bei Google thematisiert wird, sodass wir das hier in
das Parlament tragen und ausführlich darüber reden.
Das kann nur nützlich sein.

Erstens: Warum lehnen wir den Antrag ab? Einen
Ablehnungsgrund haben Sie gerade selbst genannt.
Das Thema wird schon jetzt im Bundesrat behandelt.
Am 7. Mai gab es dazu eine Sitzung des Bundesra-
tes und am 22. Juni, wenn die Informationen richtig
sind, die ich mir vorhin noch eingeholt habe, gibt es
eine Sitzung des Rechtsausschusses, in dem noch ein-

mal über das Thema diskutiert wird. Daher sehen wir
keinerlei Notwendigkeit, jetzt noch einmal dort mit-
zumachen.

(Abg. S c h i l d t  [SPD]: Zumal wir am
Freitag darüber reden!)

Dazu komme ich gleich, nicht dazwischenreden
bitte!

Zum Zweiten ist das Thema etwas komplexer, als
Sie es hier darstellen. Es gibt zum Beispiel eine Stel-
lungnahme  des  Eigentümerverbandes  „Haus  und
Grund“, dieser möchte so etwas haben, seine „Lex
Google“. Es gibt aber auch andere Stellungnahmen,
zum Beispiel vom Deutschen Journalistenverband,
dieser möchte so etwas nicht haben und warnt aus-
drücklich davor: Stichwort Panoramafreiheit! Daher
ist das Schiff etwas tiefergehend als das, was Sie jetzt
hier aufgeschrieben haben. Das muss näher behan-
delt werden, das gibt Ihr Antrag nicht her. Aus die-
sen Gründen können wir Ihrem Antrag nicht zustim-
men.

Der dritte Grund ist – Herr Schildt hat es gerade
schon hineingerufen –, am Freitag diskutieren wir ge-
nau dieses Thema im Medienausschuss. Herr Schildt
hat das in der letzten Sitzung noch auf die Tagesord-
nung gebracht. Daher ist es jetzt nicht sinnvoll, dass
wir dem Antrag an dieser Stelle so zustimmen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Noch eine Sache zum Thema Google: Zurzeit, das
ist mein Eindruck, findet ein „Google bashing“ oder
„Facebook bashing“ statt, das scheint jetzt gerade
zeitgemäß zu sein. Ministerin Aigner diskutiert 14
Tage darüber, dass sie irgendwann bei Facebook aus-
tritt, tut es dann, und ich gehe davon aus, in der Zeit,
in der wir darüber diskutiert haben, sind Millionen
dort eingetreten. Das ist mehr so eine Spaßveranstal-
tung! Bei Google ist das ähnlich, es ist jetzt modern,
auf  Google  einzuhämmern.  Zu  den  WLAN-Daten
möchte ich nur ganz kurz etwas sagen: Google ist
vom Hamburger Datenschutz angesprochen worden,
und Google selbst hat gesagt: Ja, wir haben auch
solche WLAN-Daten mitgeschnitten, und wir haben
diese Daten auch übergeben. Google hätte das ein-
fach  auch  löschen  können,  und  niemand  hätte  et-
was gemerkt. An der Stelle möchte ich, dass das
„Google bashing“ ein wenig heruntergefahren wird.

Letzter Punkt: Das Thema Datenschutz steht in der
Landesverfassung in Artikel 12, Wir brauchen unse-
ren Senat – so viel Vertrauen haben wir als SPD-Frak-
tion in den Senat – nicht aufzufordern, an das The-
ma zu denken, dementsprechend werden wir diesem
Antrag heute hier nicht zustimmen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (DIE LINKE): Herr Präsident,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Wegen der fortgeschrittenen Zeit erspare
ich uns auch die Argumente, die dagegen sprechen,
diesen Antrag anzunehmen. Die Kollegen Hamann
und Öztürk haben sie vorgetragen. Auf einen Punkt
möchte ich aber noch einmal eingehen, und der hat
sehr  viel  mit  dem  Sitzungstermin  des  Medienaus-
schusses am Freitag zu tun.

Ich möchte hier in aller Deutlichkeit sagen, da es
mir auch persönlich wichtig ist: Im Medienausschuss
wurde und wird in Zusammenhängen auch über die
Landesgrenzen  Bremens  hinaus  diskutiert,  und  es
werden Forderungen gestellt, besonders dann, wenn
es sich um Bundesregelungen oder Bundesgesetze
handelt, damit hier nachhaltig nicht der Eindruck
entsteht, der Medienausschuss hätte sich damit nicht
befasst. Ganz im Gegenteil, in der Vergangenheit wur-
de und – wie eben schon vorgetragen – am Freitag
wird in der Sitzung als ein Tagesordnungspunt darü-
ber diskutiert. – Ich danke für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Man kann froh
sein über jede Initiative in Ausschüssen, Parlamen-
ten und in der Öffentlichkeit, die sich mit diesen
Problemen beschäftigt. Nicht nur Google Street View,
sondern auch weitere Anbieter, die sich im Gegen-
satz zu Google bisher keiner Selbstverpflichtungs-
vereinbarung mit dem zuständigen Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz unterworfen haben, erheben geo-
referenzielle Daten, beispielsweise Häuser- und Stra-
ßenansichten, und stellen sie für jedermann abruf-
bar ins Internet.

Eine klare gesetzliche Regelung ist deshalb drin-
gend erforderlich. Das ist jedenfalls die Meinung des
Senats! Nach dem derzeitigen Stand soll ein neuer
Paragraf 30 b in das Bundesdatenschutzgesetz ein-
gefügt werden, der die Zulässigkeit geschäftsmäßi-
ger Datenerhebung und -speicherung im Zusammen-
hang mit der georeferenzierten großräumigen Erfas-
sung von Geodaten zum Zweck der Übermittlung fo-
tografischer oder filmischer Panoramaaufnahmen re-
gelt.

Weitgehende Einigkeit unter den Bundesländern
besteht  hinsichtlich  der  Verpflichtung  zur  Anzeige
beabsichtigter Erhebungsvorgänge gegenüber der
zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde sowie ei-
nes Widerspruchrechts von Eigentümern und Mie-
tern gegen die Veröffentlichung ihres Grundstücks
oder Hauses im Internet. Weiter besteht Einigkeit über

die  vorzusehenden  Pflichten  der  verantwortlichen
Stellen zur Unkenntlichmachung von Gesichtern und
Kfz-Kennzeichen, zur Löschung der entsprechenden
unbearbeiteten Rohdaten sowie zur Aufnahme ent-
sprechender Bußgeldtatbestände.

Gestern – Herr Öztürk hatte, glaube ich, schon da-
rauf  hingewiesen  –  haben  sich  die  Bundesdaten-
schutzreferenten  in  Mainz  getroffen,  um  möglichst
ein gemeinsames, einheitliches Vorgehen abzustim-
men. Der Senat hat sich im ersten Schritt auch mit
der Bundesratsinitiative Hamburgs beschäftigt, und
ich freue mich sehr, wenn ich aus dem Datenschutz-
ausschuss höre, wie da die allgemeine Bewertung ist.
Sobald wir Unterlagen dazu haben, werden wir sie
natürlich auch an das Parlament weiterreichen. Im
Moment ist es Tendenz im Senat, sich auch, falls es
zu einer vertretbaren Einigung kommt, der Initiati-
ve Hamburgs anzuschließen. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Strohmann.

Abg. Strohmann (CDU): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich will es auch nur kurz machen.
Mich ärgert so ein bisschen die Argumentation der
Ablehnung. Also, dass Sie sagen, das ist so, und das
lehnen wir ab, das ist in Ordnung. Ich möchte einmal
für das Selbstverständnis des Parlaments klar fest-
stellen: Der Medienausschuss ist ein wichtiges Fach-
gremium innerhalb der Bremischen Bürgerschaft, aber
das Parlament, Frau Troedel, ist das Parlament!

(Beifall bei der CDU)

Das Problem, das wir oft gerade in Medienange-
legenheiten haben, ist, dass das Parlament außer den
Fachpolitikern manchmal nicht so aufpasst und dann
ganz entsetzt ist. Wenn ich manchmal so einige GEZ-
oder Gebührenerhöhungs- oder Sondertatbestände
sehe, von denen dann unsere Kollegen sagen, oh, das
habe ich jetzt gar nicht gewusst, dann sage ich: Das
haben wir diskutiert! Deswegen, glaube ich, ist das
wichtig.

Noch einmal zur Kritik, Herr Hamann, was Sie zu
Google gesagt haben! Mitnichten, glaube ich, soll-
ten  wir  bestimmte  technologische  Entwicklungen
auch in der Informationsgesellschaft immer verteu-
feln. Ich glaube aber schon, dass es wichtig ist, in der
Bevölkerung ein Bewusstsein zu schaffen, und das
meine ich. Google Street View ist ja nur ein Mosaik-
stein einer großen Palette. Es ist nicht jeder einzelne
Mosaikstein, sondern das Gesamte, das nachher für
die Menschen gefährlich werden kann. Deswegen ist
es auch wichtig, in der Bevölkerung Bewusstsein zu
schaffen. Wir werden nicht alles gesetzlich regeln
können, sondern wir werden es nur über Bewusst-
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sein, über Medienerziehung und diese Sachen schaf-
fen.

Im Übrigen nehme ich zur Kenntnis, dass Sie den
Antrag heute ablehnen, wahrscheinlich weil er von
uns gekommen ist. Freitag werden wir im Medien-
ausschuss anders reden. Irgendwann wird die Bun-
desratsinitiative dann doch vom Senat unterstützt.
Es ist mir ehrlich gesagt auch relativ egal, das Ergebnis
ist entscheidend! Wenn wir uns alle einig sind, dass
der Weg der richtige ist, kann ich damit leben. – Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der CDU und der
FDP mit der Drucksachen-Nummer 17/1340 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW] und
Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Freiwillige Feuerwehren im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion der CDU
vom 16. März 2010

(Drucksache 17/1216)

D a z u

Mitteilung des Senats vom 4. Mai 2010

(Drucksache 17/1286)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mäu-
rer.

Gemäß Paragraf 29 unserer Geschäftsordnung hat
der Senat die Möglichkeit, die Antwort, Drucksache
17/1286, auf die Große Anfrage in der Bürgerschaft
mündlich zu wiederholen. Herr Senator, ich gehe da-
von aus, dass Sie die Antwort auf die Große Anfra-
ge der Fraktion der CDU nicht mündlich wiederho-
len möchten.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. – Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Neumeyer.

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Stellen Sie sich
einmal vor, nach so einer arbeitsreichen Woche ge-
hen Sie mit Ihrem Partner oder Ihrer Partnerin – ich
will ja Frau Troedel heute gerecht werden, deshalb
mit der weiblichen Form – aus und wollen einmal so
richtig schön Essen gehen. Sie sitzen da, das Essen
kommt gerade, auf einmal springt Ihr Partner auf und
rennt aus dem Lokal. Die Tür knallt, alle anderen
Leute schauen auf Sie, schauen Sie dumm an, und
keiner weiß, was los war. Was war los? Der Pieper
ging, und Ihr Partner musste zum Einsatz. Sie kön-
nen sich überlegen, ob Sie jetzt allein weiter essen
oder gleich nach Hause fahren. Schlafen können Sie
sowieso nicht, denn Sie wissen nicht, wo sich Ihr
Partner aufhält. Irgendwann morgens so gegen vier
Uhr steht er dann plötzlich vor Ihnen verdreckt, nach
Qualm stinkend, und plötzlich strahlt er Sie an und
sagt: Wir haben den Brand gelöscht, wir konnten sogar
verhindern, dass irgendjemand verletzt wurde, und
der Brand hat auch nicht auf das Nachbarhaus über-
griffen.  Meine  Damen  und  Herren,  das  ist  unsere
Freiwillige Feuerwehr!

(Beifall bei der CDU)

Ich finde, dass diese Männer und Frauen, die eh-
renamtlich einen Dienst am Bürger leisten, unseren
vollsten Respekt verdienen.

(Beifall bei der CDU, bei der LINKEN
und bei der FDP)

Von  diesen  Frauen  und  Männern  haben  wir  in
Bremen und Bremerhaven circa 700, und dafür soll-
ten  wir  dankbar  sein.  Im  normalen  Leben  sind  sie
Bäcker, Maurer oder Frisörin. Um für ihre ehrenamt-
liche Tätigkeit fit zu sein, trainieren sie in ihrer Freizeit
und absolvieren in ihrer Freizeit diverse Fortbildun-
gen: Atemschutzlehrgänge, Kettensägeführerinnen-
lehrgang, Sprechfunker und Sprechfunkerinnen und
so weiter. Diese circa 700 Menschen teilen sich auf
23 Wehren auf, mit denen sie fest verbunden sind.
Acht dieser Wehren sind die ganze Woche alarmier-
sicher. Das heißt, diese Kameraden und Kameradin-
nen verlassen im Alarmierungsfall ihren Arbeitsplatz,
was bei den Arbeitskollegen und Arbeitskolleginnen
nicht immer gut ankommt.

Im Moment sind die Zahlen der Mitglieder der Frei-
willigen Feuerwehr zumindest im Land Bremen noch
stabil. Das ist ihr eigener Verdienst. So gibt es in ei-
nigen Wehren die sogenannte Jugendfeuerwehr. Die-
se Jugendlichen zwischen zehn und achtzehn Jah-
ren sind nicht nur von der Straße weg, nein, ihnen
werden auch Werte vermittelt. Sie werden betreut
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und geschult, und sie werden auch für die Berufs-
feuerwehr zu qualifizierten Nachwuchskräften. Die
Berufsfeuerwehr profitiert davon, da viele der jun-
gen Leute aus der Freiwilligen Feuerwehr für sich
erkennen, das ist der richtige Weg, und anschließend
anstreben,  in  die  Berufsfeuerwehr  zu  gehen.  Die
Nachwuchsförderung ist gar nicht hoch genug zu be-
werten, und das muss auch so bleiben.

Kommen wir nun zu der Antwort des Senats! Mit
998 Einsätzen in den Jahren 2007 bis 2009 hat die
Freiwillige Feuerwehr unsere Berufsfeuerwehr un-
terstützt und entlastet. Der Zustand der Gerätehäu-
ser allerdings, so können wir der Antwort entneh-
men, ist nicht so gut. Drei Gerätehäuser von 23 sind
in einem guten Zustand, bei allen anderen sind Män-
gel zu verzeichnen. Wenn die Mitglieder der Weh-
ren nicht selbst in Eigenarbeit viele Renovierungs-
arbeiten übernehmen würden, würde es noch schlech-
ter aussehen. So haben sich einige Wehren, deren
Fahrzeughalle für die Fahrzeuge zu niedrig ist, schon
damit beholfen und haben Mulden in ihre Fahrzeug-
hallen gegraben, damit sie überhaupt mit ihren Fahr-
zeugen hinein- und herauskommen.

Dann gibt es Wehren, da müssen sich die Feuer-
wehrfrauen und Feuerwehrmänner in der Fahrzeug-
halle umziehen. Das heißt, es kommt ein Einsatz, die
Fahrzeuge werden gestartet, werden hinausgefah-
ren und die Fahrzeughallen sind frei zum Umziehen,
aber nicht frei von Abgasen. Ich finde, das ist ein un-
haltbarer Zustand!

(Beifall bei der CDU)

Der Senat hat in seiner Antwort geschrieben, dass
er in Zukunft unterrepräsentierte Bevölkerungsgrup-
pen wie Frauen oder Menschen mit Migrationshin-
tergrund für die Mitarbeit in der Freiwilligen Feu-
erwehr gewinnen will. Unter diesen Voraussetzun-
gen, denke ich, wird das nicht gelingen. Das Gerä-
tehaus am Lehester Deich ist bereits um circa zehn
Zentimeter abgesackt. Nicht mehr lange, glaube ich,
dann ist es ganz verschwunden. Diese Beispiele und
noch einiges mehr zeigen, es besteht Handlungsbe-
darf.

Kommen wir zu den Fahrzeugen! Hier schreibt der
Senat, die Fahrzeugausstattung der Freiwilligen Feu-
erwehren ist derzeit ausreichend. Nach dieser Aus-
sage wundert es mich nicht, dass in den Jahren der
rot-grünen Koalition nicht ein neues Fahrzeug für die
Freiwillige  Feuerwehr  angeschafft  wurde.  Von  42
Löschfahrzeugen sind 26 bereits älter als 20 Jahre,
zwei sind im letzten Jahr bereits ausgefallen. Außer-
dem ist mir zu Ohren gekommen, dass eine Wehr
bereits circa eine Woche lang gar kein Fahrzeug hatte.
Wie  soll  der  Fuhrpark  der  Freiwilligen  Feuerwehr
denn in Zukunft auf diesem Ihrer Meinung nach aus-
reichenden Stand bleiben, zumal der Bund die in der
Vergangenheit im Rahmen des ergänzenden Katas-
trophenschutzes zur Verfügung gestellten Fahrzeu-

ge reduziert? Ich habe noch einiges mehr zu sagen.
Ich melde mich jetzt schon. – Danke!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Öztürk.

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine verehrten Damen und
Herren! Es ist immer angenehm, nach meiner Kol-
legin Neumeyer zu sprechen, da ich dann das Pult
nicht mehr hoch- oder runterfahren muss.

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Sie Char-
meur!)

Frau Kollegin, die Freiwilligen Feuerwehren wer-
den in ihrer Bedeutung leider zu oft belächelt. Der
Senat hat in seiner Mitteilung klar gemacht, dass es
sich dabei nicht um irgendeine folkloristische Trach-
tenparade handelt, sondern um einen ganz wichti-
gen Bestandteil des Brandschutzes und der Brand-
bekämpfung im Land Bremen. Ich denke, das ist noch
einmal würdigend in der Mitteilung des Senats her-
vorgehoben worden. Wir denken beim Ehrenamt
immer gern an Sportvereine, an kirchliches oder sozia-
les Engagement. Deren Arbeit ist für die Gesellschaft
in der Tat sehr wichtig. Die Freiwilligen Feuerweh-
ren werden bei diesen Aufzählungen leider des Öfte-
ren vergessen, Frau Kollegin. Dabei sind es gerade
sie, die an Sonntagen, an Feiertagen und an solch
besonders schützenswerten Tagen wie Weihnachten
oder Silvester im Notfall für die Gesellschaft da sind.
Aus Sicht der Grünen gebührt ihnen hierfür gesell-
schaftliche  Anerkennung  und  natürlich  politische
Rückendeckung.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Auch das ist noch einmal in der Mitteilung des Se-
nats entsprechend gewürdigt worden.

Wenn Sie sich die Tabellen anschauen, wie die fi-
nanzielle Ausstattung ist, dann möchte ich Sie an der
Stelle korrigieren, nur drei der 23 Wehren, was die-
se Häuser angeht, sind in einem nicht so besonders
guten Zustand und nicht umgekehrt. Ich glaube, Sie
hatten da einfach falsch zitiert. Vielleicht mögen Sie
das noch einmal nachschlagen und in Ihrer zweiten
Runde erwähnen.

Es gibt bei der Freiwilligen Feuerwehr natürlich
auch Probleme: Der Zugang von Frauen, der Zugang
von Migranten ist den Wehren trotz ihrer Bemühun-
gen, und das muss man hier auch betonen, bisher noch
nicht so gelungen, wie es wünschenswert wäre. Im
Bereich der Jugendarbeit sieht es da aber völlig anders
aus. Dort haben die Freiwilligen Feuerwehren bereits
sehr gute Erfolge erzielt.
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Ich habe eben ausgeführt, dass die Menschen, die
sich  in  den  Freiwilligen  Feuerwehren  engagieren,
auch den Anspruch haben müssen, politische Unter-
stützung zu erhalten. Dazu steht die Initiative unse-
res Innensenators, auch den Bereich der Freiwilligen
Feuerwehren zu optimieren, nicht im Widerspruch.
Auch das ist noch einmal erneut deutlich geworden.
Der  Landesverband  der  Freiwilligen  Feuerwehren,
die Berufsfeuerwehr und das Innenressort stehen der-
zeit im engen Austausch über die Möglichkeiten, die
sich bieten, über die Notwendigkeiten, die es gibt,
was die Ausstattungen und die Infrastruktur der Weh-
ren angeht.

Als Fraktion stehen wir im Austausch mit dem Lan-
desverband und werden sicherlich den anstehenden
Bericht zum Anlass nehmen, um mit den Interessen-
vertretern erneut ins Gespräch zu kommen. Wir müs-
sen natürlich auch den Spagat zwischen den berech-
tigten Ansprüchen der engagierten Feuerwehrleu-
te und der finanziellen Situation unseres Landes hin-
bekommen. Da sind wir optimistisch und versprechen
auch weiterhin, uns konstruktiv daran zu beteiligen.
– Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (DIE LINKE): Herr Präsident,
meine  Damen  und  Herren,  liebe  Kolleginnen  und
Kollegen! Die Antwort auf die Große Anfrage macht
eines überdeutlich: Das ehrenamtliche und unent-
geltliche Engagement der Freiwilligen Feuerwehren
ist überwältigend. 700 Freiwillige übernehmen eine
gefährliche Arbeit, die uns alle sichert und schützt.

Im Land Bremen hatten die Freiwilligen Feuerweh-
ren in den letzten zwei Jahren 1 049 Einsätze; diese
wurden sowohl in Zusammenarbeit mit den Berufs-
feuerwehren als auch ohne sie vollbracht. Eine Zu-
sammenarbeit auf anderen Ebenen zwischen Berufs-
feuerwehr und Freiwilliger Feuerwehr im Land Bre-
men erfolgte im Bereich Verwaltung und Unterhal-
tung der Gerätehäuser, der Ausrüstung und der Be-
kleidung. Die Berufsfeuerwehren sind zuständig für
die Ausbildung, Fort- und Weiterbildung sowie die
Nachwuchsgewinnung. Der Senator für Inneres und
Sport wird jetzt in Zusammenarbeit mit der Berufs-
feuerwehr und den Freiwilligen Feuerwehren über
deren Einsatz- und Zukunftsfähigkeit ein Konzept
unter der Überschrift „Unter veränderten Bedingun-
gen“ entwickeln. Das ist bitter notwendig. Die Be-
dingungen müssen sich verändern.

Vom Zustand der Gerätehäuser ist schon zum Teil
berichtet worden: Von 23 Gerätehäusern der Frei-
willigen Feuerwehren werden nur drei als sehr gut
bezeichnet, Sanierungsbedarf gibt es bei immerhin
sieben, acht rangieren unter gut, unter befriedigend

drei und ausreichend zwei. Die Fahrzeugausstattung
kann mittelfristig nur als besorgniserregend beschrie-
ben werden.

Von den 67 Fahrzeugen in der Stadt Bremen sind
26 älter als 20 Jahre. Die Fahrzeuge in Bremerhaven
sind allesamt veraltet. Die Sorgen über den mangeln-
den Nachwuchs sollte weniger im demografischen
Wandel gesucht werden als vielmehr im Mangel der
Ausstattungen. Es werden einerseits ehrenamtliche,
unentgeltliche und gefährliche Hochleistungen ein-
gefordert, andererseits steht das hochwertige, not-
wendige Arbeitsgerät nicht zur Verfügung. Wenn be-
fürchtet werden muss, dass das Fahrzeug nicht mehr
am nächsten Einsatzort ankommt, ist dies gewiss keine
Motivation, Menschen für diese Arbeit zu gewinnen.
Auch der Bund entzieht sich seiner Verantwortung,
wenn nur noch elf Löschfahrzeuge ersetzt werden.
Man stelle sich vor, von den 26 überalterten Lösch-
fahrzeuge allein in der Stadt Bremen sollen nur die-
se elf ersetzt werden.

Der Anteil der Ausgaben für die Freiwilligen Feu-
erwehren betrug im letzten Jahr in Bremen neun Pro-
zent und in Bremerhaven 0,17 Prozent. Das ist wahr-
lich nicht zu viel. Primär Einsparungsmöglichkeiten
nachzufragen und Kostensenkungen zu fordern, wie
die CDU es tut, ist kein Zukunftsprojekt. So überzeugt
man junge Menschen nicht, in die Freiwillige Feu-
erwehr  einzutreten,  mitzumachen  und  gerade  in
hoch empfindsamen Zeiten uns engagiert zu helfen
und zu schützen. Ganz im Gegenteil, es muss Geld
ausgegeben und nicht noch gekürzt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Ausbildung muss intensiviert werden, neue
Zielgruppen  angesprochen  und  für  die  Freiwillige
Feuerwehr gewonnen werden.

Noch ein kurzer Kommentar zum Schluss! In der
Antwort des Senats steht, dass immer mehr Menschen
durch ihre Berufsarbeit so beansprucht sind, dass sie
keine Energie mehr für ehrenamtliche Tätigkeit ha-
ben. Nachzulesen auf Seite fünf in der Antwort zu
Frage sieben! So haben wir auf der einen Seite die
höchste Erwerbslosenquote, und auf der anderen Seite
sind die Arbeitenden zu erschöpft für Freiwilligen-
arbeit. Dieser kleine Bericht macht deutlich, dass Ar-
beit fair verteilt werden muss. – Ich danke für Ihre
Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Kröhl.

Abg.  Frau  Kröhl  (SPD)*):  Herr  Präsident,  meine
Damen und Herren! Bevor ich in den Ernst des The-
mas einsteige, will ich mich einmal verleiten lassen
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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und den sächsischen König 1910 auf einem Feuer-
wehrverbandstag zitieren. Er begrüßte die Feuerleute
mit dem Satz: „Nu, ihr seid mir ja schöne Kokelfrit-
zen.“

Nun kommen wir zum Ernst der Sache. Die Feu-
erwehren sind das Rückgrat der nicht polizeilichen
Gefahrenabwehr. Ohne die Kolleginnen und Kolle-
gen, die Beamten, die Freiwillige Feuerwehr wären
viele Unfälle nicht zu bewältigen, viele Feuer ein-
fach nicht zu löschen. Ob es sich bei Bus- oder Zu-
gunglücken um die technische Hilfestellung handelt
oder das Löschen im Brandfall, die Feuerwehren sind
das Rückgrat unserer Stadt und auch unseres Lan-
des, damit ist Bremerhaven einbezogen.

Die guten Nachrichten für die Bremer Situation
einmal vorab: Die Freiwillige Feuerwehr hat zwischen
600 und 700 ehrenamtliche Mitglieder. Ehrenamtlich,
das ist die zentrale Debatte bei dem Thema Freiwil-
lige Feuerwehr! Es handelt darum, dass die Menschen
dort ihre Freizeit opfern in der Nacht, am Tag, teilweise
auch 24 Stunden lang. Wenn man damals an den Ein-
satz bei der Rolandmühle denkt, da waren die Kol-
leginnen und Kollegen der Freiwilligen Feuerwehr
rund um die Uhr mit im Einsatz. Das heißt, dieses Eh-
renamt kann man gar nicht hoch genug bewerten.

Was heißt das? Das heißt, dass natürlich vonsei-
ten des Senats und auch vonseiten der Koalition die
Freiwilligen Feuerwehren so zu unterstützen sind,
dass sie erstens die Arbeit für die Bevölkerung leis-
ten können, dass sie zweitens aber auch ihre Ver-
bandsarbeit leisten können. Ich glaube, das ist bei
den Freiwilligen Feuerwehren auch ein ganz wich-
tiger Punkt. Dabei sind natürlich die einzelnen Wa-
chen, einzelnen Gerätehäuser, die einzelnen Fahr-
zeuge, man kennt das auch von den Hilfsorganisa-
tionen im ehrenamtlichen Bereich, ein ganz wichti-
ges Standbein.

Man muss dabei aber berücksichtigen, in einem
Haushaltsnotlageland  müssen  wir  auch  mit  diesen
Freiwilligen Feuerwehren ins Gespräch kommen –
ich weiß, dass der Senat das derzeit tut –, wie wir
Synergieeffekte bei Freiwilligen Feuerwehren nut-
zen können, die direkt nebeneinander liegen. Da kann
ich immer nur das Beispiel Horn/Lehester Deich und
Borgfeld nennen. Die beiden Wachen liegen direkt
nebeneinander.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Die werden sich
freuen!)

Ja, ich weiß das! Der Senator hat das auch schon
einmal angesprochen, nur wir müssen es ansprechen,
und wir müssen gemeinsam mit diesen Freiwilligen
Feuerwehren eine Lösung finden.

 (Abg. D r .  B u h l e r t  [FDP]: Mit den Eh-
renamtlichen und nicht gegen die Ehren-

amtlichen!)

 Ich denke, wenn wir uns alle an einen Tisch set-
zen, die Verwaltung, der Senator, die Freiwilligen Feu-
erwehren, die Wehrführer, die Politik, und gemein-
sam reden, dann kommen wir da auch ein Stück vo-
ran. Man wird mit uns gehen. Eines kann ich auch
garantieren, wir werden, als Sozialdemokratin kann
ich das sagen, die Freiwilligenarbeit nicht zerschla-
gen. Wir finden aber eine Lösung. – Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir  haben  heute  ja  eine  Menge  gelernt,  von  der
Försterei  über  die  schwäbische  Hausfrau  bis  hin
zum sächsischen König. Es war hochinteressant.

(Abg. Frau G a r l i n g  [SPD]: Ja, das muss
man erst einmal übertreffen!)

Ehrenamtliches Engagement, das ist hier gesagt
worden, darf in keiner Art und Weise unterschätzt
werden. Es ist wichtig für die Gesellschaft, und es
ist wichtig für die Gemeinschaft. Ich kann dazu sa-
gen,  ich  bin  jahrelang  ehrenamtlicher  Helfer  des
Technischen Hilfswerks gewesen. Ich weiß also, was
das bedeutet. Ich weiß aber auch als Helfer des Tech-
nischen Hilfswerks, in welchem Spannungsfeld man
mit der Freiwilligen Feuerwehr und auch mit der Be-
rufsfeuerwehr auf der anderen Seite steht. Ich will
noch einmal sagen, wir müssen manche Dinge gar
nicht schönreden. Es gibt da Probleme, die man gar
nicht lösen kann, da sie einfach auch in der Tradi-
tion und auch im Selbstverständnis von Organisati-
onen liegen. Da wird es immer unterschiedliche Be-
trachtungsweisen geben. Was uns aber wichtig in der
Sache ist, ist, dass man, wenn man Entscheidungen
trifft, sie so frühzeitig mit den Betroffenen diskutiert,
dass sie sich mitgenommen fühlen.

(Beifall bei der FDP)

Deshalb sind wir ja für die Große Anfrage und die
Antworten dankbar. Ich will, weil wir heute ja Fein-
fühligkeiten ausgetauscht haben, auch noch einmal
betonen, wir als FDP hatten schon zuvor eine Klei-
ne Anfrage gestellt, darin stand es auch schon einmal
nachzulesen. Ich will damit nur sagen, gerade bei Eh-
renamtlichen, und das sage ich jetzt auch noch einmal
aus Erfahrung, ist es so, dass ein frühzeitiger Infor-
mationsaustausch wichtig ist. Es gibt nichts Schlim-
meres in solchen Diskussionen, als wenn man im eh-
renamtlichen Bereich etwas aus der Zeitung erfährt,
was man dann irgendwie umsetzen soll. Frühzeiti-
ge Kommunikation mit den Betroffenen tut not!

Der Kollege Öztürk hat das so schön gesagt, Frei-
willige Feuerwehren sind keine Trachtenveranstal-
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tungen, dann dürfen sie aber auch nicht in Fahrzeu-
gen herumfahren, die so aussehen, als wenn sie zwi-
schen Oldtimerclub und Museumseisenbahn ange-
siedelt sind.

(Beifall bei der FDP)

Man muss für neue und moderne Geräte sorgen.
Es macht ja Spaß in Oldtimern herumzufahren, auch
bei  der  Feuerwehr,  es  gibt  schöne  alte  Magirus-
Deutz-Fahrzeuge, ohne hier Reklame machen zu wol-
len,  mit  denen  jeder  Oldtimerfreund  gern  herum-
fährt. Da muss man nämlich noch Zwischengas ge-
ben, und es gibt große Lenkräder und noch keine Ser-
volenkung. Das ist alles wunderschön. Was aber Vo-
raussetzung sein muss, ist, dass man auch von einem
zum anderen Ort kommt, dass man mit diesen Fahr-
zeugen nicht unterwegs stehen bleibt, dass man si-
cher ist, dass die Technik auch funktioniert. Das muss
sichergestellt sein.

Auf der anderen Seite möchte ich sagen, da das
von den Ehrenamtlichen an uns herangetragen wor-
den ist: Bitte suchen und gehen Sie wirklich diesen
frühzeitigen  Kommunikationsprozess  ein!  Deshalb
begrüßen wir auch diese – ich sage einmal, das ist ja
als Arbeitsgruppe bezeichnet worden – Diskussion
in dieser Arbeitsgruppe, mit der man zwischen Frei-
williger Feuerwehr, senatorischer Dienststelle und der
Berufsfeuerwehr nach Möglichkeiten zur Optimie-
rung sucht. Es ist ja keine Frage, in einem Haushalts-
notlageland muss man auch zu vernünftigen Entschei-
dungen in bestimmten Dingen kommen. Da kann man
auf Tradition und Empfindung Rücksicht nehmen,
aber manchmal ist es eben so, dass man es aus fi-
nanziellen Gründen nicht kann. Da sind wir als FDP
auch bereit, Wege mitzugehen. Das muss aber früh-
zeitig kommuniziert und mit den Betroffenen abge-
sprochen sein.

(Beifall bei der FDP)

Ich will noch ein Wort zur Jugendarbeit sagen, weil
die ganz besonders wichtig ist und natürlich auch
junge Frauen jetzt mit einbezieht. Damals haben wir
das beim Technischen Hilfswerk erst aufgebaut, man
wird es mir kaum noch glauben, ich war einmal Ju-
gendgruppenleiter, weil das nur ein Erwachsener
machen konnte. Es sah immer ein bisschen ulkig aus,
wenn solch ein älterer Herr wie ich da vorweg ging
und die jüngeren hinterher. Das war gerade in der
Zeit, in der sich sehr viele Frauen für Technik inter-
essiert haben. Ich finde das einfach gut so, da das
eben diese wichtige Verzahnung zwischen Ehren-
amt, zwischen Technik und auch Engagement für die
Gesellschaft darstellt. Da darf man keinesfalls Demo-
tivation durch falsche Weichenstellung betreiben. –
Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Neumeyer.

Abg. Frau Neumeyer (CDU): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Schade, dass Herr Öztürk nicht
vor mir gesprochen hat! Herr Öztürk, ich wollte na-
türlich sagen, dass es nur drei Wachen gibt, die in
einem sehr guten Zustand sind. Alle anderen Wachen
haben Mängel, so wollte ich das sagen. Wenn ich das
vorhin anders herum gesagt habe, dann bitte ich, das
zur Kenntnis zu nehmen, dass ich es anders herum
meinte.

Ich finde es gut, alle sprechen hier davon, wie sehr
sie sich für die Freiwilligen Feuerwehren einsetzen.
Der Kollege Öztürk erwähnte vorhin, dass es ganz
wichtig sei, dass die Freiwillige Feuerwehr nicht mit
einem Verein verglichen werden könne. So wundert
es mich ganz besonders, dass unser Senator das aber
auf der Delegiertenversammlung gemacht hat und
von einer Zusammenlegung der Wehren sprach. Das
sei ja bei Sportvereinen auch gelungen, dann wür-
de das auch bei den Freiwilligen Feuerwehren ge-
lingen. Ich muss sagen, Herr Öztürk, das war rich-
tig, die Feuerwehr ist kein Verein, und das sagen wir
hier noch einmal ganz deutlich.

(Beifall bei der CDU)

Der Kollege aus der FDP sprach davon, dass wir
die Feuerwehren mitnehmen müssen. Wir müssen die
Freiwilligen Feuerwehren mit allem, mit Mann und
Maus, mitnehmen auch zu den Gesprächen. Denn
es ist komisch,  wenn  auf  der  Delegiertenversamm-
lung von Zusammenlegung gesprochen wird, ohne
dass vorher mit irgendjemanden aus der Freiwilligen
Feuerwehr gesprochen wurde. Ich glaube, der Ar-
beitskreis, den der Senator jetzt gebildet hat, was ich
auch sehr begrüße, ist nur entstanden, weil der Lan-
desfeuerwehrverband über die Zeitung protestiert hat,
und vielleicht ist er ja auch ein bisschen unserer Gro-
ßen Anfrage geschuldet.

Meine Damen und Herren, wir brauchen diese
Frauen und Männer der Freiwilligen Feuerwehren,
und sie sind ehrenamtlich. Wir müssen mit ihnen sehr
behutsam umgehen, damit wir auch in Zukunft ge-
nauso viele haben. Ich hoffe, dass der Senator das
auch in Zukunft so bedenkt. – Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Diskussion überrascht
etwas, weil ich mich frage: Was habe ich falsch ge-
macht? Ich habe im letzten Jahr – ich glaube, das war
im November oder Dezember – den Vorschlag ge-
macht, dass wir eine Arbeitsgruppe einsetzen, die sich
mit der Zukunft der Freiwilligen Feuerwehr im Land
Bremen  befasst.  Wir  haben  diese  Arbeitsgruppe
konstituiert, es sind alle beteiligt worden. Ich habe
über diese Arbeitsgruppe in der Tat bei der Landes-
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verbandstagung  zum  ersten  Mal  gesprochen.  Wa-
rum haben wir diese Arbeitsgruppe geschaffen?

Ich glaube, die Antwort des Senats zeigt in etwa,
wo unsere Probleme liegen. Wir haben ein Problem
im Bereich der Wachen. Ich habe vor zwei Jahren eine
ganze Reihe von Wachen übernommen, die sich in
keinem sehr guten Zustand befunden haben. Ich habe
weiter das Problem, dass zahlreiche Fahrzeuge über-
altert sind, die Zahlen sind genannt worden, und das
ist nicht nur ein Problem der Freiwilligen Feuerwehr,
sondern sie erinnern sich daran, dass wir zahlreiche
Mittel in die Hand nehmen mussten, um überhaupt
einmal bei der Berufsfeuerwehr den Anschluss zu hal-
ten. Ich erinnere daran, dass wir es gewesen sind,
die zum ersten Mal ein neues Boot in Auftrag gege-
ben haben. Das alte Boot war weit über 30 Jahre alt
und musste dringend ersetzt werden. Wir haben zahl-
reiche neue Löschfahrzeuge in den letzten zwei bis
drei Jahren besorgt. Wir haben zum ersten Mal ei-
nen neuen Kranwagen bestellt. Das alles sind Din-
ge, die uns in der Tat die Mittel genommen haben,
die ich sonst gern auch bei den Freiwilligen Feuer-
wehren eingesetzt hätte, aber ich kann das Geld nur
ein Mal ausgeben.

Wir haben dann das Problem der sehr unterschied-
lichen Entwicklungen bei den Wachen der Freiwil-
ligen Feuerwehren. Es gibt welche, die laufen von
selbst, die haben eine exzellente Jugendarbeit, über
deren Zukunft muss ich mir keine Gedanken machen,
und es gibt andere Feuerwehren, da wird irgendwann
jemand die Tür zumachen, und sie rücken nicht mehr
aus. Wenn man sich einmal die Zahl der Einsätze
anschaut – wir haben das hier auf der Seite vier auf-
gelistet – sehen Sie, die Feuerwehr Lehester Deich
hat in der Tat ein Problem mit ihrem Gebäude, das
geht so langsam ins Wasser. Auf der anderen Seite
ist das eine Feuerwehr, die hoch leistungsfähig ist,
sie macht gute Jugendarbeit. Das heißt, sie steht über-
haupt nicht zur Diskussion. Wir haben dann Borg-
feld mit wenigen Einsätzen, aber die haben ein ex-
zellentes Haus. So kann man weiter durch diese Be-
reiche gehen; dann sieht man, dass wir Feuerweh-
ren haben, die eigentlich überhaupt nicht in Erschei-
nung treten und nur ein bis zwei Einsätze haben.
Teilweise haben diese dann natürlich auch Proble-
me mit ihrem Gebäude, St. Magnus ist so ein Bereich.
Die sind im Jahr 2009 viermal ausgerückt. Ich den-
ke, allen ist klar, wir können diesen Zustand nicht
einfach so fortschreiben und mit der Gießkanne über
alle Bereiche gehen. Dann bräuchte man 10 bis 15
Millionen Euro, um diese Gebäude zu sanieren und
neue Fahrzeuge zu beschaffen.

Unsere zentrale Aufgabe ist es, ein neues, intelli-
gentes System zu entwickeln, in dem die Wachen,
die von zentraler Bedeutung sind, auch den Groß-
teil unserer Haushaltsmittel bekommen. Dies kann
man dann natürlich nicht am grünen Tisch entwickeln,
sondern da muss man alle mitnehmen. Da sind wir,
glaube ich, auf einem ganz guten Weg. Diejenigen,

die sich in der Vergangenheit aufgeregt haben, da
sie glauben, dass ihre Wachen geschlossen werden
– was ich nicht nachvollziehen kann –, sind meistens
diejenigen, die aus den leistungsstarken Bereichen
kommen, wo niemand auf die Idee kommen würde,
dass sie überhaupt zur Diskussion stehen. Deswegen
brauchen wir eine neue Struktur. Wir müssen schauen,
welche Wachen notwendig sind. Wenn auf zwei  Qua-
dratkilometern drei Wachen gleichzeitig sind, dann
sind, glaube ich, die Fragen erlaubt: Ist dies wirk-
lich sinnvoll? Können wir zukünftig allen jedes Mal
ein neues Fahrzeug zur Verfügung stellen? Oder wäre
es vielleicht nicht sinnvoll, dass man da zusammen-
geht und vielleicht einen Neubau errichtet?

Es geht auch gar nicht darum, primär Geld einzu-
sparen, sondern wenn man diese Mängel beseitigen
will, muss man Geld in die Hand nehmen. Wir schauen
in die Zukunft, und wir können es uns nicht leisten,
dieses Geld einfach nach dem Gießkannenprinzip
über die Stadt zu verteilen. Wir müssen es dort ein-
setzen, wo es dringend notwendig ist und wo wir
Sicherheit haben, dass zukünftig diese Wehren auch
ihre Aufgaben erfüllen können. Das ist eigentlich un-
ser zentrales Anliegen, für das wir uns Zeit genom-
men haben.

Ich sage klar, ich habe dies vor der Wahl angesto-
ßen, auch wenn das hier und dort einmal ein biss-
chen geknirscht hat. Ich finde, das sind Aufgaben,
bei denen wir in der Pflicht sind. Wir werden das so
machen wie bei allen anderen Reformen, die ich bis-
her im Schulterschluss mit den Beiräten und den Orts-
amtsleitern angefasst habe.

Ich gehe durch die Wehren und bin immer erstaunt,
wie vernünftig und wie souverän eigentlich auch die
Kolleginnen und Kollegen vor Ort mit diesen Din-
gen umgehen. Sie haben meistens ein ganz vernünf-
tiges Gefühl dafür, was möglich ist und was nicht.
Deswegen, denke ich, ist es gut, dass diese Initiative
von einer Bürgerschaftsdebatte begleitet wird, denn
die Botschaft ist ja, glaube ich, eindeutig: Wir brau-
chen die Freiwilligen Feuerwehren, ohne die Bremen
nicht  zu  sichern  wäre.  Sie  gehören  integral  dazu.
Deswegen müssen wir auch dafür sorgen, dass wir
zukünftig ausreichende Mittel dafür haben. Wir müs-
sen aber mit ihnen gemeinsam ein Konzept entwi-
ckeln, das zukunftsfähig ist und das sichert, dass wir
den Standard, den wir bisher erreicht haben, auch
halten. – Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 17/1286, auf die Große An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis.
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Tierquäler härter bestrafen!

Antrag des Abgeordneten Tittmann (parteilos)
vom 22. März 2010

(Drucksache 17/1229)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Dr.
Schuster.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordnete
Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich habe es schon
mehrmals erwähnt, wir leben heute in einer Zeit, in
der die Menschen immer gefühlloser, brutaler und
rücksichtsloser werden, in der sie untereinander teil-
weise ohne Moral und Respekt sind und zu einer so-
genannten Ellenbogengesellschaft verkommen sind.
In einer solchen gefühlskalten Ellenbogengesellschaft
nehmen grausame und brutale Tierquälereien un-
weigerlich und erschreckend zu, denen wir vor der
Verantwortung  gegenüber  dem  Mitgeschöpf  Tier
nicht länger tatenlos zusehen dürfen.

Durch grausame Misshandlungen werden täglich
unschuldigen  Tieren  unendliche,  unbeschreiblich
große Qualen und Schmerzen zugefügt. Zum Beispiel
werden unzählige gequälte Tiere einfach ausgesetzt,
weggeworfen oder halbtot auf einer Müllkippe ent-
sorgt, oder aber Tieren werden aus Spaß schmerz-
volle Verbrennungen zugefügt, sie werden grausam
getötet, geschlagen und getreten, bei lebendigem
Leib die Augen ausgestochen, die Ohren abgeschnit-
ten, durch Tierhasser hinterhältig vergiftet und so wei-
ter, von den millionenfachen Tierversuchen und Mas-
sentierhaltungen ganz zu schweigen. Wir dürfen aber
nicht länger schweigen, und wir dürfen als politisch
Verantwortliche und aus einer menschlichen Verant-
wortung gegenüber dem Tier heraus nicht länger se-
henden Auges nur tatenlos zusehen. Tiere können
sich vor solchen Grausamkeiten nicht selbst schüt-
zen. Tiere sind zwingend und dringend auf die Hilfe
und das Mitgefühl von uns Menschen angewiesen.
Dafür tragen wir als Parlamentarier und als Menschen
eine sehr große politische und menschliche Verant-
wortung.

Wir haben zwar seit 2002 den Tierschutz als Staats-
ziel im Grundgesetz verankert, aber gerade der Be-
reich Tierschutz ist oftmals nicht das Papier wert, auf
dem er geschrieben steht, denn bei einer effektive
Umsetzung des verankerten Tierschutzgesetzes gibt
es erhebliche Defizite. Darum sage ich Ihnen in al-
ler Deutlichkeit, es ist dringend erforderlich, dass Ge-
walt gegen Tiere, ähnlich wie Gewalt gegen Men-
schen, bestraft werden muss. Das heißt im Klartext:
konsequente Haftstrafe für Tierquäler, und zwar ohne
Wenn und Aber, wegen schwerer Körperverletzung.

Es darf nicht sein, dass Tierquäler, die solche von
mir eben ausgeführten Misshandlungen begangen

haben, mit einer kleinen, geringen Geldstrafe davon
kommen und anschließend in sehr vielen Fällen ihr
sehr schwer misshandeltes Tier wieder zurückbekom-
men. Das darf nicht sein. Hier reicht eine geringe
Geldstrafe schon lange nicht mehr aus. Hier muss ri-
goros zum Schutz sehr vieler gequälter und misshan-
delter Tiere endlich gehandelt werden. Das heißt, ri-
gorose Haftstrafen für Tierquäler, damit das Staats-
ziel Tierschutz endlich Verfassungsrealität wird. Da-
rum stimmen Sie meinem Antrag „Tierquäler härter
bestrafen!“ zum Schutz täglich gequälter und miss-
handelter Tiere zu! Selbstverständlich weiß ich, dass
Gerichte und Justiz unabhängige Organe sind, aber
wir Politiker machen die Gesetze. Wo ist denn da also
das Problem?

Der Mensch ist in meinen Augen das größte und
das  blutrünstigste,  schlimmste  Raubtier  überhaupt.
Er rottet aus reiner Profitgier unendliche Tierarten
aus. Er zerstört aus Gewinnsucht den natürlichen Le-
bensraum der Tiere. Er quält und tötet täglich Tiere
nur so aus Spaß und Vergnügen. Tiere werden für
sogenannte  Trophäen,  Elefantenfüße,  Gorillafüße,
Elfenbeinfiguren und so weiter, grausam abgeschlach-
tet. Tiere werden für sogenannte Vergnügungsspiele,
Stierkämpfe, Bärentänze, Hundekämpfe und so wei-
ter, qualvoll abgerichtet, misshandelt und missbraucht.
So grausam, so blutrünstig ist nur der Mensch, das
ist kein Tier. Darum stimmen Sie meinem Antrag zu!
– Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Als nächste Rednerin erhält das
Wort die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Titt-
mann, Sie können versichert sein, dass alle Abge-
ordneten hier im Plenarsaal Tierquälerei missbilligen.

(Beifall)

Wer schon einmal einen gequälten Hund gesehen
hat, weiß auch, wie sehr er zeitlebens darunter lei-
den kann, Tiere fühlen und vergessen Misshandlung
nicht.

Wir lehnen aber Ihren Antrag ab, weil wir der Auf-
fassung sind, dass im Tierschutzgesetz die Frage von
Tierquälerei ausreichend geregelt ist. Das Tierschutz-
gesetz ordnet Tiertötung ohne vernünftigen Grund
oder schwere Misshandlung als Straftat ein, und man
kann das mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren
ahnden oder mit einer Geldstrafe von bis zu 360 Ta-
gessätzen. Weniger schwere Misshandlungen wer-
den nach dem Tierschutzgesetz als Ordnungswidrig-
keit mit einer Geldbuße von bis zu 25 000 Euro ge-
ahndet. Also selbst bei Ordnungswidrigkeiten geht
es nicht um Kleckerbeträge, sondern durchaus um
einen sehr hohen Betrag, der für die Leute sicherlich
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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auch schmerzvoll ist und nicht einmal eben so weg-
gesteckt wird. Außerdem kann dem Tierhalter das
Tier entzogen werden, und es kann verboten wer-
den, Tiere weiter zu halten. Daran wird aber deut-
lich, dass unsere Gesellschaft überhaupt nicht gewillt
ist, Tierquälerei zu tolerieren. Was aber unsere Ge-
sellschaft in ihrer Mehrheit auch nicht will, sind immer
mehr Gesetze mit höheren Strafmöglichkeiten für al-
les Mögliche, weil unsere Gesellschaft nämlich einen
Blick für die Angemessenheit von Bestrafung hat.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Es ist schade, Herr Tittmann, dass Sie in ihrer Ein-
punktepolitik nur das Instrument der Bestrafung ken-
nen, aber nicht das Instrument der Prävention und
schon  gar  nicht  das  Instrument  des  respektvollen
Miteinanders.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Wenn man sich Ihren Antrag anschaut – Sie sind
jetzt in der Debatte nicht darauf eingegangen –, sa-
gen Sie darin, es gibt Meinungserhebungen, auf die
Sie sich beziehen, wonach eine Mehrheit der Bevöl-
kerung sich dafür ausspricht, dass Gewalt gegen Tiere
ähnlich zu bestrafen ist wie Gewalt gegen Menschen.
Diese Meinungsumfragen sind seriös nicht nachvoll-
ziehbar, und ich kann mir auch nicht vorstellen, dass
das die Meinung der Menschen ist. Wenn man die-
sen Gedankengang nämlich konsequent zu Ende den-
ken würde, hätte das weitreichende Auswirkungen
auf unsere Rechtsordnung. Ich kann mir überhaupt
nicht vorstellen, dass eine Mehrheit unserer Gesell-
schaft ein Interesse daran hat, Tiere und Menschen
tatsächlich  gleichzustellen.  Das  würde  bedeuten,
wenn man das für die Rechtsordnung konsequent zu
Ende denkt, dass es eine Tiernutzung überhaupt nicht
mehr geben dürfte. Es dürfte keine Tierschlachtung
mehr geben, unsere Ernährung wäre dann auf der
Basis von tierischer Ernährung unmöglich geworden,
ein todkrankes Tier dürfte auch nicht mehr einge-
schläfert werden.

(Abg. T i t t m a n n  [parteilos]: Nein! Das
ist völliger Blödsinn!)

Ich könnte noch ganz viele andere Beispiele auf-
zählen, und ich kann mir nicht vorstellen, dass eine
Mehrheit in dieser Gesellschaft das möchte, was Sie
hier  vorschlagen.  Beziehen  Sie  sich  also  nicht  auf
Menschen, die es gar nicht gibt, die ihre Meinung
angeblich teilen! Sie haben eine singuläre Position,
Sie wollen die Gesellschaft einfach nur spalten.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Im Tierschutzgesetz ist das maximale Strafmaß für
Tiertötung und Tierquälerei gegenwärtig gut gere-
gelt. Über das tatsächliche Strafmaß entscheiden nach
Lage des Einzelfalls die Gerichte, und das ist auch gut
so. Deshalb lehnen wir Ihren Antrag ab, weil wir diese
Art von Populismus mit Sicherheit nicht mitmachen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der CDU)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Sehr geehrter Herr Prä-
sident,  meine  sehr  verehrten  Damen  und  Herren!
Sehr  verehrte  Frau  Schön,  Ihre  Rede  gerade  zum
wichtigen Thema Tierschutz hat sich angehört wie
eine nervtötende Vuvuzela. Tatsache ist doch – und
das  können  Sie  nicht  bestreiten  –,  dass  unzählige
Tiere grausam  gequält  und  schwer  misshandelt  wer-
den, dass arme, unschuldige Tiere täglich unendliche
Schmerzen ertragen müssen. Das dürfen wir als Po-
litiker und als Menschen nicht länger dulden. Hier
muss schnellstens gehandelt werden. Ebenso dürfen
wir uns auch im Bereich der Massentierhaltung nicht
dem Druck der jeweiligen Lobbyisten beugen.

Tiere – ich habe es erwähnt – werden völlig un-
nötig qualvoll geschächtet, sie werden oftmals wo-
chenlang mit gebrochenem Bein ins Ausland trans-
portiert, wo sie dann völlig entkräftet und mit gebro-
chenen Gliedmaßen Meter für Meter mit einem Elek-
troschocker grausam vom Schiff getrieben werden
oder lebend qualvoll mit einem Kran vom Schiff ge-
hievt werden.

Frau Schön, Ihre Rede war ja eben sehr schön, nur
die  Strafen,  die  Sie  eben  benannt  haben,  werden,
wenn überhaupt, sehr selten oder fast gar nicht an-
gewandt, weil Tiere heute immer noch als Sache gel-
ten und nicht als Lebewesen. Ich wiederhole es immer
und immer wieder: Das, was der Mensch den Tieren
angetan hat und weiterhin antun wird, wird er in sei-
nem Leben nie wieder, aber auch nie wieder gutma-
chen können. – Ich danke Ihnen!

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Damit ist die Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann mit
der  Drucksachen-Nummer  17/1229  seine  Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafür Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grü-
nen, DIE LINKE, FDP und Abg. M ö h l e

[parteilos])
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Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Wir  hatten  jetzt  vereinbart,  noch  die  Tagesord-
nungspunkte ohne Debatte aufzurufen.

Festsetzung des Wahltages für die Wahl zur Bre-
mischen Bürgerschaft der 18. Wahlperiode

Antrag des Vorstands der Bremischen Bürgerschaft
vom 1. Juni 2010

(Drucksache 17/1311)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag des Vorstands der Bremischen Bür-
gerschaft mit der Drucksachen-Nummer 17/1311 sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Bestimmung
einer innerstaatlichen Institution nach dem Gesetz
zu dem Übereinkommen vom 9. September 1996 über
die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen

in der Rhein- und Binnenschifffahrt

Mitteilung des Senats vom 1. Juni 2010
(Drucksache 17/1312)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Be-
stimmung einer innerstaatlichen Institution nach dem
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 9. September
1996 über die Sammlung, Abgabe und Annahme von
Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt mit der
Drucksachen-Nummer 17/1312 in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung  und  um  Beschlussfassung  in  erster  und
zweiter Lesung gebeten hat und die Fraktionen der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen dies als Antrag über-
nommen haben, lasse ich darüber abstimmen, ob wir
jetzt in die zweite Lesung eintreten wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Gesetz  mit  der  Drucksachen-Nummer
17/1312 in zweiter Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Bremischen Landesge-
setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Mitteilung des Senats vom 8. Juni 2010
(Drucksache 17/1321)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Lan-
desgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung
mit der Drucksachen-Nummer 17/1321 in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, da auch hier der Se-
nat um Behandlung und Beschlussfassung in erster
und zweiter Lesung gebeten hat und dies interfrak-



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 69. Sitzung am 16. 06. 105272

(A) (C)

(B) (D)

tionell vereinbart wurde, lasse ich darüber abstim-
men, ob wir jetzt die zweite Lesung durchführen wol-
len.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Gesetz  mit  der  Drucksachen-Nummer
17/1321 in zweiter Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 35
vom 8. Juni 2010

(Drucksache 17/1325)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art seine Zustimmung geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung der Landesverfassung der Frei-
en Hansestadt Bremen – Eingetragene Lebenspart-

nerschaften mit Ehen gleichstellen

Antrag der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/
Die Grünen, der FDP und DIE LINKE

vom 23. Februar 2010
(Drucksache 17/1182)

2. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Änderung der Landesverfassung der Frei-
en Hansestadt Bremen – Eingetragene Lebenspart-

nerschaften mit Ehen gleichstellen

Bericht und Antrag des nicht ständigen Ausschusses
gemäß Artikel 125 der Landesverfassung

vom 10. Juni 2010
(Drucksache 17/1328)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
der Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der
FDP und DIE LINKE in ihrer 66. Sitzung am 22. April
2010 in erster Lesung beschlossen und zur Beratung
und  Berichterstattung  an  den  nicht ständigen  Aus-
schuss  gemäß  Artikel  125  der  Landesverfassung
überwiesen. Dieser Ausschuss legt nunmehr mit der
Drucksachen-Nummer 17/1328 seinen Bericht und
Gesetzesantrag dazu vor.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. – Wortmel-
dungen liegen nicht vor. – Die Beratung ist geschlos-
sen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Eine Abstimmung über den Gesetzesantrag der
Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen, der FDP
und DIE LINKE entfällt durch den neuen Gesetzes-
antrag des nichtständigen Ausschusses gemäß Arti-
kel 125 der Landesverfassung.

Wer das Gesetz zur Änderung der Landesverfas-
sung  der  Freien  Hansestadt  Bremen,  Drucksache
17/1328, in zweiter Lesung beschließen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU und Abg. T i t t m a n n
[parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des nicht ständigen Ausschusses gemäß
Artikel 125 der Landesverfassung Kenntnis.

Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
für Sport

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.
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Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden
Mitglieds des Landesbeirats für Sport

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Bericht und Antrag des Vorstands der Bremischen
Bürgerschaft gemäß § 24 des Bremischen Abgeord-
netengesetzes zur Angemessenheit der Abgeordne-

tenentschädigung
vom 15. Juni 2010

(Drucksache 17/1343)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  sich  den  Empfehlungen  der  Diätenkom-
mission zur Höhe der Abgeordnetenentschädigung
und der Kostenpauschale, Drucksache 17/1343,  an-
schließen  möchte,  den  bitte  ich  um  das Handzei-
chen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) schließt
sich  den  Empfehlungen  der  Diätenkommission  zur
Höhe der Abgeordnetenentschädigung und der Kos-
tenpauschale an.

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des Vorstands zur Höhe der Abgeord-
netenentschädigung Kenntnis.

Damit  sind  wir  am  Ende  unserer  heutigen  Ta-
gesordnung angelangt. Ich bedanke mich, schließe
die Sitzung und wünsche Ihnen einen angenehmen
Abend!

(Schluss der Sitzung 17.57 Uhr)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriftlich vom Senat beantwortete Anfrage aus
der Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)

vom 16. Juni 2010

Anfrage 12: Umsetzung des Handlungskonzepts
„Stopp der Jugendgewalt“

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die Aussagen von
Bremens Polizeipräsident Holger Münch, wonach die
Bremer Polizei zu wenig Personal habe, um das Kon-
zept „Stopp der Jugendgewalt“ komplett umzusetzen?

Zweitens: Welche Bereiche des Handlungskonzep-
tes sind betroffen und werden nicht umgesetzt?

Drittens: Welche Bedeutung misst der Senat der
Umsetzung des Handlungskonzeptes „Stopp der Ju-
gendgewalt“ bei?

Woltemath und Fraktion der FDP

Antwort des Senats:

Zu Frage 1: Im Rahmen eines Projektes wird derzeit
geprüft, wie hoch der Personalbedarf exakt ist und

wie dieser durch interne Schwerpunktverlagerungen
oder  Organisationsveränderungen  gedeckt  werden
kann. Der Projektbericht wird nach Abschluss der Prü-
fung dem Senator für Inneres und Sport zur weite-
ren Entscheidung vorgelegt.

Zu Frage 2: Wesentliche Maßnahmen im Schwel-
len- und Intensivtäterkonzept umfassen unter ande-
rem die Fertigung personenorientierter Berichte, die
Durchführung von Gefährderansprachen und die Re-
alisierung von behördenübergreifenden Fallkonfe-
renzen. Diese Maßnahmen werden von den mit Kin-
der- und Jugenddelinquenz befassten Dienststellen
bereits durchgeführt. In den übrigen Arbeitsberei-
chen konnte eine flächendeckende Umsetzung dieser
Maßnahmen bislang noch nicht erreicht werden.

Zu Frage 3: Nach Ansicht des Senats ist das Hand-
lungskonzept „Stopp der Jugendgewalt“ ein wesent-
licher Bestandteil zur Bekämpfung der Jugendkri-
minalität. Daher unterstützt der Senat die Umsetzung
des Handlungskonzeptes im Jahr 2010 mit der Be-
reitstellung von Globalmitteln in Höhe von einer Mil-
lion Euro. Diese Mittel werden für die Realisierung
der einzelnen Projekte des am Handlungskonzept be-
teiligten Ressorts zur Verfügung gestellt.

Druck: Hans Krohn · Bremen
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